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War früher der Casual Fri-
day eherein sanftes Herantas-
ten, so geht es heutzutage mit-
unter deutlich bunter und
mutiger zu: Die Herren im
Büro entdecken die Farben
für sich. Hosen und Jackets
werden nicht mehr nur in
grau oder schwarz getragen.
Das kann richtig gemacht so-
gar sehr gut aussehen, meint
die Vorzimmerperle. S. 11
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Innenminister Joachim Herrmann (r.) hat Bezirkstagspräsident
Manfred Hölzlein in München die Kommunale Verdienstmedaille
in Gold für besondere Verdienste um die kommunale Selbstverwal-
tung verliehen. 23 Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens wurden
mit der Kommunalen Verdienstmedaille in Silber geehrt. �

Bayerischer Städtetag in Bayreuth:

Ohne Städte ist kein
Staat zu machen

Wichtige Forderungen zu zentralen Politikfeldern
bayerischer Kommunalpolitik enthält ein Positions-
papier, das der Bayerische Städtetag im Rahmen sei-
ner Jahrestagung in Bayreuth verabschiedete. Dabei
handelt es sich „für uns für die kommenden Jahre um
ein kommunalpolitisches Kompendium“, das wert-
volle Orientierung geben soll, erläuterte Städtetags-
Geschäftsführer Bernd Buckenhofer im Vorfeld der
Verbandsversammlung, an der ca. 330 Delegierte so-
wie Gäste aus der Europapolitik, Bundes- und Lan-
despolitik teilnahmen.

„Ohne Städte ist kein Staat zu
machen“: Der Bayerische Städte-
tag 2013 hatte sich ein Zitat des
ersten Bundespräsidenten Theo-
dor Heuss als Motto gewählt, der
im Jahre 1953 das Fazit zog: „Ge-
meinden sind wichtiger als der
Staat.“ Denn in den Gemeinden
begegneten die Bürger ihrem
Staat zuallererst, hier erlebten sie
Demokratie und könnten mitge-
stalten. Wie Städtetagsvorsitzen-
der Dr. Ulrich Maly hervorhob,
„wirken die Städte wie ein Labo-
ratorium der Demokratie: Hier
zeigen sich gesellschaftliche Strö-
mungen zuerst, hier wirken sich
die Folgen von wirtschaftlichen
Entwicklungen am sichtbarsten
aus, hier bündeln sich wie unter
einem Brennglas soziale Proble-
me.“

„Da sein für alle“

„Da sein für alle“ sei das Leit-
motiv für die Verbandsversamm-
lung, fuhr Maly fort. Daseinsvor-
sorge durchziehe als Leitmotiv
die Erfolgsgeschichte der Städte
und Gemeinden. „Auch wenn
uns andere Länder um die hohe
Qualität beneiden, ist die kommu-
nale Daseinsvorsorge immer wie-
der Angriffen ausgesetzt: Private
Konzerne würden sich gerne ein-
zelne lukrative Geschäftsfelder
der Daseinsvorsorge sichern.“

Ein zusätzliches Problem erge-
be sich mit der Europäischen
Union: Das deutsche Verständnis
von Daseinsvorsorge lasse sich
nicht mit den Rechtsauffassungen
in allen Mitgliedstaaten in Ein-
klang bringen. In der EU-Sprache

seien dies „Dienstleistungen von
allgemeinem wirtschaftlichen In-
teresse“. Maly: „Die Städte er-
warten von Bund und Freistaat
Unterstützung, damit die kom-
munale Daseinsvorsorge weiter
besteht und nicht durch europäi-
sches Vergaberecht und Beihilfe-
recht ausgehöhlt wird.“

Protest bei Trinkwasser

Der lange Kampf um die EU-
Konzessionsrichtlinie sei ein
Lehrstück gewesen. Im letzten
Moment habe EU-Kommissar
Barnier eingelenkt und nach hefti-
gen kommunalen Protesten den

Bereich Trinkwasser wieder aus
der Richtlinie herausgenommen.
Maly: „Nun muss genau beobach-
tet werden, wie sich die EU weiter
positioniert. Es ist den Kommu-
nen darum gegangen, den Kon-
zernen keine Hintertür zu öffnen.
Die EU-Kommission wollte die
Türe einen Spalt öffnen, um mit
der Wasserversorgung der Privati-
sierung eines elementaren Teils
der kommunalen Daseinsvorsor-
ge den Weg zu ebnen. Wer die Tür
auch nur einen Spalt offen lässt,
riskiert, dass sie in der Zukunft
weit aufgestoßen wird. Die starke
Allianz für den Erhalt der kom-
munalen Daseinsvorsorge muss
wachsam bleiben. Wir kämpfen
gemeinsam mit Bund und Land
weiter. Wir passen gemeinsam
auf, damit die kommunale Da-
seinsvorsorge in bewährten Hän-
den der Kommunen bleibt und die
Wettbewerbsideologie nicht die
Oberhand bekommt. Das Profit-
streben von Konzernen darf nicht
über den Interessen der Menschen
in Europa stehen. Die kommuna-
le Daseinsvorsorge ist dem Ge-
meinwohl verpflichtet und ist de-
mokratisch legitimiert.“

„Bayern braucht Regeln, damit
wir wissen, wie sich dieses über
Jahrhunderte gewachsene Land
weiter entwickelt. Ganz ohne

Dr. Ulrich Maly. �

Steuerung geht es nicht“, formu-
lierte der stellvertretende Vorsit-
zende des Bayerischen Städte-
tags, Regensburgs Oberbürger-
meister Hans Schaidinger, seine
Erwartungen. Bayern stehe heute
so gut da, weil sich die Landespo-
litik in den 1970er Jahren gründ-
liche Gedanken um die Entwick-
lung Bayerns gemacht hat. Da-
mals seien Rahmenbedingungen
zur Landesentwicklung abge-
steckt worden.

„Die damaligen Prinzipien von
Landesentwicklung und Landes-
entwicklungsprogramm hatten
Steuerungswirkung“, so Schaidin-
ger. Gute Strukturen dürften nicht
zerstört, sondern müssten weiter
ausgebaut werden. Landesent-
wicklung lasse sich nicht mit dem
Spiel der Märkte regeln. Heute
entwickle sich Bayern unter den
Vorzeichen der Globalisierung.
Die Energiewende stelle neue

(Fortsetzung auf Seite 4)

Netzwerk Nachhaltige Bürgerkommune Bayern:

Für lebendige Kommunen
Jahrestreffen in Nürnberg mit Umweltminister Dr. Marcel Huber

Vertreter aus Kommunalpolitik und Kommunalver-
waltung sowie engagierte Bürger versammelten sich in
Nürnberg zum Jahrestreffen des Netzwerks Nachhal-
tige Bürgerkommune Bayern. Umweltminister Dr.
Marcel Huber wies darauf hin, dass die Nachhaltigkeit
das Leitbild und der Orientierungsrahmen für die
Bayerische Staatsregierung ist und künftig noch stär-
ker auf kommunaler Ebene verankert werden soll.

„Wir wollen auch in Zukunft
attraktive und lebendige Kommu-
nen. Mit starken Netzwerken und
klugen Projekten können die
Kommunen den Gedanken der
Nachhaltigkeit mit Leben erfüllen
und so die Lebensqualität auch
für die nachfolgenden Generatio-
nen sichern, gerade im ländlichen
Raum“, erklärte Huber.

Rund 50 Kommunen

Das Netzwerk wurde im Jahr
2007 vom Bayerischen Umwelt-
ministerium zusammen mit der
Schule für Dorf- und Landent-
wicklung in Plankstetten initi-
iert, um kommunale Nachhaltig-
keitsstrategien zu stärken und
weiterzuentwickeln. Mittlerwei-
le haben sich rund 50 Kommu-
nen zusammengeschlossen, um
gemeinsam den Herausforderun-
gen der Zukunft zu begegnen.

„Durch vernetztes Handeln
können die Kommunen den ab-
strakten Gedanken der Nachhal-
tigkeit konkret umsetzen und ge-
meinsam Gestaltungsspielräume
nutzen. Gerade durch den Aus-
tausch von Erfahrungen und Wis-
sen bei Modellprojekten wie
Konzepte gegen Flächenver-
brauch, Bürgersolaranlagen und
energiesparende Straßenbeleuch-

tung können die Partner vonein-
ander profitieren“, machte der
Minister deutlich. Über Work-
shops, Seminare und Exkursionen
vermittelt das Projekt Fachinfor-
mationen, die für die nachhaltige
Entwicklung in den Kommunen
entscheidend sind, zum Beispiel
über demografische Entwick-
lung, erneuerbare Energien und
bürgerschaftliches Engagement.

Auch für die Entwicklung im
ländlichen Raum können wegwei-
sende Projekte in den Bereichen
ehrenamtliches Engagement,
Nachbarschaftshilfe, Mehrgenera-
tionenhäuser oder seniorenpoliti-
sche Konzepte anderen Kommu-
nen als Vorbild dienen. Die Koor-
dination des Netzwerks wird vom
Landesnetzwerk Bürgerschaft-
liches Engagement Bayern durch-
geführt. Das Bayerische Umwelt-
ministerium fördert das „Netz-
werk Nachhaltige Bürgerkommu-
ne“ mit rund 200.000 Euro für die
Jahre 2012 bis 2014 aus Mitteln
des Bayerischen Umweltfonds.

Um die hohe Lebensqualität in
Bayern auf Dauer zu sichern, hat
die Bayerische Staatsregierung in
ihrer jüngsten Kabinettsitzung die
Bayerische Nachhaltigkeitsstrate-
gie beschlossen. In dieser werden
ressortübergreifend Ziele, Maß-
nahmen und Lösungsansätze für

eine nachhaltige Entwicklung in
Bayern gebündelt. Bürger sowie
Vertreter aus Wirtschaft, Politik
und Gesellschaft hatten die Mög-
lichkeit, sich an der Diskussion
über ein nachhaltiges Bayern zu
beteiligen. Die Ergebnisse aus
dem Dialog- und Konsultations-
prozess sind in die Nachhaltig-
keitsstrategie eingeflossen. Wich-
tige Elemente der Nachhaltig-
keitsstrategie sind Klimaschutz,
zukunftsfähige Energie, Biodi-
versität, sozialer Zusammenhalt,
Bildung sowie nachhaltige Wirt-
schaft und Konsum.

Beteiligungskultur

Dr. Manfred Hellrigl, Leiter des
Büros für Zukunftsfragen des
Landes Vorarlberg, setzte sich
nachfolgend mit der Frage ausein-
ander, die (nicht nur) für die kom-
munale Entwicklung zentral ist:
„Wie gelingt eine Kultur der Be-
teiligung?“. Diese Frage wurde

(Fortsetzung auf Seite 4)

Seehofer bei Bayerns Bezirken in Gunzenhausen:

Kommunal
vor zentral

Gunzenhausen (wefa) – Sieben bayerische Bezirke gibt
es. Sie sind in einem Verband zusammengeschlossen,
der gleichsam ihr Sprachrohr ist. Rund 150 Vertreter
aus den bayerischen Bezirkstagen kamen zur Ver-
bandsversammlung in Gunzenhausen. Es war zugleich
die letzte für Verbandschef Manfred Hölzlein, der zu-
gleich auch Präsident des niederbayerischer Bezirks-
tags ist. Entsprechend einer Umorganisation wird die
Tagung künftig „Bayerischer Bezirketag“ heißen.

„Was ist noch nicht gesetzlich
geregelt?“ Dieses Geschäftsmo-
dell, das sich in europäischen Gre-
mien breit gemacht hat, soll für
Bayern nicht gelten. Wie Mini-
sterpräsident Horst Seehofer auf
der Jahrestagung des Verbands
der bayerischen Bezirke in Hun-
zenhausen einräumte, kann Bay-
ern noch mehr Dezentralität ver-
tragen. Deshalb ist seine Parole:
„Kommunal vor zentral.“

Keine neuen Vorschriften

Vor 150 Gästen aus der Kom-
munalpolitik im Freistaat und Re-
präsentanten des öffentlichen Le-
bens sicherte der Ministerpräsi-

dent zu, in den nächsten fünf Jah-
ren werde es unter seiner Amts-
führung keine neuenVerwaltungs-
vorschriften geben. Wörtlich sagte
er: „Wenn ein Minister meint, es
müsse trotzdem sein, dann muss er
an anderer Stelle streichen.“ Er je-
denfalls sei dagegen, immer mehr
Reglementierungen zu schaffen
ohne alte abzuschaffen. „Entbüro-
kratisierung beginnt“, so Seehofer,
„indem man nicht neue Paragrafen
schafft“. Er kündigte an, steigende
Personalausgaben dürften nicht
zum Ende der Handlungsfähigkeit
des Staats führen. Der Personal-
stand solle nicht weiter steigen, es
müssten Umgruppierungen erfol-
gen. Grundsätzlich gehe es um die
Neuverteilung von Zuständigkei-
ten zwischen dem Staat und den
Kommunen. „Wir müssen“, so
meinte der Politiker, „auch das
Geld und nicht nur die Aufgaben
verlagern“.

Der Redner erläuterte die Posi-
(Fortsetzung auf Seite 4)
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ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Johann Wenninger
94374 Schwarzach

am 19.7.

Bürgermeister
Josef Böck

86863 Langenneufnach
am 21.7.

Bürgermeister
Wolfgang Schenk
89415 Lauingen

am 21.7.

Bürgermeister Jürgen Seitz
63796 Kahl am Main

am 29.7.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin

Sybille Pichl
95488 Eckersdorf

am 26.7.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Fridolin Gößl

86697 Oberhausen
am 19.7.

Bürgermeister
Bernd Sommer

95652 Waldsassen
am 25.7.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Rudolf Birner

92546 Schmidgaden
am 28.7.

Bürgermeister Helmut Roch
91456 Diespeck

am 30.7.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Karl Balk

92718 Schirmitz
am 21.7.

Bürgermeister Dieter Frank
95131 Schwarzenbach a. Wald

am 23.7.

Bürgermeister Frederik Röder
82239 Alling

am 25.7.

Bürgermeister Willi Renner
91738 Pfofeld

am 29.7.

Bürgermeister Georg Silbereisen
94113 Tiefenbach

am 29.7.

Bürgermeister Michael Geck
97529 Sulzheim

am 30.7.

Bürgermeister Bernd Steiner
89428 Syrgenstein

am 31.7.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

DStGB-Konferenz in Berlin:

Bürgernahe
Sicherheitskommunikation

Unter dem Motto „Bürgernahe Sicherheitskommunikation für
Städte und Gemeinden“ luden der Deutsche Städte- und Gemein-
debund und die Alcatel-Lucent Stiftung für Kommunikationsfor-
schung in Berlin zu einer Fachkonferenz ein, in deren Mittelpunkt
Vorträge zu Themen wie Cybersicherheit, Energiesicherheit und
Schutz kritischer Infrastrukturen standen. Das Hauptthema in
diesem Jahr: „Neue Krisen: Ein Blick in die Zukunft“.

Nach Einführungen in das Kon-
ferenzthema durch DStGB-Spre-
cher Franz-Reinhard Habbel und
Dr. Erich Zielinsky (Alcatel-Lu-
cent Stiftung für Kommunikati-
onsforschung) stellte Cornelia
Rogall-Grothe, Staatssekretärin
im Bundesministerium des Innern
und Vorsitzende des Cyber-Si-
cherheitsrates, die vom Bund vor-
angetriebenen Schritte und Strate-
gien im Interesse der Cybersicher-
heit vor. Als Plattform für einen
Informationsaustausch wurden
2011 ein Cyberabwehrzentrum
sowie ein Cybersicherheitsrat als
politisches Gremium zur Festle-
gung der strategischen Ausrich-
tung gegründet. Rogall-Grothe
rief dazu auf, eine im März 2013
vom Kabinett verabschiedete und
für Kommunen offiziell nicht
rechtlich verbindliche IT-Sicher-
heitsrichtlinie des IT-Planungsra-
tes auf allen Ebenen umzusetzen.
Zur Unterstützung der Umsetzung
sei bereits eine aus über 290 Ver-
bänden bestehende „NationaleAl-
lianz für Cybersicherheit“ ent-
standen. Der DStGB zähle dazu.

Informationsmanagement

Christoph Unger, Präsident des
Bundesamtes für Bevölkerungs-
schutz und Katastrophenhilfe
(BBK), informierte über den Stand
der Krisenbewältigung bei der
Flutkatastrophe. Dass diese deut-
lich besser als 2002 funktioniert
habe, führte er unter anderem auf
Aktivitäten des Bundes zurück,
der durch Ausbildung der Krisen-
stabsmitglieder sowie durch sein
Informations- und Ressourcenma-
nagement Ländern und Kommu-
nen zur Seite gestanden habe. Zu-
dem verwies Unger auf die fatalen
Folgen, die Extremwetterereignis-
se für die Sicherheit haben kön-
nen, und stellte den Handlungsbe-
darf dar.

Von Projekten zur bürgernahen
Sicherheitskommunikation im
Rahmen des zivilen Sicherheits-
forschungsprogramms der Bun-
desregierung berichtete Prof. Dr.

Wolf-Dieter Lukas vom Bundes-
ministerium für Bildung und For-
schung. SeinenAusführungen zu-
folge geht es dabei um bessere
technische Hilfsmittel bei der Kri-
senkommunikation (Projekt SPI-
DER), um intelligenten Schutz
vor bzw. Umgang mit Stromaus-
fällen (Projekt INFOSTROM)
und um die Erhöhung des subjek-
tiven Sicherheitsgefühls in den
Städten (Projekt DynASS). Das
Bundesministerium fördere derar-
tige Projekte mit insgesamt 55
Mio. Euro im Jahr.

Die enormen Folgen des Aus-
falls von Internet- und Mobilfunk-
netzen thematisierte Prof. Dr. Max
Mühlhäuser,TU Darmstadt. Dabei
wies er auf die zwei Seiten des In-
ternets hin, das einerseits die Effizi-

enz vieler Prozesse – auch mit Nut-
zen für den Sicherheitsbereich -
steigere und deshalb nicht mehr
hinwegzudenken sei, andererseits
die Abhängigkeit der Gesellschaft
von der dauernden Funktions-
fähigkeit dieses Systems zuneh-
mend verstärke. Aufgrund der zu-
nehmenden Vernetzung über die
IKT-Anwendungen würde der
Eintritt eines „blackouts“ zuneh-
mend größere Schäden verursa-
chen. Neben der Virenabwehr
brauche man eine „zweiteVerteidi-
gungslinie“, d. h., es müssten von
zentralen Internetprovidern unab-
hängige Strukturen in der Kommu-
nikation ergänzend bereitgestellt
werden.

Energiesicherheit

Andreas Memmert, Bürgermei-
ster der Samtgemeinde Schladen,
setzte sich mit unterschiedlichen
Aspekten der Energiesicherheit
mit Blick auf die kommunalen Be-
dürfnisse auseinander. Angesichts

der erlebten und noch zu erwarten-
den Stromausfälle müssten Ener-
giewirtschaft und Staat mehr tun,
um black-outs zu vermeiden sowie
um das Krisenmanagement so gut
wie möglich vorzubereiten. Der
Staat mache es sich zu einfach,
wenn er die Erfüllung der Schutz-
pflicht gegenüber den Bürgern auf
die Städte und Gemeinden übertra-
ge, sonst jedoch kaum Hilfe hierzu
anbiete, betonte Memmert. So-
wohl mit Blick auf Prävention als
auch mit Blick auf das Krisenma-
nagement würden die Kräfte vor
Ort in der Regel überfordert.

Rolf Krost, Präsident der Bun-
desanstalt für den Digitalfunk der
Behörden und Organisationen mit
Sicherheitsaufgaben, stellte sei-
nerseits den Sachstand beim Auf-
bau des BOS-Digitalfunks dar.
Die aktuelle Funkversorgung sei
jetzt zu 80 % erreicht und werde
Ende 2014 bundesweit flächen-
deckend erfolgen können. Die re-
gistrierten Funkteilnehmer bezif-
ferte Krost mit ca. 330.000, wobei
letztlich mit ca. 500.000 Teilneh-
mern gerechnet werde. Es gebe
bereits 40 zertifizierte Endgeräte.
Im Einsatz bei der Flutkatastrophe
habe es keine Ausfälle gegeben.
Krost gab seinem Wunsch Aus-
druck, dass die digitale Funktech-
nik zunehmend von Kommunen
eingesetzt werde. DK

Feiertagsgesetz:

Um zwei Uhr
endet der Tanz

Mehr Schutz für stille Tage
Kommunen können Alkoholexzesse verbieten

Nach jahrelangem, internem Streit hat die CSU/FDP-Koalition
im Landtag das Feiertagsgesetz geändert. Künftig darf an den
Abenden vor drei stillen Feiertagen statt bis Mitternacht bis
zwei Uhr morgens getanzt werden. Ausgenommen sind Karfrei-
tag, Karsamstag und der Heilige Abend, der schon bisher die
Ausnahmeregelung 14 Uhr am Tag zuvor hatte. Vor allem die
FDP, aber auch eine Reihe von CSU-Politikern waren mit den
Kirchen gegen diese Neuregelung. Die Liberalen hatten bis drei
Uhr gefordert, stimmten letztlich aber zu. Gleichzeitig erhalten
die Kommunen die Möglichkeit, Alkoholexzesse auf öffentlichen
Plätzen zu verbieten.

FDP-Fraktionsvorsitzender
Thomas Hacker sprach für die
Neuregelungen. Es werde im Er-
leben der Menschen keine Äde-
rung eintreten und niemand gren-
zenlos feiern. Innenminister Joa-
chim Herrmann (CSU) versicher-
te, der ernste Charakter der stillen
Tage bleibe voll gewahrt. Auch
mit dem Verbot schütze Bayern
mehr als alle anderen Länder neun
Feiertage:Aschermittwoch, Grün-
donnerstag, Karfreitag, Karsams-
tag, Allerheiligen, den Volkstrau-
ertag, Buß- und Bettag, Toten-
sonntag und Heiligen Abend. Die
Kommunen bekämen außerdem
flexible Handlungsmöglichkeiten,
Alkoholexzesse an bestimmten
Orten zu unterbinden.

Zu den Gegnern in der CSU
gehörten Landtagspräsidentin
Barbara Stamm und die Frakti-
onsvorsitzende Christa Stewens,

die frühere Sozialministerin. An-
ders als in den internen Diskussio-
nen meldeten sie sich im Plenum
nicht zu Wort.

„Einstieg in denAusstieg“

Die Opposition war gegen die
ausgehandelte Regierungsvorla-
ge. Landtagsvizepräsident Franz
Maget (SPD) schüttelte den Kopf.
Diese Gesetzesänderung sei Non-
sens. Florian Streibl, Fraktionsge-
schäftsführer der Freien Wähler,
warf der Koalition vor, sie sei der
Totengräber der stillen Tage. Die
Gesetzesänderung um jeweils
zwei Stunden sei der Einstieg in
den Ausstieg. Das Plenum ver-
zichtete allseits auf eine Neuaufla-
ge der 2011 wieder begonnenen
Diskussion und stimmte mit Ko-
alitionsmehrheit der Gesetzesän-
derung zu. rm

Letzte Gefechte im Landtag
Opposition geht massiv gegen die Koalition vor - SPD erhebt Verfassungsklage

In den letzten Vollsitzungen des Landtags vor der Wahl ist die
Opposition rhetorisch und juristisch gegen die Regierung See-
hofer ins Feld gezogen. Als Wortführer hat SPD-Fraktionschef
Markus Rinderspacher dem Ministerpräsidenten nebst allen
Kabinettsmitgliedern der CSU und FDP Versagen vorgeworfen
und Verfassungsklage wegen versäumterAuskunftspflicht erho-
ben. Die Fraktionsvorsitzenden Christa Stewens (CSU) und
Thomas Hacker (FDP) wiesen alle Vorwürfe als halt- und hilflo-
se Versuche zurück, der SPD bei der Wahl über die 20-Prozent-
Grenze zu helfen. Horst Seehofer sprach kein Wort, ließ aber
durch Gesten und Mienenspiel erkennen, was er danach vor der
Presse in dem Wort erbärmlich“ zusammenfasste.

Rinderspacher las in seiner Phi-
lippika jedem Kabinettsmitglied
einzeln und namentlich vor, was
es politisch versäumt, verfehlt und
persönlich bei der Beschäfti-
gungsaffäre zum Schaden des
Freistaats getan hätte. Er kam zu
dem Schluss, diese Regierungs-
bank sei nichts anderes als eine
restaurierte Resterampe“. Starker
Beifall von den Oppositionsabge-
ordneten und andererseits Zwi-
schenrufe nebst Hohnlachen von
der Koalition zwangen den amtie-
renden Landtagspräsidenten Rein-
hold Bocklet, zu geordneter Aus-
einandersetzung zu mahnen.

Margarete Bause (Grüne) be-

stätigte, diese Bank habe abgewirt-
schaftet und Bayern in der ganzen
Bundesrepublik in Verruf ge-
bracht. Nun sei es Zeit für eine
verlässliche, vorausschauende und
berechenbare Politik ohne CSU.
Hubert Aiwanger (FW) warf der
Koalition vor, zu viele der Opposi-
tionsvorschläge und begründeten
Anträge seien an der parteipoliti-
schen Barriere“ abgeprallt. Die
Abschaffung der Studiengebühren
sei erst durch das von den Freien
Wählern initiierte Volksbegehren
in 14-prozentigem Volksentscheid
erreicht worden. An die Adresse
der CSU richtete er die Aufforde-
rung, wir müssen über Parteigren-
zen hinweg zusammenarbeiten“.
Besonders der Ministerpräsident
müsste sich, so wie in den Kom-
munen die Amtsträger, öfter mit
den Bürgern zusammensetzen.

Thomas Hacker (FDP) verwies
bei aller Zurückweisung der
scharfen Attacken von SPD und
Grünen, auf die erfolgreichenAk-
tivitäten seiner Fraktion, die Lan-
desentwicklung voran zu bringen.
Bei allem Ja zur Koalition seien
die Liberalen nicht mit der Koali-
tion verschmolzen. Auf die SPD-
Verfassungsklage ging Hacker in-
direkt ein, als er anmerkte, wenn
man Transparenz verspricht, dann
muss man das auch machen“.

Die Klage bezieht sich auf fünf
schriftliche Anfragen von SPD-
Abgeordneten. Die Staatsregie-
rung solle mitteilen, wie viel die
einzelnen von der Beschäfti-
gungsaffäre mit rechtswidriger
Beschäftigung und Entlohnung
betroffenen Minister und Staatsse-
kretäre zurückgezahlt hätten. Das
Verweigern der Auskunft sei ver-
fassungswidrig. In der Klagebe-
gründung steht, die Nichtbeant-
wortung sei ein Verstoß gegen die
ihr ausArtikel 13 der Bayerischen
Verfassung erwachsende Pflicht,
Fragen von Mitgliedern des Land-
tags inhaltlich zu beantworten. Zu
Stewens Spott wegen der 20-Pro-
zent-Grenze in der Landtagswahl
meinte Rinderspacher, 35 Prozent
der Wähler seien von der Haltung
der CSU in dem Beschäftigungs-

skandal und anderen Selbstherr-
lichkeiten des Ministerpräsiden-
ten laut Umfragen in ihrer Wahl-
entscheidung beeinflusst. rm

Bayerische Bauindustrie:

Mehr Verlässlichkeit
in bayerischer Energiepolitik

„Die Energiewende ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, der
sich die bayerische Bauindustrie aktiv verbunden und ver-
pflichtet fühlt. Unsere Ingenieurkompetenz wird dazu beitra-
gen, dass integrierte Systemlösungen zur Geltung kommen, weil
nur so die gesetzten Ziele erreicht werden können“, sagte Dipl.-
Ing. Josef Geiger, Präsident des Bayerischen Bauindustriever-
bandes, als Begründung dafür, dass die Bayerische Bauindustrie
den von der Staatsregierung initiierten Energieeffizienzpakt
nicht unterzeichnen wird.

„Uns fehlt im bayerischen En-
ergieeffizienzpakt der Gedanke
gegenseitiger Verpflichtungen
nach dem Vorbild des Bayeri-
schen Umweltpaktes“, so Geiger
weiter. Zwar würden einige
Staatsministerien die Umsetzung
diverser Projekte zusagen. Das
seien aber keine Zusagen verläss-
licher Rahmenbedingungen, an
denen sich die Wirtschaft ausrich-
ten könnte. „Insbesondere stört
mich, dass Bayern die Mindest-
abstandsflächen zu Windkraft-
anlagen deutlich vergrößern
will.“ Auf keinen Fall dürfe diese
auf das Zehnfache der Turmhöhe,
bei großen Anlagen wären das 2
km, ausgeweitet werden: „Da
muss ein vernünftiger Kompro-
miss gefunden werden. Sonst wä-
re Windkraft nur noch auf 0,05 %
der bayerischen Staatsfläche

möglich. Ihr Ausbau in Bayern
wäre damit ernsthaft gefährdet.“

Klare Verpflichtungen

„Wir regen an, in Bayern einen
umfassenden Energiewendepakt
mit klaren Verpflichtungen abzu-
schließen, um die Energiewende
mit integrierten Systemlösungen
zu meistern.“ so Geiger weiter.
„Mit der Einengung auf Energie-
effizienz gerät der Pakt in Gefahr,
nur punktuelle Maßnahmen zu
fördern.“ Es fehle ein Bekenntnis
zur forcierten Schaffung dezen-
traler Energieversorgungsstruktu-
ren in Bayern. Zudem rege die
Bayerische Bauindustrie an, be-
stehende Förderprogramme wie
das bayerische Jahreskranken-
hausbauprogramm stärker auf die
Einsparung von Energiekosten

auszurichten. Die Höhe der För-
derung gegenüber den kommuna-
len Krankenhausträgern sollte
von anspruchsvollen Energie-
einsparzielen abhängig gemacht
werden. Die Umsetzung der EU-
Wasserrahmenrichtlinie sollte ge-
koppelt werden mit dem Bau von
Kleinwasserkraftwerken oder den
an der TU München entwickelten
Schachtkraftwerken mit Fisch-
klappen und einem zusätzlichen
Fischaufstieg. Statt punktuell ein-
zelne Gebäude energetisch zu sa-
nieren, sollte das Prinzip die
Quartierssanierung sein: ein sy-
stemischer Ansatz mit regionalen
Wertschöpfungsinitiativen, abge-
stimmter zentralisierter Wärme-
versorgung und innovativen Ver-
sorgungskonzepten.

„Bau-Knowhow“

Geiger abschließend: „Die
bayerische Bauindustrie kann
mit ihrer Ingenieurkompetenz
und ihrem Bau-Knowhow ent-
scheidend zum Gelingen der Ener-
giewende beitragen. Der Staat
muss dafür aber die Rahmenbe-
dingungen richtig setzen.“ �

Bund der Steuerzahler startet Unterschriftenaktion:

„Kinder haften für ihre Eltern“
Schuldenmobil in ganz Bayern auf Tour

Die deutschen Staatsschulden wachsen im Jahr 2013 um 870 Euro
pro Sekunde weiter an. Ende des Jahres werden wir rund 2,1 Bil-
lionen Euro an öffentlichen Schulden in Deutschland angehäuft
haben. Nicht darin berücksichtigt sind deutsche Haftungen durch
die Euro- Rettungsschirme. Hier drohen Zahlungen von mehr als
einer Billion Euro. Die Verschuldung Deutschlands steigt und
steigt und steigt. Und dies trotz Rekordsteuereinnahmen am lau-
fenden Band und historisch niedriger Zinsen. Alleine von 2012 bis
zum Jahr 2017 ist mit 100 Milliarden Euro Steuermehreinnahmen
auf dann 700 Milliarden Euro zu rechnen.Der Bund der Steuer-
zahler hat deswegen eine Unterschriftenaktion gestartet.
Deutschland hat demnach kein
Einnahmen- sondern ein Ausga-
benproblem. Der Steuerzahlerbund
will mit der Aktion „Kinder haften
für ihre Eltern“ wachrüttelnund die
Politik zum Umdenken bringen.
„Denn die Schulden und Haftun-

gen von heute sind die Steuern von
morgen“, so der Präsident des
bayerischen Steuerzahlerbun-
des Rolf von Hohenhau. „Für
Bayern ist unser Ziel klar formu-
liert! Wir wollen den Schulden-
stopp verfassungsrechtlich veran-

kern. Das ist das Ziel unserer Un-
terschriftenaktion. Nur mit einem
in der BayerischenVerfassung fest-
geschriebenenSchuldenstoppkann
in künftigen Legislaturperioden
verhindert werden, dass sich die
Politik zu Lasten nachfolgender
Generationen weiter verschuldet.“

Tour durch Bayern

Der Verband wird mit einem
Schuldenmobil in ganz Bayern
auf Tour sein und vor Ort den
Bürgern Rede undAntwort stehen
und Unterschriften sammeln.
Weitere Informationen unter:
www.unsere-kinder-haften.de�
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Liebe Leserinnen
und Leser,

wenn andere in den Urlaub
fahren, an die Badeseen zum
Schwimmen gehen, in den Ber-
gen wandern oder im eigenen
Garten die Sonne genießen,
beginnt bei uns die heiße Pha-
se des Wahlkampfs für die Be-
zirkstags-, Landtags- und Bun-
destagswahlen.

Wir Kommunalpolitiker ha-
ben unsere Weichen in den
vergangenen Jahren richtig
gestellt und unsere Themen
fleißig abgearbeitet, so dass wir gut auf die an-
stehenden Wahlkämpfe vorbereitet sind und un-

sere Landtags- und Bezirkstagskollegen sowie
die Kandidaten für den Deutschen Bundestag
ordentlich unterstützen können. Gibt es doch
kaum ein Thema, das nicht von der Bundes- über
die Landespolitik bis zu den Kommunen durch-
schlägt: Schule und Bildung, Wohnungsbau, In-
frastruktur und Finanzen, bis hin zu den Heraus-
forderungen des demographischen Wandels, um
nur einige Bereiche zu nennen.

All diese Themen sind auch
für uns Kommunalpolitiker
relevant und deshalb ist uns ei-
ne gute Zusammenarbeit und
enge Vernetzung mit den Kolle-
gen der anderen Ebenen so
wichtig. Für dieses Miteinander
setzten wir uns tagtäglich ein,
und genau diese enge Koopera-
tion hat bewirkt, dass die
kommunale Selbstverwaltung
in den letzten Jahren enorm ge-
stärkt und Milliarden-Entla-
stungen für die Kommunen
erreicht wurden.

Eine durchgängige Politik-
gestaltung auf allen Ebenen ist auch unsere
Motivation, weshalb wir in den nächsten Wo-
chen gemeinsam mit den Kollegen um jede
einzelne Wählerstimme kämpfen werden.

Wir Kommunalpolitiker sind „näher am
Menschen“ vor Ort; wir wissen, wo der Schuh
drückt - und wir können Abhilfe schaffen. Für
uns sind die Landtags-, Bezirkstags- und Bun-
destagswahlen bereits ein Stimmungsbarome-
ter für die Kommunalwahlen 2014. Sie geben
den Trend vor, auf dem wir aufbauen und mit
unserem eigenen Wahlkampf richtig durchstar-
ten können.

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen einen er-
folgreichen Sommer!

Ihr Landrat Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV

KolumneGZ Stefan Rößle

Wahlkampf
in der Kommune

DSGV-Tagung:

Kommunales Finanzmanagement und
Kommunalfinanzierung – quo vadis?

Sparkassen stehen zu den Kommunen
Von Sebastian Bergmann, Abteilungsdirektor Öffentliche Hand, DSGV

Der Deutsche Sparkassen- und Giroverband (DSGV) konnte auf
der Tagung „Kommunales Finanzmanagement und Kommu-
nalfinanzierung“ in Würzburg eine positive Bilanz zum Instru-
ment der Kommunalen Verschuldungsdiagnose (KVD) ziehen.
Der DSGV sieht einen ganz zentralen Ansatzpunkt darin, dass
Kommunen ein professionelles Schuldenmanagement etablieren
und möchte dabei unterstützen.

„Wir wissen gerade von den
kleineren und mittleren Kommu-
nen, dass dort ein hoher Bedarf
nach einer detaillierten Liquiditäts-
und Risikosteuerung in Bezug auf
die künftigen Zins- und Prolonga-
tionsrisiken besteht. Das und noch
einiges mehr leistet die Kommuna-
le Verschuldungsdiagnose des
DSGV“, sagte Dr. Karl-Peter
Schackmann-Fallis, Geschäfts-
führendes Vorstandsmitglied des
DSGV vor rund 200 Entscheidern
aus Kommunen, der Politik und
den Sparkassen in Würzburg.

Dass eine systematische Heran-
gehensweise wichtig ist, machte
Würzburgs Kämmerer Christian
Schuchardt deutlich: „Auch als
Kämmerer ist ärgerlicher Weise
die Beschäftigung mit Zinsen, Til-
gung oder Schulden eigentlich
eine Nebenaufgabe. Wesentlich
mehr Zeit bindet es, ob man einem
Verein einen Zuschuss von 1.000
Euro gibt oder nicht. Das ist nicht
verhältnismäßig.“ Aufbereite-
te Managementinformationen wie
sie die KVD der Sparkassen-Fi-
nanzgruppe anbietet würden dabei
helfen, die Realität in den Kom-
munen vor Ort auf diese wichtige
Aufgabe zu konzentrieren. Auch
durch den regelmäßigen Aus-
tausch zwischen Sparkasse und
Kommune. Ein wichtiger Aspekt
sei auch die Vergleichsanalyse mit
ähnlich strukturierten Kommunen.

Landkreistag unterstützt

Die Kommunalfinanzen ma-
chen in Deutschland trotz gestie-
gener Einnahmen nach wie vor
Probleme. Die Hälfte der Land-
kreise weisen einen defizitären
Haushalt aus. Das Gesamtvolu-
men der Kassen- und Investiti-
onskredite bezogen nur auf die
Gemeinden inklusive Zweckver-
bände beträgt 174 Milliarden Eu-
ro. Mit einem Anteil von fast 50
Prozent sind die Sparkassen der
größte Kreditgeber vor den För-
derbanken mit etwas mehr als 20
Prozent. „Unsere Aufgabe wird
von kommunaler Seite sein, dar-
auf verlässlich hinzuwirken, dass
Kommunen rückzahlungsfähig
sind, damit diese enge Zusammen-
arbeit zwischen Sparkassen und
Kommunen gerade bei der Finan-
zierung kommunaler Investitionen
auch aufrecht erhalten, und ggf.
noch ausgebaut werden kann“, be-
tonte Prof. Dr. Hanns-Günther
Henneke, Geschäftsführendes Prä-
sidialmitglied des Deutschen
Landkreistages.

Der kommunale Finanzierungs-
saldo war zwar 2012 positiv, die
Kassenkredite sind allerdings
nochmals angewachsen. Kassen-
kredite belasten gerade struktur-
schwache Kommunen. „Das ist in-
sofern besorgniserregend, da mit-
tels der Kassenkredite hauptsäch-
lich laufende Ausgaben beglichen
werden“, unterstrich Schackmann-
Fallis. Liquiditätskredite ber-
gen außerdem hohe Zinsände-
rungs- und Mehrbelastungsrisiken.
Ein Problem sei aber auch, dass
dennoch ein Investitionsstau ent-
standen sei und darüber hinaus die
vorgenommenen Investitionen
häufig auch falsch finanziert wer-
den. „Im Rahmen unserer „Kom-
munalen Verschuldungsdiagnose“
haben wir zutage gefördert, dass
gerade in den westdeutschen Bun-
desländern die Investitionen nicht
immer „fristenkongruent“ finan-
ziert werden“, so das DSGV-Vor-
standsmitglied. Gerade wenn stei-

gendeZinsenvorderTür stehen, ist
ein systematisches Schuldenmana-
gement unabdingbar, ist es beson-
ders wichtig, den Überblick zu be-
halten. Das war eines der Diskussi-
onsergebnisse der DSGV-Tagung.

S-Kompass freigeschaltet

Ein Highlight der Veranstal-
tung war der offizielle bundes-
weite Startschuss für S-Kompass,
eine auf der KVD aufbauende,
neue webbasierte Software, die
für die Kommunen die Zins- und
Kreditportfoliosteuerung ermög-
licht. „Wir haben damit eine spe-
ziell auf die Bedürfnisse des
„Konzerns Kommune‘ ausge-
richtete Software konzipiert“, er-
klärte Thomas Krebs, Geschäfts-

führer der SIZ Service GmbH,
die die Software gemeinsam mit
der Firma Lucht Probst Associa-
tes aus Frankfurt entwickelt hat.
Mit dem Kompass als Vorbild
ist ein handliches und innovati-
ves Navigationsinstrument zur
Steuerung und Planung kommu-
naler Schuldenportfolios ent-
standen. Die über 1.000 kom-
munalen Teilnehmer der KVD
haben jetzt die Möglichkeit, die
Software kostenlos zu testen.

Fazit war, dass eine sichere, zu-
verlässige und ausreichende Fi-
nanzierung von herausragender
Bedeutung für die Kommunen ist.
Viele Banken sind als Finanzier
ausgestiegen. Eine Gruppe steht
aber nach wie vor zu den Kommu-
nen: Die Sparkassen. Der Anteil
steigt sogar, wohingegen der Pri-
vatbankensektor sein Engagement
reduziert hat. „Die Kommunalfi-
nanzierung wird nicht einfacher,
aber wir unterstützen und sind uns
unserer Verantwortung bewusst“,
schloss Schackmann-Fallis. �

Bayerischer Verdienstorden:

Stolze Kommunalvertreter
30 Männer und 20 Frauen, darunter diverse Vertreter der kom-
munalen Familie, wurden von Ministerpräsident Horst Seeho-
fer im Antiquarium der Münchner Residenz mit dem Bayeri-
schen Verdienstorden ausgezeichnet. Mit dieser höchsten Aus-
zeichnung ehrt Bayern Persönlichkeiten, die für den Freistaat
und für das bayerische Volk Herausragendes geleistet haben.

Seehofer bezeichnete den Or-
den in seiner Festrede als „ein
Zeichen des Dankes und der An-
erkennung für ihren unbezahlba-
ren Dienst an der Gemeinschaft“.
„Menschen, die freiwillig, verant-
wortungsfreudig und solidarisch

handeln, sind für unser Miteinan-
der wichtiger als jede Verordnung
von oben und jede staatliche
Maßnahme“, hob der Minister-
präsident hervor.

Mehrere Landräte, ein Ober-
bürgermeister sowie das Ge-

schäftsführende Präsidialmitglied
des Bayerischen Gemeindetags,
Dr. Jürgen Busse, dürfen sich
nunmehr zu den stolzen Trägern
des weißblauen Ordens zählen.
Wie Gemeindetagspräsident Dr.
Uwe Brandl verlauten ließ, „sind
wir stolz auf unseren Geschäfts-
führer Jürgen Busse und freuen
uns mit ihm über die hohe Aus-
zeichnung. Der Freistaat Bayern
würdigt damit dessen außeror-
dentliches Engagement für die

Belange der kreisangehörigen
Städte, Märkte und Gemeinden.
Er hat den Bayerischen Gemein-
detag während seiner Zeit als Ge-
schäftsführer zum mitglieder-
stärksten kommunalen Spitzen-
verband Deutschlands geformt
und die Geschäftsstelle zu einer
effektiven, bayernweit vernetzten
Institution ausgebaut.“

Hoher Einsatz

Der Gemeindetag hat laut
Brandl heute 2.026 Gemeinden
und Städte als Mitglieder. „Dr.
Busse hat es durch hohen persön-
lichen Einsatz geschafft, auch
zahlreiche größere Städte für den
Verband zu gewinnen. Der Ver-
band ist bei der Bayerischen
Staatsregierung und vielen ande-
ren Institutionen als kompetenter
und verlässlicher Partner hoch an-
gesehen und genießt einen her-
vorragenden Ruf. Bayerns Ge-
meinden und Städte wissen, dass
sie in Dr. Busse einen starken
Kämpfer für die kommunale Sa-
che haben.“

Ehrung

Dr. Günther Denzler, Bezirks-
tagspräsident von Oberfranken
und Landrat des Landkreises
Bamberg, wurde für sein jahre-
langes politisches und ehrenamt-
liches Wirken geehrt. Denzler ist
seit 1996 Landrat des Landkrei-
ses Bamberg, seit 2003 Bezirks-
tagspräsident von Oberfranken.
Er ist seit 2005 stellvertretender
Ratsvorsitzender der Metropol-
region Nürnberg und seit 2008
Vizepräsident des Verbandes der
bayerischen Bezirke.

Vielfältiges Wirken

Kelheims Landrat Hubert Fal-
termeier, Dritter Vizepräsident
des Bayerischen Landkreistags,
hat sich laut Ministerpräsident
Seehofer durch sein vielfältiges
und lang anhaltendes Wirken seit
über zwei Jahrzehnten äußerst
erfolgreich für die Bürger des
Landkreises engagiert. Unter sei-
ner Führung habe sich dieser zu
einer der Zukunftsregionen Bay-
erns entwickelt. Als die Leitge-
danken Faltermeiers nannte See-
hofer „Konsens - Kontinuität -
Kreativität“. Er habe „wichtige
Akzente für die Fortentwicklung
des Landkreises, insbesondere
für den Erhalt von bestehenden
Betrieben und Arbeitsplätzen
und die Existenzgründung“ ge-
setzt. Auch wurde der Einsatz
des Landrats für die Chancen-
gleichheit bei der Bildung von

Kindern und Jugendlichen im
ländlichen Raum gewürdigt.

Albert Löhner, Landrat des
Landkreises Neumarkt i.d.OPf.,
hat Seehofer zufolge jahrelang in
den verschiedensten Ehrenäm-
tern gewirkt; dadurch habe er
sich große Verdienste um den
Freistaat Bayern erworben. Als
Landrat setze er sich seit mehr
als zwei Jahrzehnten für die Be-
lange des Landkreises ein
- ebenso wie zuvor als Bürger-
meister der Stadt Berching.

Denkmalschutz

Der Denkmalschutz, die Un-
terstützung und Förderung des
ländlichen Raumes und die
Schaffung neuer Arbeitsplätze
hätten ihm immer besonders am
Herzen gelegen. „Wichtig sind
ihm auch optimale Bedingungen
für die Ausbildung der Jugend
und die Erwachsenenbildung.“

Effektive Verwaltung

Durch die Umwandlung der
Kliniken des Landkreises in ein
selbstständiges Kommunalunter-
nehmen habe er die Vorausset-
zungen für eine wirtschaftliche
und effektive Verwaltung der
Krankenhäuser des Landkreises
geschafft. „Die hervorragend ge-
führten Kliniken ohne Fehlbeträ-
ge, niedrige Personalkosten bei
der Kreisverwaltung und Spar-
samkeit mit Augenmaß haben
mit dazu geführt, dass der Land-
kreis Neumarkt schuldenfrei ist.“

Der Präsident des Bayerischen
Landkreistags, Jakob Kreidl,
freute sich über die Ehrung aller
Landräte. „Ich sehe das als Aner-
kennung des außergewöhnli-
chen Einsatzes für die Belange
der Bürgerinnen und Bürger in
der zeitraubenden Arbeit der
Landrätinnen und Landräte in
Bayern.“

Engagement

Auch Hans Schaidinger, Ober-
bürgermeister der Stadt Regens-
burg, zählt nunmehr zu den Or-
densträgern. In einer ersten Re-
aktion auf die Auszeichnung
zeigte er sich hocherfreut: „Ich
freue mich sehr über die Verlei-
hung. In allen meinen Ämtern
und Funktionen habe ich mich
immer engagiert für meine Stadt
und für die Interessen aller Kom-
munen eingesetzt.“ Schaidinger
konnte an der Ordensverleihung
nicht persönlich teilnehmen. Die
Auszeichnung wird ihm zu ei-
nem späteren Zeitpunkt über-
reicht. DK

114. Verbandstag der bayerischen Genossenschaften:

Götzl mahnt Politik
und warnt vor Steuererhöhungen

Augenmerk auf langfristige Sicherung des Wohlstandes
Der Verbandstag der bayerischen Genossenschaften stand ganz
im Zeichen des Bundestagswahlkampfs und der europäischen
Beschlüsse zu einer Bankenunion. Stephan Götzl, Präsident des
Genossenschaftsverbands Bayern (GVB), richtete mahnende
Worte an die politischen Entscheidungsträger in Deutschland.
Er forderte, die langfristige Sicherung des Wohlstands als über-
geordnetes politisches Ziel nicht aus den Augen zu verlieren.
„Die öffentliche Diskussion um Steuererhöhungen, egal in wel-
cher Form, halte ich derzeit für völlig kontraproduktiv“, so der
bayerische Genossenschaftspräsident. Denn diese belasteten in
erster Linie den Mittelstand und seien eine Wachstumsbremse.

Entsprechend fasste er seine
Forderungen zusammen: „Ange-
sichts sprudelnder Steuereinnah-
men kann das Gebot der Stunde
nur heißen: Konsolidierung der
Staatsfinanzen.“

Schutz der
Institutssicherung

Deutliche Worte fand Götzl
auch zu den jüngsten europäi-
schen Beschlüssen zur Banken-
abwicklung: „Finger weg von
der Institutssicherung der Spar-
kassen und Kreditgenossen-
schaften! Wir lehnen jegliche
Haftung der deutschen Sparer
und Kreditinstitute für die Sanie-
rung von maroden Geldhäusern
in den europäischen Krisenlän-
dern ab.“

Details ausgestalten

Zwar begrüßte der GVB-Prä-
sident ausdrücklich, dass sich die
europäischen Finanzminister auf
ein Bankenrettungssystem ver-
ständigt haben, das künftig den
Steuerzahler von Belastungen
freistellen soll. Allerdings for-
derte er, die notwendigen Details

nun sorgsam auszugestalten. Da-
zu zähle, dass Volksbanken und
Raiffeisenbanken am Ende nicht
zusätzlich belastet werden. Denn
sie unterhalten seit vielen Jahren
ein Präventions- und Siche-
rungssystem, das darauf ange-
legt ist, Bankenpleiten zu ver-
meiden. „Dafür leisten die Ge-
nossenschaftsbanken Jahr für
Jahr ansehnliche Beiträge. Des-
halb fordere ich die volle Aner-
kennung unseres Sicherungssy-
stems im Rahmen des europäi-
schen Bankenrettungssystems“,
stellte Götzl klar.

Trend zur Genossenschaft
in Bayern hält an

36 neue Genossenschaften
nahmen im ersten Halbjahr im
Freistaat ihre Arbeit auf. Mit 27
Genossenschaften liegt der
Schwerpunkt dabei wie in den
Vorjahren auf dem Bereich Ener-
gie. Damit setzt sich die dyna-
mische genossenschaftliche Grün-
dungsentwicklung auch 2013
fort: Nach 66 neuen Genossen-
schaften in 2012 und 51 Koope-
rationen, die 2011 gestartet sind,
erwartet der Genossenschafts-

verband Bayern (GVB) für das
laufende Jahr ein ähnlich hohes
Niveau.

Selbstverantwortung

Stephan Götzl hält dazu in sei-
ner Analyse fest: „Bayern ist ein
Land von Genossenschaftsgrün-
dern.“ Die Idee, Herausforderun-
gen gemeinsam und selbstver-
antwortlich zu meistern, über-
zeuge immer mehr Menschen.
Allein in Bayern sind rund 2,8
Millionen Einwohner, also fast
jeder vierte Bürger, Mitglied in
einem der 1.271 genossenschaft-
lichen Unternehmen. Gegenüber
2012 bedeutet das ein Plus von
rund 63.000 Mitgliedern.

Erfolgsgeschichte
der Organisationsform

Der Internationale Tag der Ge-
nossenschaften wird jährlich am
ersten Samstag im Juli begangen.
Damit würdigen die Vereinten
Nationen gemeinsam mit dem
Internationalen Genossenschafts-
bund (IGB) die Erfolgsgeschich-
te der Unternehmensform. Zu
Recht, wie Götzl betont: „Das
vor 160 Jahren von Friedrich
Wilhelm Raiffeisen und Her-
mann Schulze-Delitzsch in
Deutschland begründete Genos-
senschaftsprinzip ist inzwischen
auf der ganzen Welt ein unver-
zichtbarer Bestandteil von Wirt-
schaft und Gesellschaft.“ Rund
800 Millionen Menschen in mehr
als 100 Ländern sind in einer Ko-
operative organisiert. �
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Herausforderungen. Bayern stehe
unter der Vorgabe, die demografi-
sche Entwicklung zu steuern, um
einenAusgleich zwischen schrum-
pfenden und wachsenden Regio-
nen zu schaffen.

Schaidinger zufolge „lassen sich
mit der Förderung aus der Gieß-
kanne die Herausforderungen im
Kampf gegen demografischen
Wandel nicht lösen“ - unüberlegt
eingesetzte Mittel linderten nicht
die Ursachen des demografischen
Schrumpfens. Bayern brauche in
der Landesentwicklung die ord-
nende Hand des Staates. Städte
und Gemeinden benötigten eine
überfachliche und überörtliche
Planung.

Schaidinger wies darauf hin,
dass der Städtetag nicht unter die
Planungsfetischisten gegangen
sei, wenn er unter bestimmten
Voraussetzungen Planung und
Regelungen fordert. „Aber gerade
die Hochwasserkatastrophe hat
gezeigt, dass es ohne übergreifen-
de Koordination nicht geht.“
Benötigt würden praktikable Re-
gelwerke und staatliche Institutio-
nen, die sich um einen wichtigen
Bereich wie den Hochwasser-
schutz kümmern. Denn Nachhal-
tigkeit und auf Dauer angelegte
Projekte seien in einer kurzfristig
denkenden Politikkultur schwer
umzusetzen.

Schaidinger zufolge „muss
nicht jede Festlegung im Landes-
entwicklungsprogramm oder jede
Maßnahme zum landesweiten
Hochwasserschutz gleich kommu-
nale Selbstverwaltungsrechte ver-
letzen. Der Freistaat muss eine
Marschrichtung vorgeben, er muss
einen gewissen Rahmen setzen,
damit sich unser Land gut ent-
wickeln kann. Wir brauchen kon-
sequente Zielvorgaben - etwa für
das Steuerungsinstrument der zen-
tralen Orte, für das Einzelhandels-
ziel oder für das Anbindegebot.
Das Landesentwicklungspro-
gramm ist kurz vor Ende der Le-
gislaturperiode im parlamentari-
schen Galopp um die Ecke getrie-
ben worden. Mit diesem Stück-
werk wird niemand glücklich.
Wenn einmal planerische Fehler in
Beton und Asphalt gegossen wer-
den, lassen die sich nicht mit dem
Federstrich einer LEP-Teilfort-
schreibung rückgängig machen.“

„Wahlkämpfer schlüpfen gerne
in Spendierhosen und erklären bei
der Modenschau, dass die Spen-
dierhosen nur ein Vorführmodell
sind. Für die Zeit nach dem Wahl-
tag liegen schon die engeren Spar-
hosen bereit“, meinte der zweite
stellvertretende Vorsitzende des
Bayerischen Städtetags, Ismanings
Bürgermeister Michael Sedlmair:
Zu Recht stünden die Verspre-
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tionen seiner Regierung: „Jeder
dritte Euro geht in die Bildung und
jeder vierte in die kommunalen
Haushalte.“ Den Vertretern der
Gemeinden versprach Seehofer,
dass es keine neue Gebietsreform
geben werde, wohl aber müsse
mehr kommunale Zusammenar-
beit sein, er wolle mehr finanzielle
Anreize dafür schaffen. „Da bin
ich unzufrieden, ich könnte mir
mehr Tempo vorstellen“, äußerte
er zur Aufteilung der Zuständig-
keiten zwischen den Ebenen. Kon-
kret verlangte Seehofer die Ein-
gliederungshilfe für Behinder-
te dem Bund zu übertragen.

Unterfinanzierung

Wie der Ministerpräsident be-
merkte, ist die Hälfte der kommu-
nalen Krankenhäuser unterfinan-
ziert. Er sieht deshalbAuswirkun-
gen auf den ländlichen Raum.
Wenn es nach ihm ginge, dann sol-
le der Staat die Investitionen tra-
gen, die Kommunen müssten da-
gegen den Betrieb finanzieren.

Seehofer bekannte sich zur Soli-
darität der Bundesländer unterein-
ander, kritisierte aber die derzeiti-
ge Praxis: „Ich stimme dem grü-
nen Ministerpräsidenten Winfried
Kretschmann zu, der gesagt hat,
dieses System sei bescheuert.“
Der Finanzausgleich könne nicht
funktionieren, wenn drei für 13 an-
dere zahlen müssten. Bayern je-
denfalls wolle mit dem Geld Sinn-
haftes bewirken und nicht denVer-
waltungsapparat aufblähen.

Der Chef der Staatsregierung
äußerte Gefallen an einer Umfrage,
wonach unter den jungen Men-
schen die Heimatliebe stärker sei
als bei den älteren Jahrgängen.
„Unsere Jugend“, so der 64-Jähri-
ge „ist auf Facebook mit der
ganzen Welt verbunden und den-
noch liebt sie Bayern“. Heimat sei
nichts Rückwärtsgewandtes oder
Statisches, sondern die Quelle von
Kreativität: „Der Respekt vor an-
deren Kulturen beginnt mit dem
Stolz auf die eigene Kultur.“ In
Bayern werde Kultur täglich ge-
lebt, sie stehe nicht nur in der Ver-
fassung. Der Regierung jedenfalls
sei Kultur nicht zu teuer. Jeder Be-
zirk solle über ein Landesmuseum
verfügen. Sein Versprechen: „In
den nächsten zwei Jahren werden
wir 1,4 Milliarden Euro für den en-
geren Bereich der Kultur ausgege-
ben.“ In diesem Zusammenhang
lobte Seehofer die Arbeit der sie-
ben Bezirksheimatpfleger und
nannte beispielhaft das „Jüdische
Museum Franken“, das für ihn ein
„Leuchtturmprojekt“ sei. Die Be-
zirke rühmte er als kulturelle Spit-
zendienstleister. Er erneuerte sein
Versprechen, nach der Landtags-
wahl einen „Minister für Heimat“
ins Kabinett zu holen, der sich
hauptsächlich um die Herausforde-
rungen des ländlichen Raumes
kümmern und Leistungen koordi-
nieren soll. Im übrigen gelte sein
Grundsatz: „Zutrauen statt Miss-
trauen.“

Seehofer ging auch auf die jüng-
ste Hochwasserkatastrophe ein
und riet allen, nicht in erster Linie
auf Paragrafen zu setzen, sondern
denen zu vertrauen, die Hilfe lei-
steten. Er setzte sich dafür ein, den
Opfern zunächst ordentliche Ab-
schläge zu zahlen und erst später
die Abrechnung zu machen, an-
statt vor der finanziellen Hilfe ein
lange dauerndes Zuwendungsver-
fahren aufzubauen. Nachdrücklich
lobte er den Einsatz der vielen jun-
gen Fluthelfer: „Wir sehen, unsere
Jugendlichen sind keineAnsamm-
lung von Ichlingen.“

Zum Programm der Gäste
gehörte auch ein Besuch des Rö-
merparks Limeseum in Ruffen-
hofen. Am Abend waren die Ta-
gungsteilnehmer zum Empfang
des mittelfränkischen Bezirkstags-
präsidenten Richard Bartsch in der
Gunzenhausener Stadthalle ver-
eint. Mit dabei war Kommunalmi-
nister Joachim Herrmann, der
meinte: „Der Verband ist nicht im-
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auch in einer Gesprächsrunde mit
Michael Pelzer, dem Ersten Bür-
germeister von Weyarn, Theresia
Benda, die in der Gemeinde lange
Zeit erste Ansprechpartnerin für
die Arbeitskreise der Bürgerinnen
und Bürger war, und Albert
Loeffler, dem Vertreter eines Ar-
beitskreises, diskutiert.

Im Rahmen von „Gesprächsin-
seln“ hatten die Teilnehmer im
Anschluss die Möglichkeit, sich
zu verschiedenen Themen zu in-
formieren und auszutauschen. Ne-
ben den Themen „Öffentlichkeits-
arbeit rund um die Energiewende:
Materialien nicht neu erfinden,
sondern vorhandene Informati-
onsmöglichkeiten nutzen!“(Pablo
Schindelmann, LfU) und „Wahl-
en und kein Vorstand?! Ideen zur
Gewinnung von Vereinsvorstän-
den“ (Aline Liebenberg, LBE
Bayern) wurde das Thema „Zeit-
banken: Ein Modell für Nachbar-
schaftshilfen?“ erörtert.

Nachbarschaftshilfe

Laut Ingrid Engelhart, erste
Vorsitzende und Geschäftsführe-
rin SPES Zukunftsmodelle e.V.’,
können sich Menschen in der sog.
Zeitbank55 auf Basis einer geord-
neten Nachbarschaftshilfe und ge-
lebten Nächstenliebe zusammen-
tun und füreinander da sein. Die
Zeitbankmitglieder leisteten sich
gegenseitige Hilfestellung und
Unterstützung zur besseren Be-
wältigung der Aufgaben im All-
tag. Aber auch gemeinsame Un-
ternehmungen und Freizeitakti-
vitäten seien wichtige Elemente
einer „Zeitbank 55+“.

Für die Hilfen, die man gebe,
bekomme man die Zeit auf einem
Stundenkonto gutgeschrieben.
Wenn man selbst Hilfe in An-
spruch nehme, „bezahle“ man mit
diesen angesparten Stunden. „Mit-
einander älter werden mit dem Ge-
fühl, gebraucht zu werden“, nann-
te Engelhart als wesentliches Leit-
motiv dieser Initiative.

Die Mitglieder der „Zeitbank
55+“ bieten einander kleine
Dienstleistungen und Hilfen in al-
lerlei Lebensbereichen an, wo-
durch sie ihre Fähigkeiten und Ta-
lente weiter ausüben, entfalten und
zum Nutzen anderer Menschen
einbringen können. Beispiele
dafür sind unter anderem die Un-
terstützung im Haushalt oder bei
Gartenarbeiten, Besuchsdienste,
Gespräche, Spiele, Betreuung
von Haustieren, Einkaufsfahrten,
Hilfestellungen bei Behörden und
Schriftverkehr oder etwa Hilfe
beim Umgang mit dem Computer.
Die geleisteten Stunden werden
auf einem „Leistungsscheck“ ein-
getragen, anschließend auf Zeit-
konten gebucht und mit Hilfe ei-
nes speziell entwickelten EDV-
Programms korrekt verwaltet.

Auch wenn „Zeitguthaben“ wie
etwa in der „Zeitbank 55+“ als ei-
ne Ergänzung der klassischen For-
men der Altersvorsorge betrachtet
werden könnten, sei es Ziel, die
Stunden nicht auf später aufzuspa-
ren, sondern schon frühzeitig ein
gegenseitiges Geben und Nehmen
einzuüben, betonte die Referentin.

Regelmäßige, möglichst monat-
liche Stammtische sollten dazu
beitragen, dass sich die Zeitbank-
Mitglieder kennenlernen könnten,
eine gegenseitige Vertrauensbasis
geschaffen werde sowie die Mög-
lichkeit zumAustausch vonAnge-
bote und Bedarf gegeben sei.

Seit Start der Initiative vor rund
drei Jahren hätten sich in Baden-
Württemberg acht Zeitbankverei-
ne gegründet, weitere seien inVor-
bereitung. Zudem gebe es bereits
längere Zeit in Österreich zahlrei-
che Praxisbeispiele für Zeitbank-
vereine. „Wir unterstützen Sie ger-
ne bei der Gründung einer Zeit-
bank 55+ in Ihrer Ortschaft“, hob
Engelhart hervor. Im Rahmen ei-
ner Zeitbankgründung stelle SPES
sämtliche Unterlagen für den
Stundentausch sowie den Zugang
zum EDV-System zur Verwaltung
und Verrechnung der Zeitstunden
zur Verfügung. DK

mer bequem, aber wir können ver-
nünftig miteinander reden.“Als ein
„Urgestein, das die Bezirke maß-
geblich geprägt hat“, rühmte er den
Präsidenten Manfred Hölzlein und
gratulierte ihm zur Verleihung der
ganz seltenen Kommunalen Ver-
dienstmedaille in Gold.

Herrmann äußerte sich anerken-
nend darüber, dass der Bezirk für
das Unterhaltungsprogramm des
Empfangs eine musikalische In-
klusionsgruppe aus Fürth enga-
gierte. Der Minister verteidigte die
Barrierefreiheit auch dort, wo sie
mit dem Denkmalschutz kollidiert
und nannte das Beispiel des Zu-
gangs zur Walhalla bei Kelheim.
Herrmann betonte, die Menschen
suchten heute wieder mehr nach
Halt, Orientierung und heimatli-
chem Umfeld. Heimat werde
emotional.

Weitblick und Kompetenz

Um dasThema „Heimat-Kultur-
Bezirke“ ging es am zweiten Tag.
Bürgermeister Joachim Feder-
schmidt und Landrat Gerhard Wä-
gemann hatten Gelegenheit, den
Gästen Stadt und Kreis vorzustel-
len.Als einen „bayerischen Patrio-
ten“ würdigte Seehofer den nie-
derbayerischen Bezirkstagspräsi-
denten Manfred Hölzlein, der dem
Verband der bayerischen Bezirke
seit zehn Jahren vorsteht, seit 41
Jahren im Landshuter Stadtrat sitzt
und 39 Jahre dem Bezirkstag an-
gehört. Er sei ein Politiker mit
Weitblick und Kompetenz. Im
Herbst wird sich Hölzlein aus der
Politik zurückziehen. Der Nieder-
bayer, der selbst bei dem Histori-
enspiel „Die Landshuter Hoch-
zeit“ mitwirkt, bekannte sich er-
neut zur kulturellen Vielfalt in
Bayern und zitierte eine BR-Stu-
die, die mit dem Slogan „Soviel

Heimat war nie“ betitelt ist. Sogar
der „Spiegel“ habe dem Heimat-
begriff eine Titelseite gewidmet,
Heimatfilme seien zu Kassen-
schlagern geworden.

Hölzlein sieht die Heimat ge-
fährdet durch verschandelte Bau-
denkmale und folkloristische Ge-
schäftemachereien. „Heimat ist“,
so der Politiker, „kein konfliktfrei-
er Raum, denn um sie muss
gekämpft werden.“ Der Begriff
habe auch eine soziale Dimension,
eine reale Vernetzung und nicht
nur eine virtuelle.

„Sozialer Nahraum“

Hölzlein definierte Heimat als
„sozialen Nahraum“. Es gehe
nicht umAbgrenzung oder gar Se-
paratismus, sondern um die Wert-
schätzung der kulturellen Vielfalt.
„Die Volkskultur hat sich“, so der
Redner, „stets verändert, und sie
hat nie in sich geruht.“ Seine The-
se untermauerte Hölzlein mit ei-
nem Zitat von Albert Scharf, dem
früheren Intendanten des Bayeri-
schen Rundfunks: „Nur Garten-
zwerge können nicht über den
Zaun blicken.“

Lobend äußerte sich der Präsi-
dent über die Arbeit der bayeri-
schen Bezirksheimatpfleger: „Sie
nehmen die Strömungen in der
Gesellschaft auf, aber laufen
nicht jedem Trend hinterher.“ Er
verteidigte die Ausgaben der Be-
zirke für die Heimatpflege, die
nur ein Prozent des Budgets aus-
machten. „Würden wir die Mittel
völlig streichen, dann wäre das
überhaupt keine Entlastung der
Etats, wohl aber ein kultureller
Flächenbrand in Bayern.“ Mit
dem vormaligen Bundespräsi-
denten Roman Herzog befand er:
„Kultur rechnet sich nicht, sie
zahlt sich aber aus.“ �

chungen von hohen Summen un-
ter Finanzierungsvorbehalt – „zu-
mal wenn wir die globalen wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen
sehen, die schnell auf die kommu-
nalen Steuereinnahmen durch-
schlagen können“. Auch die
Schuldenbremse und der Fiskal-
pakt könnten sich auf die kommu-
nalen Finanzen auswirken.

Die Länder dürften Schulden-
bremse, Entschuldungspläne und
Fiskalpakt nicht als Anlässe neh-
men, um Zuweisungen an die
Kommunen abzusenken. Damit
der Fiskalpakt eingehalten werden
kann, müssten die Kommunen
dauerhaft zu einer schwarzen Null
kommen können. Bund und Län-
der hätten den Verabredungen zur
innerstaatlichen Umsetzung des
Fiskalpakts gerecht zu werden. Be-
sonders wichtig sei der Einstieg
des Bundes zur Kostenübernahme
bei der Eingliederungshilfe für be-
hinderte Menschen.

Bedenkliche Entwicklungen

Derzeit erscheine die kommu-
nale Finanzlage in Bayern (mit ei-
nem positiven Finanzierungssaldo
von 1,26 Milliarden Euro im Jahr
2012) rosig - allerdings nur auf
den ersten Blick, wie Sedlmair er-
läuterte: „Was auf den ersten
Blick optimistisch stimmt, lässt
einen auf den zweiten genaueren
Blick schon nicht mehr so munter
sein. In vielen Kommunen schla-
gen sich Probleme durch und zei-
gen sich bedenkliche Entwicklun-
gen ab. Nach wie vor steigen die
Soziallasten, daher fordert der
Bayerische Städtetag ein Bundes-
leistungsgesetz.“

Innerhalb des abgelaufenen
Jahrzehnts sind in Bayern die Sozi-
alausgaben um gut ein Drittel auf
knapp 5 Milliarden Euro gestiegen,
darunter für Hilfen zur Erziehung,
Jugendhilfe, Eingliederungshilfe
für Menschen mit Behinderungen,
Hilfe zur Pflege und die Grundsi-
cherung im Alter (die inzwischen
schrittweise vom Bund übernom-
men wird). Die Investitions-
schwäche der Kommunen hält an
und verschärft die Probleme. Viele
Kommunen müssen unverändert
einen rigorosen Kurs der Haus-
haltskonsolidierung fahren. Damit
vollzieht sich ein schleichender
Substanzverlust in der kommuna-
len Infrastruktur, etwa in Schulen,
Straßen, öffentlichem Nahverkehr
und Krankenhäusern.

Der Bayerische Städtetag for-
dert eine bessere Ausstattung des
kommunalen Finanzausgleichs,
damit Kommunen ihre Aufgaben
besser erfüllen können. Die Pro-
bleme von strukturschwachen Re-
gionen in Bayern lösen könne der
FAG freilich nicht, betonte Sedl-

mair: „Wir dürfen die Erwartun-
gen an den kommunalen Finanz-
ausgleich nicht überfrachten.“ Vor
allem die Schlüsselzuweisungen
sollten den Kommunen bedarfs-
gerecht zugewiesen werden. Dies
müsse allerdings nach differen-
zierten Kriterien geschehen, die
sich am jeweiligen Bedarf von
Kommunen und ihren unter-
schiedlichen Aufgaben orientie-
ren. Nötig seien eine Regional-
und Strukturpolitik, die den Aus-
bau der Infrastruktur bei Straße,
Schiene und Breitband vorantreibt
sowie eine weitere Dezentralisie-
rung von Behörden und Ausglie-
derungen von Hochschuleinrich-
tungen in kleinere Städte.

Bei einer Podiumsdiskussion
mit den Fraktionsvorsitzenden
Hubert Aiwanger (Freie Wähler),
Margarethe Bause (Grüne) und
Thomas Hacker (FDP) sowie
Bayerns Innenminister Joachim
Herrmann (CSU) und dem SPD-
Bewerber für das Amt des bayeri-
schen Ministerpräsidenten, Mün-
chens Oberbürgermeister Christi-
an Ude, brachte Innenminister Jo-
achim Herrmann zum Ausdruck,
Kommunen in strukturschwachen
Gebieten stärker unter die Arme
greifen zu wollen. Dort müssten
zusätzliche Akzente gesetzt wer-
den. Das könne die Verlagerung
einer Behörde sein oder die Siche-
rung vonArbeitsplätzen vor Ort.

Christian Ude forderte „eine
Entschuldungshilfe, die nicht zula-
sten des kommunalen Finanzaus-
gleichs gehen darf.“ Klamme
Kommunen in Nordostbayern
könnten ihre Finanzen selbst dann
nicht in den Griff bekommen,
wenn sie alle freiwilligen Leistun-
gen strichen. Für den Fall eines
Wahlsiegs kündigte Ude ab Herbst
ein komplett überarbeitetes neue
Landesentwicklungsprogramm an.

Während Margarete Bause vor
einer „Förderung mit der Gießkan-
ne“ warnte und ihre Partei als
„Trendsetter auf der kommunalen
Ebene“ bezeichnete, legte Hubert
Aiwanger Wert auf die Feststel-
lung, dass „jeder dritte Bürgermei-
ster den Freien Wählern an-
gehört“. Seine Partei brauche sich
deshalb „längst nicht mehr recht-
fertigen, wenn sie auch auf Lan-
des- und Bundesebene mitregieren
will, wo doch da andere das große
Rad drehen, die keinen einzigen
Bürgermeister stellen“.

Thomas Hacker, selbst Bay-
reuther, griff schließlich den Vor-
schlag seiner gastgebenden Ober-
bürgermeisterin Brigitte Merke-
Erbe (parteilos) auf, das von Mini-
sterpräsident Horst Seehofer ge-
plante Heimatministerium in Bay-
reuth anzusiedeln.Als erster FDP-
Politiker brachte er sich dafür
gleich selbst ins Gespräch. DK

Ohne Städte ist kein...

Für lebendige...

Kommunal vor...Von Babyboomern
zu Pflegeboomern

1. Pflegesymposium der Versicherungskammer Bayern

DieAusgestaltung der Pflegebetreuung und deren Finanzierung ist
ein viel diskutiertes Thema.Auf dem ersten Pflege-Symposium der
Versicherungskammer Bayern tauschten sich Experten unter dem
Motto „Die Zeiten ändern mich“ über die Zukunft der Pflege aus.

Die Pflege steht vor vielfältigen
Herausforderungen, die man ent-
schlossen angehen muss, um sie
für die Zukunft tragfähig zu gestal-
ten. Durch die wachsende Nach-
frage nach professioneller Hilfe er-
höht sich auch der Bedarf an Fach-
kräften. Die Pflegekosten steigen
aufgrund der demografischen Ent-
wicklung. „Um diesen vielfältigen
Herausforderungen in der Zukunft
zu begegnen, müssen wir bereits
jetzt entschlossen handeln“, er-
klärte Bayerns Sozialministerin
Christine Haderthauer, Schirmher-
rin des Pflege-Symposiums. „Alle
Akteure der Pflegepolitik müssen
an einem Strang ziehen, aber auch
die Bürgerinnen und Bürger müs-
sen sich ihrer Eigenverantwortung
bewusst werden.“ Haderthauer ap-
pellierte, dass sich die Einstellung
zum Alter insgesamt ändern müs-

se. „Nicht Defizite, sondern die
Kompetenzen der älteren Men-
schen müssen im Mittelpunkt ste-
hen, ohne dabei diejenigen zu ver-
gessen, die Betreuung und Unter-
stützung benötigen. Der Freistaat
trägt diesem Paradigmenwechsel
Rechnung und hat die Erstellung
von regionalen seniorenpoliti-
schen Gesamtkonzepten für die
Kommunen gesetzlich festge-
schrieben.“

„2060 wird jeder 14. Einwohner
in Deutschland pflegebedürftig
sein. Die Generation Babyboomer
hat sich dann zu den Pflegeboo-
mern entwickelt“, betonte Dr. Har-
ald Benzing,Vorstandsmitglied der
Versicherungskammer Bayern auf
dem Pflege-Symposium. Schon
heute sind 2,5 Millionen Men-
schen in Deutschland pflegebe-
dürftig. In 40 Jahren wird sich ihre

Zahl nahezu verdoppeln. „Um si-
cher zu stellen, dass wir in Würde
altern können, müssen wir jetzt
handeln,“ so Dr. Benzing. „Die
Versicherungskammer Bayern
sieht sich deshalb in der gesell-
schaftlichen Verantwortung: als
Versicherer, als Kompetenzträger
und alsArbeitgeber.“

„Die demografischen Entwick-
lungen verursachen diverse Symp-
tome in den kommunalen Infra-
strukturen, so auch in der Pflege“,
erklärte Prof. Dr.-Ing. Lothar
Koppers, Direktor des Instituts für
angewandte Geoinformatik und
Raumanalysen e.V. (AGIRAe.V.).
„Landflucht und immer weniger
werdende Landärzte sind eine
Auswirkung. Aber auch Boomre-
gionen wie der Großraum Mün-
chen bekommen die Folgen zu
spüren.“ Die Prognosen zeigten,
dass sich die Kommunen und ihre
Verwaltung der Pflege auf die sich
verändernden Bedingungen ein-
stellen müssen. „Dazu gehören
neben einer verstärkten sektoren-
übergreifenden Zusammenarbeit,
die Erprobung innovativer Be-
treuungs- und Unterstützungsmo-
delle wie auch die Einführung ei-
nes Pflegemonitorings“, so Prof.
Dr. Koppers. �
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Zukunftsweisend.
Der neue Unimog mit BlueTEC-6-Technologie.

Überzeugt mit zahlreichen Innovationen und setzt
Maßstäbe in Sachen Effizienz, Umweltfreundlichkeit,
Sicherheit und Bedienerfreundlichkeit. Mehr unter
www.neuerunimog.com

Mercedes-Benz Unimog im Jahrhundert-Hochwasser 2013:

Zugeschnitten für
den Katastropheneinsatz

Stuttgart/ Großraum Magdeburg - Das Jahrhundert-Hochwas-
ser im Sommer 2013 hat im Bereich der bayerischen Donau und
der ostdeutschen Elbe und großen Nebenflüssen, sowie den be-
nachbarten Ländern Tschechien und Österreich mit noch nie ge-
messenen Pegelständen die Menschen und die Natur heimge-
sucht. Innerhalb von Stunden wurden Wohnhäuser, Schulen, In-
dustriebetriebe und landwirtschaftliche Anwesen von der
Hochwasserkatastrophe betroffen. Wohl wurden Deiche verbes-
sert, dennoch gibt es bei der reißenden Urgewalt eines Hoch-
wassers keinen hundertprozentigen Schutz. Die bis zu 40 Kilo-
meter lange Scheitelwelle des Elbehochwassers hat einen noch
nie gesehenen ungeheuren Druck auf die Deiche ausgeübt, der
manche Deiche absacken oder brechen ließ

Die Stunde der professionellen
und freiwilligen Helfer ist ge-
kommen, wenn kurz vor Errei-
chen des Maximalpegels die Dei-
che noch mal mit einer Schicht
Sandsäcke geschützt werden,
während des Durchrauschens der
Flutwelle gesichert werden, bei
Durchbruch die verbliebenen
Menschen und Tiere aus dem
Notstandgebiet gerettet werden
und schlussendlich nach Ende der
Katastrophe die verschlammten
Straßen und Wohnungen gerei-
nigt und der Schutt entsorgt wer-
den wird. Ähnliche Bilder kennt
man auch vom Wiederaufbau
von Infrastruktur bei extremem
Schneebruch bis zu Einsätzen bei
Erdbeben und Hochwasser in Ja-
pan oder New Orleans.

Bewährte Fahrzeuge
im Katastrophenschutz

Und diese Katastrophenbewäl-
tigung geht in jeder beschriebe-
nen Phase nicht ohne Nutzfahr-
zeug, das haben die abertausen-
den von betroffenen Menschen
erlebt, die an den Brennpunkten
geholfen haben, um die Folgen
des Hochwassers zu mildern.

Unter allen Arten von Nutz-
fahrzeugen ist natürlich der Uni-
mog, kraft seiner Konstruktion
und Auslegung, das prädestinier-
te und bewährte Fahrzeug für alle
Hilfseinsätze.

Gerade im Hochwassereinsatz
zieht der Unimog seine Karten:
Die Zufahrtswege zu den Deichen
sind oftmals viel zu schmal für
größere Lkw, besonders im Be-
gegnungsverkehr bei überfluteten
Feldwegen. Zudem verformen
schwere Fahrzeuge die aufge-
schwemmte Deichbasis und kön-
nen diese zum Kollaps führen.
Der Unimog hingegen kann mit
seiner kompaktenAusführung vor
den Deichen wenden und auf dem
weichen Grund fahren, ohne den
Bodendruck zu erhöhen.

Deswegen hat der Innenmini-
ster von Mecklenburg-Vorpom-
mern, Lorenz Caffier, erst im

September 2012 für das Landes-
amt für zentrale Aufgaben und
Technik der Polizei, Brand- und
Katastrophenschutz (abgekürzt
LPBK) in Schwerin insgesamt
sechs neue Unimog UHN 4000 in
der Farbe des Bevölkerungs-
schutzes Elfenbein übernommen.
Der Einsatzschwerpunkt der
hochgeländegängigen Unimog
U 4000 ist die Abwehr und die
Bekämpfung der Auswirkungen
von Sturmfluten/ Sturmhochwas-
ser und Folgen von zunehmenden
Extremwetterlagen und Orkan-
verwüstungen, wie im Sommer
2013.

Wo selbst Allrad-Lkw an ihre
Grenzen stoßen, muss ein ganz an-
derer Typ von Arbeits- und Zug-
maschine her, nämlich der Uni-
mog. Der Mercedes-Benz Uni-
mog ist eine Fahrzeuggattung für
sich, er bietet Möglichkeiten, die
weltweit kein anderes Fahrzeug
bietet. Der Unimog ist flexibler als
andere, mit An- und Aufbauräu-
men vorne, in der Mitte und hin-
ten. Der Unimog ist geländegängi-
ger als andere und gleichzeitig hat
er Schnellfahreigenschaften, mit
denen er auf der Straße höchstes
Transporttempo vorlegt. Der Uni-
mog ist der kompromisslose Profi,
überlegen in jeder Situation und
auf jedemTerrain – etwa imWald-
brand-, Katastrophen- und Hoch-
wasser-Einsatz.

Der hochmobile Geräteträger
Unimog UHN für den Katastro-
phenschutz in Mecklenburg-Vor-
pommern wurde auf der bewähr-
ten Basis des hochgeländegängi-
gen Unimog mit 3-sitziger Kabi-
ne und Pritsche mit einem Rad-
stand von 3250 mm mit Kombi-
nation verschiedenster Anbau-
geräte gebaut. Der Geräteträger
ist ausgestattet mit einem hydrau-
lischem Ladekran, mit Kranseil-
winde und Hubseilwinde, aus-
fahrbaren Stützen nach vorne und
nach hinten zuzüglich einer Berg-
stütze. Der Frontlader kann auch
mit einer Staplergabel ausgestat-
tet werden. Hilfsorganisationen
entscheiden sich für den hoch-

geländegängigen Mercedes-Benz
Unimog, da dieses Fahrzeug ne-
ben den aufgezählten Zusatz- und
Arbeitsgeräten zudem als Zug-
maschine für diverse Ausrü-
stungs- und Bootsanhänger ein-
gesetzt werden kann und dabei
drei Mannschaften mit ihrer per-
sönlichenAusrüstung Platz bietet.

Der ganz entscheidende Vorteil
des Unimog UHN ist aber die alt-
bewährte Unimog-Tugend, näm-
lich als schnelllaufende Zug- und
Arbeitsmaschine über die Auto-
bahn schnellstens den Einsatz-
raum zu erreichen, um dann im
Einsatzgebiet in schwierigem
Gelände und auf überfluteten
Straßen hochgeländegängig sei-
nen Auftrag zu erfüllen.

Viele Einsatzprofile

Mit der Arbeitsgeräteausstat-
tung ist der Unimog UHN-Gerä-
teträger in der Lage, folgendes
Einsatzprofil für den Katastro-
phen- und Hochwasserschutz zu
erbringen:
XHochgeländegängiges Spezial-
fahrzeug, welches als Zug- und
Arbeitsmaschine verwendet wird.
Fahrfähigkeit abseits befestigter
Wege.
XDas Träger-Kraftfahrzeug dient
u.a. zum Materialtransport von
technischen Einsatzmitteln, Stück-
gut (Sandsäcken) und Schüttgut.
XDer Unimog UHN-Geräteträ-
ger ist so ausgestaltet, dass er
auch als Zugfahrzeug zum Trans-
port von Einsatzmitteln (Tieflade-
anhänger, Brückenteile,Aggrega-
teanhänger, mobile Lichtmastan-
lage usw.) dient.
XBergen von Personen und Tie-
ren in Not, Fahrzeugen und
Gerätschaften von Bürgern, aber
auch von eigenen Kräften und
Fahrzeugen zur Eigenbergung.
XWatfähigkeit von 1200 mm
Höhe, wie sie z. B. jetzt bei den
Hochwasserereignissen an Do-
nau und Elbe oder bei Sturmflu-
ten an Nord- oder Ostsee erfor-
derlich ist. Der Unimog ist wegen
seines regulierbaren Reifen-
druckes in der Lage, auch einen
nassen Strand zu befahren.
XRäumen bzw. Schieben von
Hindernissen, Beseitigung von
herabgestürzten Bäumen,Anlegen
von Bedarfswegen, Abtragen, Be-
wegen und Ablagern von Schütt-
gut und gewachsenem Erdreich.
XBei möglichen Schneekata-
strophen oder Erdrutschen lassen
sich mit dem Frontlader die Ver-
kehrswege wieder freiräumen,
bzw. verschüttete Fahrzeuge mit

Ein Unimog im Hochwasser-Einsatz. �

dem Kran bergen.
XBei dem jetzt aktuellen Jahr-
hundert-Hochwasser lassen sich
mit dem Frontlader Schutzdeiche
anlegen, bzw. mit der Staplerga-
bel Sacksäcke verbringen.
XBei Havarien von Fahrzeugen
mit erdkontaminierenden Flüs-
sigkeiten (Ölunfall) lässt sich mit
diesem Gerät auch eine Erstmaß-
nahme zum Schutz des Grund-
wassers einleiten.
XMit dem Kran Heben bzw.
Senken der Mehrzweck- und Ka-
tatastrophen-Schutzboote, auch
in tieferliegende Hafenbecken.
XBe- und Entladen von Schie-
nen und Schwellen bzw. Anhän-
ger von Stammholz, Be- und Ent-
laden von Einsatzmaterial - auch
Schüttgut, Be- und Entladevor-
gänge von ausgefallenen Kraft-
fahrzeugen.
XAbfangen von Treibgut, wel-
ches durchweichte Deiche be-
schädigen könnte.

Umweltfreundlicher und effizi-
enter, dabei genauso geländegän-
gig wie dieVorgänger und noch ro-
buster - also rundum verbessert -
sind jetzt die hochgeländegängigen
Unimog unterwegs, und zwar mit
denneuenBezeichnungenU 4023
und U 5023 als Nachfolger der
U 4000 und U 5000. Zum Ein-
satz kommt der neue drehmoment-
starke BlueEfficiency Power Blue-
Tec 6-Motor, ein Vierzylinder mit
jetzt 170 kW(230 PS) und einem
Drehmoment von 900 Nm.

Das Unimog-Getriebe wurde
optimiert und leistungsgesteigert,
so dass die Schaltzeiten jetzt bei
gleichzeitiger Erhöhung der Le-
bensdauer kürzer sind. Die Ge-
triebebedienung erfolgt zukünftig
über den Lenkstockhebel an der
Lenksäule, welcher auch die
Schnellreversierfunktion EQR
(electronic quick reverse) bein-
haltet. Wie bisher stehen acht
Vorwärts- und sechs Rückwärts-
gänge zur Verfügung, optional
auch eine Geländegruppe für Off-
roadeinsätze im Geschwindig-
keitsbereich von 2,5 bis 35 km/h.

Der wesentliche Unterschied
zwischen den beiden Typen liegt
in den Achsen und im Rahmen
und damit den Achslasten

und dem Gesamtgewicht,
beim U 4023 beträgt es maxi-
mal 10,3 Tonnen, beim U 5023
sind es maximal 14,5 Tonnen.

Dieses Fahrerhaus ist ein Klas-
siker – es prägt das Erscheinungs-
bild des Unimog, heute als Bau-
reihe der hochgeländegängigen
Unimog – seit dem Jahre 1974.
Für die Entwicklungsingenieure
hieß es, unter dieser Kabine die
Euro-VI-Technik unterzubringen.
Es gelang, indem der Motor um
einen Meter nach hinten unter das
Fahrerhaus versetzt wurde und
nun das Herzstück des neuen
Konzeptes bildet. Das neue Fah-
rerhaus wurde im Vergleich zum
Vorgänger um 120 Millimeter
verlängert und geringfügig erhöht.

Im Interieur profitiert der neue
Unimog von der neuen Ausstat-
tung: Multifunktionslenkrad, ver-
stellbare Lenksäule, Multifunkti-
onstasten, Kombiinstrument mit
großem Display sowie neues ver-
stärktes Heizungs- und Lüftungs-
system sorgen für optimale Be-
dingungen für den Fahrer.

Reifendruckregelung

Die Reifendruckregelanlage
„Tirecontrol Plus“ wurde neu
konzipiert, damit kann nun der für
den jeweiligen Einsatz passende
vorkonfigurierte Reifendruck ein-
fach und komfortabel im Display
über die Auswahl der Programme
eingestellt werden. Vorgegeben
sind die Modi „Straße“, „Sand“
und „Schlechtweg“. Außen zei-
gen der dynamisch gestaltete
Kühlergrill und die neuen Stoß-
fänger mit modernen Leuchten
auf den ersten Blick, dass hier ei-
ne neue Unimog-Generation im
Einsatz ist. Völlig neu gestaltet
wurde auch der Aufstieg zum
Fahrerhaus mit einem komforta-
blen und sicheren, je nach Kun-
denwunsch zwei- oder dreistufi-
genAufstieg.

Die veränderte Lage des Motors
ermöglicht jetzt auch den direkten
Geräteabtrieb vom Motor, somit ist
der Antrieb von Geräten unabhän-
gig von der Fahrt im Gegensatz
zum – weiterhin vorgehaltenen –
Abtrieb vom Getriebe möglich.

Ihre im Wettbewerbsvergleich
konkurrenzlos hohe Geländetaug-
lichkeit verdanken die Unimog der
Reihe UHN unter anderem ihrem
Rahmenkonzept. Eine extreme
Verwindungsfähigkeit bildet eine
der Voraussetzungen, dass sich ein
Radfahrzeug überhaupt noch in ei-
nem Gelände fortbewegen kann,
das bestenfalls von Kettenfahrzeu-
gen zu bezwingen ist. Wesentliche
Voraussetzung der Verwindungs-
fähigkeit ist die Dreipunktlage-
rung von Motor, Getriebe, Fahrer-
haus und Aufbau. Sichtbar wird
diese Spezialität im Gelände,
wenn sich Aufbau oder Gerät
deutlich gegenüber dem Fahrer-
haus verschränken.

Das große Plus des hochgelän-
degängigen Unimog, seine opti-
malen Fahreigenschaften in
schwerem Gelände, blieb unan-
getastet, in einzelnen Punkten
wurden die Stärken weiter ausge-
baut. Auf Grund der neuen Mit-
telmotorlage liegt die Rahmen-
kröpfung nun weiter hinten, ins-
gesamt ist damit ein niedrigerer
Fahrzeugschwerpunkt bei gleich-
zeitig hoher Bodenfreiheit er-
reicht, was unter anderem die
Fahreigenschaften im Offroad-
einsatz verbessert.

Dass der Rahmen dieser Uni-
mog geschweißt ist, einschließ-
lich der Rohrquerträger, garan-
tiert die extrem gute Verwindung
von bis zu 600 Millimetern bei
der Fahrt im Gelände. Die Achs-
verschränkung von bis zu 30
Grad macht die Schubrohrtechnik
in Verbindung mit den Schrau-
benfedern möglich, indem sie die
Achsen über Schubrohr und
Schubkugel am Getriebe anbin-
det. Portalachsen, der niedrige
Fahrzeugschwerpunkt und ex-
trem günstige Werte bei Bö-
schungswinkel (vorn 44 Grad,
hinten 51 Grad), Rampenwinkel
(34 Grad) und der Steigfähigkeit
(45 Grad) – das macht den hoch-
geländegängigen Unimog kom-
plett, dazu kommt die Watfähig-
keit von maximal 1200 Millime-
tern und ein seitlicher Neigungs-
winkel von 38 Grad.

Die Fahrt in Extremsituationen
mit zugeschaltetem Allradantrieb
wird unterstützt von den zuschalt-
baren Differenzialsperren und der
Reifendruckregelanlage, die in
Verbindung mit der Druckluftan-
lage des Fahrzeugs ganz nach Be-
darf den Luftdruck der Reifen
senkt oder erhöht.

Unimog-Fahrzeuge haben ein
langes Leben, sie sind robust und
zuverlässig. Der komplett ge-
schweißte Rahmen oder die ge-
kapselten Fahrwerksteile stehen
für den Anspruch, höchste Bela-
stungen aufzunehmen.

Die Achsen sind verstärkt, alle
wichtigen Aggregate sind ge-
schützt oder liegen im geschütz-
ten Bereich - das ist wichtig für
Wasser- und Geröllfeld-Durch-
fahrten. �
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Baseball-Arena, Regensburg!

Yankee Stadion, New York?

Neu gesehen:
Ganz Bayern in einer Stunde – sonntags um 17.45 Uhr auf RTL .

Hermann (l.) und Stefan Lindner präsentieren den neuen
Unitrac in Wieselburg. �

Neuer Lindner Unitrac:

Effizienter und
wirtschaftlicher

Unitrac 82ep und 92ep benötigen
einen Liter Treibstoff pro Betriebsstunde weniger

Wieselburg – Bis 2015 stellt der Tiroler Landmaschinenspezia-
list Lindner alle seine Fahrzeuge auf den efficient-power-Stan-
dard (ep) um. „Wir machen unsere Geotrac- und Unitrac-Serie
effizienter und wirtschaftlicher: vom Motor über das Getriebe
bis zum Lichtkonzept“, sagt Geschäftsführer Hermann Lindner.
„Nach der Geotrac-Serie 4ep legen wir den Fokus jetzt auf un-
sere Unitrac-Transporter.“

Auf der Wieselburger Messe
präsentierte das Tiroler Familien-
unternehmen den neuen Unitrac
82ep und den Unitrac 92ep. „Mit
einem höchstzulässigen Gesamt-
gewicht von 7,5 Tonnen zielt der
Unitrac 82ep auf Einsätze in der
Landwirtschaft ab“, erklärt Her-
mann Lindner. Der Unitrac 92ep
punktet mit 8,5 Tonnen höchst-
zulässigem Gesamtgewicht und
fünf Tonnen Nutzlast. „Damit ist
der 92ep maßgeschneidert für
Profi-Landwirte, überbetriebliche
Einsätze und den Kommunalbe-
reich, Stichwort Grünraumbewirt-
schaftung.“ Die Produktion startet
im August 2013.

Die technischen Highlights

Beim Unitrac 82ep und beim
92ep hat Lindner ein umfassen-
des Effizienzpaket umgesetzt.
Die neue Motorengeneration lei-
stet 95 PS (70kW), das Drehmo-
ment beträgt 395 Nm bei 1.400
U/min. „Die 4-Zylinder-Turbo-
dieselmotoren mit Common-
Rail-Einspritzung werden einen
Liter Treibstoff weniger als die
Vorgängermodelle benötigen“,
sagt Technologie-Geschäftsfüh-
rer Stefan Lindner. Dank des
Russpartikelfilters erfüllen die
neuen Unitracs die Abgasstufe
3B. Der Partikelfilter ist 3.000
Stunden wartungsfrei.

Außerdem verfügen die Uni-
trac-ep-Modelle über das Lind-
ner-Hochleistungsfahrwerk mit
Einzelradaufhängung und hydrau-
lischer Federung mit Niveaurege-
lung. Die 4-Rad-Lenkung steht
für besondere Wendigkeit. Der
neu entwickelte Komforteinstieg
erleichtert das Schließen der
großflächigen Unitrac-Türen –
vor allem im steilen Gelände.

Beide Modelle sind in der 40
km/h-Ausführung erhältlich, der
Unitrac 92ep optional in der 50
km/h-Ausführung. Der Unitrac
92ep ist darüber hinaus mit ei-
ner 2-Kreis-Hydraulik inklusive

Komfortbedienung ausgestattet.

Weitere Innovationen

Immer mehr Anwender setzen
auf Profi-Leichtgeräte, die mit
einem Lithium-Ionen Hochlei-
stungsakku betrieben werden.
Die Geräte sind deutlich leichter
und leiser als Werkzeuge mit
Verbrennungsmotor und verur-
sachen keine Emissionen. Stefan
Lindner: „Wir tragen diesem
Trend Rechnung und haben die
neuen Unitrac-ep-Modelle mit
zusätzlichen Ladestationen für
Hochleistungsakkus versehen.“

Optimale Übersicht gewährlei-
stet der IBC-Innenspiegel. Der
eingebaute Bildschirm überträgt
entweder das Bild der Rückfahr-
kamera oder das Bild einer Ka-
mera an der Stoßstange. „So wird
der Fahrer beim Rückwärtsfahren
unterstützt und hat bei allen Ar-
beiten den Überblick über die La-
defläche.“ Energie sparen lässt
sich bei den ep-Unitracs mit dem
LED-Tagfahrlicht.

Lindner erwirtschaftete im
Geschäftsjahr 2012/2013, das
am 31. März endete, einen Um-
satz von 76,5 Millionen Euro,
nach 76 Millionen Euro im Jahr
zuvor. Vor dem Hintergrund des
österreichischen Traktorenmark-
tes, der in den ersten fünf Mona-
ten 2013 um fast acht Prozent
zurückging, erwartet Lindner für
2013/2014 ein leichtes Wachs-
tum auf 78 Millionen Euro.

Dritte Baureihe

Hermann Lindner: „Erfreulich
entwickelt sich das Auslandsge-
schäft auf unseren wichtigen
Märkten Deutschland, Schweiz
und Frankreich. Die Exportquo-
te liegt derzeit bei 49 Prozent.“
Lindner beschäftigt in Kundl
218 Mitarbeiter. Im abgelaufe-
nen Geschäftsjahr wurden 1.400
Geotrac-Traktoren und rund 200
Unitrac-Transporter produziert.

Aktuell arbeitet Lindner inten-
siv an der dritten Baureihe. „Als
Ergänzung zum Unitrac und
zum Geotrac stellen wir im
Herbst 2013 den Lintrac vor.“

Details zur neuen Reihe gibt es
bei der offiziellen Präsentation
Ende Oktober in Kundl.
Weitere Informationen unter:
www.lindner-traktoren.at �

Spatenstich für die Landmaschinenschule
beim Agrarbildungszentrum Landshut-Schönbrunn

Bei strahlendem Sonnenschein fand der Spatenstich für den Neubau der Landmaschinenschule
beim Agrarbildungszentrum Landshut-Schönbrunn statt. Ein „guter Tag für die niederbayerische
Landwirtschaft“ - so Landwirtschaftsminister Helmut Brunner in seiner Festrede. Die zukunfts-
weisende und mutige Entscheidung, rund 5 Mio. Euro in dieses Bauvorhaben zu investieren, werde
sein Haus, das Bayerische Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, mit der
Höchstsumme von 1 Mio. Euro unterstützen. Eine Zusage, die Bezirkstagspräsident Manfred Hölz-
lein, ebenso wie dieAnwesenheit des Ministers, als unmissverständlich positives Zeichen im Hinblick
auf die Zukunft der gesamten Bildungseinrichtung in Schönbrunn deutete.
Die Maßnahme wird sich auf zwei Neubauten verteilen: das Schulungs- und zugleich Hauptgebäu-
de sowie das Werkstattgebäude mit drei Lehrwerkstätten. Im Erdgeschoss des Hauptgebäudes wer-
den um einen zweigeschossigen Foyer- und Eingangsbereich drei Seminarräume, drei durch mobi-
le Trennwände teilbare und damit multifunktionale Lehrsäle, Umkleidezonen und Nebenräume un-
tergebracht. Alle Seminar- und Lehrsäle orientieren sich zum Innenhof und können von dort mit
den landwirtschaftlichen Maschinen befahren werden. Auch die Fassadengestaltung wird das neue
Schulungsgebäude als Hauptgebäude der Landmaschinenschule absetzen, erläuterte Diplom-Inge-
nieur Christoph Nagel-Hirschauer, Geschäftsführer des federführendenArchitekturbüros Schmidt-
Schicketanz & Partner in München. Im Frühjahr 2015 soll die Landmaschinenschule in den neuen
Räumen ihren Schulbetrieb aufnehmen.
Im Bild (von links): Gertraud Goderbauer, MdL, Thomas Schneidawind, Leiter des Agrarbildungs-
zentrums, Landwirtschaftsminister Helmut Brunner, MdL, Bezirkstagspräsident Manfred Hölzlein,
Jutta Widmann, MdL, Bezirksrat Toni Deller,Architekt Christoph Nagel-Hirschauer, Bezirkstagsvi-
zepräsident Franz Schedlbauer, Bezirksrat Markus Scheuermann, Oberbürgermeister Hans Rampf
und Christian Beckmann, Leiter der Landmaschinenschule Foto: Bezirk Niederbayern

Eine saubere Sache
Erster Citaro Euro VI für Neu-Ulm

Es ist nicht nur der erste Euro VI betriebene Linienbus der Mar-
ke Mercedes-Benz, der demnächst seinen Dienst im Neu-Ulmer
und Ulmer Stadtverkehr verrichten wird, sondern gleichzeitig
auch der erste Citaro-Linienbus, der mit einer serienmäßigen Eu-
ro VI-Motorisierung im Landkreis Neu-Ulm und darüber hinaus
im DING-Gebiet (Donau-Iller-Nahverkehrsverbund) im täglichen
Linienbetrieb unterwegs sein wird.

Jüngst hat Horst Hartmann,
Leiter Vertrieb Mercedes-Benz
Omnibusse Region Süd, den um-
weltfreundlichen Linienbus des
Typs Citaro im Beisein von Ge-
rold Noerenberg, Oberbürger-
meister der Stadt Neu-Ulm, an
Dr. Sandra Schnarrenberger, Ge-
schäftsführerin der Gairing Om-
nibusverkehr GmbH & Co. KG,
übergeben. Oberbürgermeister
Gerold Noerenberg betonte: „Mit
dem Citaro Euro VI machen
EvoBus, Gairing und die Stadt

Neu-Ulm einen wichtigen Schritt
zur Verbesserung der Luftqualität
in Neu-Ulm. Seit der Erarbeitung
des Luftreinhalteplans im Jahr
2009 werden in Neu-Ulm zahl-
reiche Maßnahmen zur Schad-
stoffverringerung umgesetzt; die
Einführung einer Umweltzone ist
nur ein Beispiel hierfür. Das
Leuchtturmprojekt Citaro Euro
VI treibt diese Bestrebungen
weiter voran. Ich freue mich über
die enge Zusammenarbeit von
öffentlicher Hand und Wirtschaft
und hoffe auf eine Signalwirkung
für kommende zukunftsweisende
Projekte im Sinne eines nachhal-
tigen Klimaschutzes.“

Neu entwickelte Motoren

Dass in einem Mercedes-Die-
selmotor noch so viel Potenzial
stecken kann, daran haben die
Entwickler vor 20 Jahren bei der
Einführung der Abgasemissions-
stufe Euro I sicherlich nicht ge-
dacht. Heute, rund sechs Monate
vor Einführung der strengsten
Abgasnorm Euro VI, zeigen die
komplett neu entwickelten Euro
VI-Motoren was möglich ist. Im
Vergleich zu Euro I vor 20 Jah-
ren reduziert der OM 936 Euro
VI des Übergabefahrzeugs dank
innermotorischer Maßnahmen
und komplexer Abgasnachbe-
handlung den Ausstoß an Ruß-
partikeln auf nur noch drei Pro-
zent – das ist die Nachweisgren-
ze. Die Stickoxid-Emissionen
kann der saubere Linienbus gar
auf fünf Prozent senken. Auch
ein Grund, weshalb der Citaro
Euro VI „engeltauglich“ ist.

Umweltzeichen

Das seit 1978 vergebene Güte-
siegel „Blauer Engel“ kennzeich-
net nur besonders umweltfreund-
liche Produkte und Dienstleistun-
gen. Eine wesentliche Vorausset-
zung für die Verleihung des Um-
weltzeichens durch den RAL e.
V.: die Motorabgaswerte müssen
mindestens Euro V und entspre-
chend niedrige Geräuschemissio-
nen innen und außen erfüllen.
Das schafft der Euro VI-Motor
mit Dieseltechnologie BlueTec
leicht. �

V. l.: Horst Hartmann, Leiter Vertrieb Mercedes-Benz Omni-
busse Region Süd und Dr. Sandra Schnarrenberger, Ge-
schäftsführerin der Gairing Omnibusverkehr GmbH & Co.
KG zusammen mit Gerold Noerenberg, Oberbürgermeister
der Stadt Neu-Ulm. �

Auch Jäger werden älter
Leiterunfälle sind ein Unfallschwerpunkt bei der Jagd. Egal
ob es um Reparaturarbeiten an Hochsitzen oder das Bestei-
gen des Hochsitzes selbst geht, immer wieder kommt es zu
Absturzunfällen. Daher ist es sinnvoll, Hochsitze mit Treppen
auszustatten.

Hochsitze mit Treppe erleichtern die Jagd auch für ältere Jä-
ger und machen die Jagd sicherer. Jeder Jäger sollte sich vor-
nehmen, einen Hochsitz im Jahr mit einer Treppe auszustatten.
Somit sinkt die Unfallgefahr und die Jagd im höheren Alter
wird trotzdem möglich bleiben. Am besten ist es, die Treppe am
Hochsitz zu überdachen, dann erhöht sich die Standzeit. �
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VDV-Jahrestagung in Mainz:

Erwartungen an
die neue Bundesregierung

Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) hat drei
Monate vor der Bundestagswahl seine Erwartungen an die neue
Bundesregierung formuliert. Wie Präsident Jürgen Fenske bei
der Jahrestagung des Verbandes in Mainz deutlich machte,
„kommen auf den ÖPNV und den Schienenverkehr in Deutsch-
land in den nächsten Jahren, zum Teil durch politische Beschlüs-
se, milliardenschwere Vorhaben zu. Die neue Bundesregierung
muss daher vor allem bei den offenen Finanzierungsfragen noch
in diesem Jahr verlässliche Lösungen finden.“

Die Unternehmen, so Fenske,
hätten in den vergangenen Jahren
durch eine stetige Steigerung ih-
res Kostendeckungsgrades die
öffentlichen Haushalte entlastet.
Benötigt werde aber auch weiter-
hin eine auskömmliche Mitfinan-
zierung durch den Bund, vor al-
lem bei der Sanierung und In-
standsetzung der Infrastruktur.

Bis zum Jahr 2022 soll der ÖP-
NV laut Personenbeförderungs-
gesetz (PBefG) komplett barrie-
refrei ausgebaut werden, dazu
fällt der Lärmbonus für den
Schienenverkehr weg, und auch
bei der Energiewende soll der
Nahverkehr seinen Beitrag lei-
sten. „Es gibt viel zu tun, sowohl
für uns als Branche als auch für
die neue Bundesregierung.Allein
der barrierefreieAusbau bis 2022
kostet mehrere Milliarden Euro.
Das geht nicht ohne ausreichende
und langfristig gesicherte Bun-
desmittel“, erklärte Fenske.

Akuter Handlungsbedarf

Akuten Handlungsbedarf noch
in diesem Jahr sieht der VDV bei
den 1,33 Milliarden Euro Ent-
flechtungsmitteln, die der Bund
jährlich an die Länder zahlt, um
kommunale Verkehrsinfrastruk-
turprojekte zu fördern. „Das Ent-
flechtungsgesetz läuft Ende die-
ses Jahres aus, die Bundesregie-
rung plant bisher lediglich eine
Verlängerung um ein Jahr, alles
nach 2015 ist völlig unklar. Diese
Situation hängt wie ein Damo-
klesschwert über unserer Bran-
che, denn die Entflechtungsmittel
sind ein seit Jahrzehnten bewähr-
tes und etabliertes Finanzierungs-
instrument des kommunalen
Nahverkehrs“, stellte der VDV-
Präsident fest.

Fast ebenso wichtig und auch
noch unklar sei die Zukunft des
Ende 2019 auslaufenden GVFG.
Auch hier sei eine Anschlussre-
gelung noch in diesem Jahr erfor-
derlich und auch möglich, gebe
es doch einen konkreten und ein-
stimmigen Vorschlag des Bun-
desrates, das GVFG-Bundespro-
gramm mit jährlich 330 Millio-
nen Euro bis 2025 zu verlängern.
„Dem müssen Bundestag und
Bundesregierung zeitnah zustim-
men, dann haben wir zumindest
beim diesem wichtigen Finanzie-
rungsinstrument endlich Gewiss-
heit“, sagte Fenske.

Den Plänen der aktuellen Bun-
desregierung, wonach die Schie-
nenbahnen in Deutschland bei
der EEG-Umlage um 230 Millio-
nen Euro jährlich zusätzlich bela-
stet werden sollen, erteilte der
Präsident eine deutliche Absage:
„Wir unterstützen die Energie-
wende und sind auch der Mei-
nung, dass Strom in Deutschland
bezahlbar bleiben muss. Aber
nicht auf Kosten unserer Fahrgä-
ste und Unternehmen. Wenn die
Schienenbahnen jährlich 230
Millionen Euro zusätzlich zahlen
sollen, dann steigen die Ticket-
preise deutlich. Die ÖPNV-Kun-
den zahlen dann jährlich 30 bis
40 Euro mehr für ihr Ticket,
während sie gleichzeitig beim
Strompreis nur drei bis fünf Euro
im Jahr sparen. Diese Rechnung
geht nicht auf, das muss auch der
neuen Bundesregierung klar sein.
An dieser Stelle darf es keine po-
litischen Alleingänge zugunsten
oder ungunsten einzelner Bran-
chen geben. Die Energiewende
und deren Finanzierung ist eine

gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe.“

Auch bei der künftigen Infra-
strukturfinanzierung sieht der
Verband die Bundesregierung in
der Verantwortung. Die heutigen
Mittel reichten bei weitem nicht,
um den angefallenen Sanierungs-
bedarf deutschlandweit zu decken.
Die Daehre-Kommission hatte in
ihrem Bericht zusätzliche Mittel
von jährlich 7,2 Milliarden Euro
über die nächsten 15 Jahre veran-
schlagt, nur für Instandsetzung
und Sanierung der Verkehrswe-
ge. Zwei Milliarden davon
benötigten das deutsche Schie-
nennetz und der kommunale ÖP-
NV zusätzlich.

Höheres Beförderungsentgelt

Weitere Punkte, die die Bun-
desregierung in der kommenden
Legislaturperiode angehen muss,
sind Fenske zufolge unter ande-

rem die Revision der Regionali-
sierungsmittel im Jahr 2014, eine
neue Leistungs- und Finanzie-
rungsvereinbarung mit der Deut-
schen Bahn, die Weiterführung
der Finanzierung nicht bundesei-
gener Eisenbahninfrastruktur, die
Anhebung des erhöhten Beförde-
rungsentgeltes von 40 auf 60 Eu-
ro und das Eisenbahnregulie-
rungsgesetz.

Rund 54 Millionen Deutsche
leben außerhalb der Metropolen
und Großstädte in ländlichen Räu-
men. In einem aktuellen Positi-
onspapier hat sich der Verband
Deutscher Verkehrsunternehmen
(VDV) mit der Situation und den
Rahmenbedingungen des Nah-
verkehrs in diesen Regionen be-
fasst. Durch den demografischen
Wandel und die rückläufigen
Schülerzahlen steht der ÖPNV in
der Fläche vor großen, teilweise
existenziellen Herausforderun-
gen. „ÖPNV ist Daseinsvorsorge
und sichert die Mobilität der Men-
schen, auch in ländlichen Regio-
nen. Unsere aktuellen Berechnun-
gen haben ergeben, dass zur Auf-
rechterhaltung des heutigen Nah-
verkehrsangebots in der Fläche
rund 1,3 Milliarden Euro pro Jahr
aus öffentlichen Mitteln benötigt
werden. Das liegt vor allem daran,

dass die Fahrgeldeinnahmen
zurückgehen, die Fixkosten für
Personal und Fahrzeuge aber
bleiben bzw. steigen“, bemerkte
VDV- Hauptgeschäftsführer Oli-
ver Wolff.

Auch für den Arbeitsmarkt in
ländlichen Regionen sei der Erhalt
des dortigen ÖPNV ein wesentli-
cher Faktor. Die Verkehrsunter-
nehmen, die heute in Deutschland
den ländlichen Raum bedienen,
stellten rund 100.000 Arbeitsplät-
ze. Dazu kämen erhebliche in-
direkte Beschäftigungseffekte.
Wolff: „Wenn man gerade junge
Menschen in diesen Regionen
halten möchte, dann muss man ih-
nen eine berufliche Perspektive
bieten. Die Jobs im ÖPNV sind
regional gebunden und krisensi-
cher, unsere Unternehmen sind oft
bedeutende Arbeitgeber vor Ort.
Das ist ein unschätzbarer Stand-
ortfaktor, den man nicht aufs Spiel
setzen darf.“

Zukunftsfähige Infrastruktur

Die Bedeutung einer leistungs-
und zukunftsfähigen Verkehrsin-
frastruktur vor allem in Zeiten
des demografischen Wandels hob
Ministerpräsidentin Malu Dreyer
hervor. Der Ausbau des Öffentli-
chen Personennahverkehrs (ÖP-
NV) und hier vor allem der Er-
halt und die Erweiterung des An-
gebotes insbesondere im schie-
nengebundenen Regionalverkehr
durch den Rheinland-Pfalz-Takt
bildeten einen Schwerpunkt für
die Landesregierung. Deshalb
habe sie das Planungsprojekt
„ÖPNV-Konzept Rheinland-
Pfalz Nord“ initiiert. Gemeinsam
mit dem Schienenzweckverband,
den Verkehrsverbünden und den
lokalen ÖPNV-Aufgabenträgern
werde das Busnetz im Norden
des Landes neu konzipiert. Spe-
ziell in den ländlichen Gebieten
solle der Rufbus dabei eine im-
mer größere Bedeutung bekom-
men, erläuterte Dreyer absch-
ließend. DK

Entwicklungskonzept für Flughafen Nürnberg:

Schlüssel zum Erfolg
Um das vorhandene Potenzial des Nürnberger Flughafens besser
zu erschließen, haben der Freistaat Bayern, die Stadt Nürnberg,
die Industrie- und Handelskammern und Handwerkskammern
in der Metropolregion Nürnberg sowie die Flughafen Nürnberg
GmbH ein Entwicklungskonzept in Auftrag gegeben. Das Ergeb-
nis des 20 Einzelmaßnahmen umfassenden Gutachtens: Der defi-
zitäre Airport hat langfristige Zukunftsperspektiven.

Die jetzt vor rund 120 Vertre-
tern aus Politik und Wirtschaft
vorgestellte Analyse bescheinigt
dem Airport, der im vergange-
nen Jahr 2,5 Millionen Euro Ver-
lust verbucht hat, einen attrakti-
ven Standort und touristisches

Potenzial. Allerdings benötige
der Flughafen Nürnberg mehr at-
traktive Ziele, ein breiteres Port-
folio an Fluggesellschaften, ei-
nen Umbau des Terminalgebäu-
des und eine verbesserte Ver-
kehrsanbindung.

31 neue Flugrouten

Konkret schlagen die Gutach-
ter der Hamburger Unterneh-
mensberatung Uniconsult zum
Beispiel 32 neue wirtschaftlich
erfolgversprechende Flugziele
vor. Mit dieser Erweiterung kön-
ne die in den vergangenen Jahren
stark rückläufige Zahl an Passa-
gieren um über eine Million auf
dann wieder rund vier Millionen
Fluggäste gesteigert werden,
glauben die Experten. Erste Er-
folge gebe es trotz derzeit schwie-
riger Marktlage: Mit Barcelona,
London City, London Stansted,
Porto, Málaga und Malta seien
sechs der 32 vorgeschlagenen
Strecken bereits umgesetzt.

Namensänderung

Das Gutachten schlägt zudem
eine Änderung des Namens in
„Albrecht Dürer Airport Nürn-
berg“, ein neues Marketing-
Konzept oder eine Konzentrati-
on der Reisebüros auf einer Ebe-
ne im Terminalbereich vor.
Oberbürgermeister Dr. Ulrich
Maly sieht freilich allein im
Flugplan den Schlüssel zum Er-
folg: „Unser vorrangiges Ziel ist
es, auch mit Unterstützung des
Gutachtens wieder mehr attrakti-
ve Direktverbindungen für den
Wirtschafts- und Tourismusver-
kehr zu erreichen.“ Wenn der
Flugplan attraktiv sei, gebe es
mehr Passagiere. Mehr Passagie-
re bedeuteten mehr Kunden bei
den Geschäften. Diese Kunden
würden wiederum zu einer bes-
seren Auslastung der Parkhäuser
führen und so weiter.

Geht es nach den Vorstellun-
gen von Bayerns Finanzminister
und Aufsichtsrat Dr. Markus Sö-
der, so sollen die Maßnahmen so
schnell wie möglich in Angriff
genommen werden. Er geht von
einem mehrjährigen Prozess aus.
„Ich glaube an die Zukunft der
Airports und an eine schwarze
Null.“ DK

Einweihung Bahnhof Blindheim:

Attraktiver Umbau
Im Beisein von Verkehrsminister Martin Zeil, dem Ersten Bür-
germeister der Gemeinde Blindheim, Wilhelm Gumpp, Klaus-
Dieter Josel, Konzernbevollmächtigter für den Freistaat Bayern
der Deutschen Bahn AG und zahlreichen weiteren Vertretern
aus der Politik ist der umgebaute Bahnhof Blindheim, zwischen
Ulm und Donauwörth gelegen, feierlich seiner Bestimmung
übergeben worden.

Verkehrsminister Zeil bezeich-
nete den Bahnhofsumbau in
Blindheim als „weiteren Bau-
stein, um den Bahnverkehr im
Freistaat noch attraktiver zu ma-
chen“. Die Gesamtkosten der
Baumaßnahmen betrügen rund
eine Million Euro, aus Pönalemit-
teln des Freistaats seien 850.000
Euro bereitgestellt worden. „Das
ist gut angelegtes Geld, weil wir
damit eine spürbare Qualitätsver-
besserung erreichen. Jetzt sind
durch zwei neue Bahnsteige
gleichzeitige Zugeinfahrten mög-
lich“, erläuterte Zeil.

Bessere Pünktlichkeit

Somit könnten nunmehr alle
Züge in Blindheim halten. Die
Betriebsabwicklung auf der
ganzen Strecke der Donautal-

bahn gehe nun zügiger und rei-
bungsloser voran. Das verbesse-
re die Pünktlichkeit nachhaltig.
Außerdem seien die neuen
Bahnsteige nun barrierefrei. Das
heißt, alle Fahrgäste können un-
kompliziert und bequem in den
Zug einsteigen.

„Sowohl mobilitätseinge-
schränkte Reisende als auch
Fahrgäste mit Kinderwagen oder
Fahrrädern erreichen bequemer
und schneller ihren Zug“, beton-
te DB AG-Bevollmächtigter Jo-
sel. Und Rathauschef Gumpp er-
gänzte: „Der Neubau der Außen-
bahnsteige ist für die Gemeinde
Blindheim eine gewaltige Ver-
besserung der Verkehrsstruktur
in funktionaler und optischer
Hinsicht. Ich bedanke mich bei
Allen, die zu diesem Erfolg bei-
getragen haben.“ DK

Erdgas- und
Elektromobilität

VBEW: Energiewende benötigt Mobilitätswende

„Energie einsparen, effizienter nutzen und nachhaltig erzeugen.
Dies sind die grundlegenden Anforderungen, die im Rahmen
der Energiewende in Einklang zu bringen und gesamtgesell-
schaftlich umzusetzen sind. Der Mobilitätssektor spielt hierbei
eine wesentliche Rolle, da etwa ein Drittel der Endenergie in
Bayern in diesem Bereich verbraucht wird,“ sagte Wolfgang
Brandl, Vorsitzender des Verbands der Bayerischen Energie-
und Wasserwirtschaft e.V. – VBEW. Neben der viel diskutierten
Herausforderung, wie Energie nachhaltig erzeugt und zum
Endverbraucher gebracht werden kann, bedarf es auch eines
Konzepts, in welcher Form wir zukünftig unsere Mobilität ge-
stalten wollen. „Erdgas- und strombetriebene Fahrzeuge stellen
bereits heute schon eine klimaschonende, wirtschaftliche und
zukunftsweisende Alternative dar,“ sagte Wolfgang Brandl.

Die bayerischen Energieversor-
ger engagieren sich seit langem in
zahlreichen Initiativen, um die
Elektromobilität und das Fahren
mit dem Kraftstoff CNG (Com-
pressed Natural Gas) – auch als
Erdgas bekannt – voranzutreiben.
Der öffentliche Nah- und Fernver-
kehr setzt seit über 100 Jahren in
vielen Bereichen auf elektrische
Antriebe. Die Infrastruktur für
erdgasbetriebene Fahrzeuge ist in
Bayern bereits nahezu flächen-
deckend aufgebaut und soll stetig
weiter entwickelt werden. „Will
man die von der EU vorgegebe-
nen CO2-Ziele bei den Fahrzeu-
gemissionen in Zukunft erreichen,
so sind neben kraftstoffsparenden
konventionell betriebenen Fahr-
zeugen insbesondere alternative
Antriebe wie Strom oder Erdgas
zu berücksichtigen“, sagte Brandl.

Die Elektromobilität steht erst
am Anfang ihrer Entwicklung.
Strom aus erneuerbaren Energi-
en bietet Möglichkeiten. In vie-
len Regionen Bayerns werden
die unterschiedlichen Einsatz-
möglichkeiten von E-Mobilen
bereits seit einiger Zeit getestet.
Wer Urlaub in Bayern macht,
kann anstelle eines herkömmli-
chen Mietwagens auch mit ei-
nem E-Mobil unterwegs sein.
Wer sich für die Einsatzmöglich-
keiten im Stadtverkehr interes-
siert, kann dies in vielen Modell-
regionen testen. Die EVU unter-
stützen diese Initiativen mit ho-
hem Engagement. Ebenso instal-
lieren sie Ladestationen und bil-
den Synergien mit Automobil-
und Industrieunternehmen.

Allerdings sind trotz deutlicher
Zuwächse im vergangenen Jahr,

aktuell erst rund 3.000 Elektro-
fahrzeuge in Bayern zugelassen.
Die derzeit am Markt befindli-
chen elektrisch angetriebenen
Fahrzeuge sind zumeist für den
potentiellen Kunden preislich
noch nicht attraktiv genug und zu-
dem aufgrund der relativ geringen
Reichweiten nur für bestimmte
Zielgruppen interessant. Solange
die Batterietechnologie nicht die
benötigte Speicherkapazität zur
Verfügung stellen kann, wird auch
eine öffentlich noch weiter aufzu-
bauende Ladeinfrastruktur nur be-
dingt für eine ausreichend große
Kundenakzeptanz sorgen.

Langjährige Erprobung
undAlltagstauglichkeit

Die Erdgasmobilität ist lang-
jährig erprobt und alltagstauglich.
Der Bestand an Fahrzeugen mit
Erdgasantrieb ist seit vielen Jah-
ren stetig angewachsen. Der
große Durchbruch fehlt jedoch
ebenfalls bis heute. Trotz deut-
lich preiswerteren Kraftstoffko-
sten und einem flächendeckenden
Tankstellennetz, sind derzeit erst
knapp 14.000 bayerische Erdgas-
fahrzeuge beim Fahrzeug- Bun-
desamt gemeldet. Dies entspricht
einemAnteil von 0,15 Prozent am
Gesamtfahrzeugbestand, obwohl
Erdgas als Kraftstoff (CNG) be-
reits heute viele Vorteile bietet. So
emittiert ein CNG-Fahrzeug ca.
25 Prozent weniger CO2 im Ver-
gleich zu Benzin. Durch Beimi-
schung von Bio-Erdgas aus bio-
genen Wertstoffen bzw. syntheti-
schen Erdgas aus Ökostrom lässt
sich eine CO2 Einsparung sogar
von 97 Prozent erreichen.

Die Mitgliedsunternehmen des
VBEW bündeln in Sachen Erd-
gasmobilität ihre Kompetenzen
im Landesinitiativkreis erdgas
mobil (www.tanke-erdgas.de).
Dieser setzt sich für eine Förde-
rung der regionalen Vermarktung
von CNG ein, um die Bekanntheit
dieses Kraftstoffes in der Bevöl-
kerung zu steigern und dies als
klimaschonende, wirtschaftliche
und zukunftsweisende Mobilitäts-
alternative aktiv zu fördern.

Auf dem diesjährigen Genfer
Autosalon haben einige Auto-
mobilhersteller neue attraktive
Erdgas- und Elektrofahrzeuge
bereits vorgestellt, die im Laufe
dieses Jahres auf den deutschen
Markt gebracht werden sollen.
Für 2014 kann daher mit einem
weiter zunehmenden Wachstum
im Bereich der nachhaltigen Mo-
bilität gerechnet werden.

„Für das Gelingen der Energie-
wende bedarf es einer ganzheitli-
chen Sichtweise, die Einspar- und
Effizienzpotenziale bei Erzeu-
gung und Verbrauch in allen Ener-
giebereichen berücksichtigt. Erd-
gas- und Elektromobilität sind
hierbei gute Beispiele,“ sagte

Brandl. Der Umbau der Energie-
versorgung könne aber nur gelin-
gen, wenn verlässliche Rahmen-
bedingungen vereinbart und dann
beibehalten werden. Eine bundes-
weit verlässliche Verkehrsstrate-
gie sei sowohl für die Investitio-
nen der Autohersteller, die die
Entwicklung von neuen nachhal-
tigen Fahrzeugmodellen voran-
treiben, als auch für die Energie-
wirtschaft, die in denAusundAuf-
bau der benötigten Infrastruktur
investiert, grundlegend wichtig.
Die jüngst verabschiedete Mobi-
litäts- und Kraftstoffstrategie der
Bundesregierung zeigt hierbei er-
ste Empfehlungen auf. „Insge-
samt bedarf es eines Gesamtkon-
zeptes, wie im Verkehrsbereich
die Energiewende ermöglicht und
unterstützt werden kann. Dabei
sind alle zukunftsweisenden Mo-
bilitätsalternativen technologieof-
fen weiterzuentwickeln und in der
Praxis je nach Anwendungsfeld
auf den Prüfstand zu stellen. So
können wir einen für den Verbrau-
cher, die Umwelt und die Wirt-
schaft optimalen Mobilitätsmix
der Zukunft erreichen,“ sagte
Brandl. �

VBEW-Mitgliederversammlung
wählt neuen Vorsitzenden

Auf der Mitgliederversammlung des Verbands der Bayerischen
Energie und Wasserwirtschaft e.V. – VBEW in Erlangen wurde
Wolfgang Brandl zum neuen VBEW-Vorsitzenden gewählt.

Brandl, Geschäftsführer der Stadtwerke Eichstätt Versorgungs-
GmbH war bisher Mitglied imVBEW-Vorstand. Er folgt auf Norbert
Breidenbach, der als Vorstandsvorsitzender der Regensburger Ener-
gie- und Wasserversorgung AG & Co. KG – REWAG ausscheidet
und als Vorstandsmitglied zur Mainova AG berufen wurde. „Ich
freue mich auf diese neue Aufgabe. Der VBEW ist in Bayern die
wichtigste Plattform, in der die leitungsgebundene Energie- undWas-
serwirtschaft ihre Kompetenzen bündelt. Wir setzen uns im Verband
frei von Einzel-interessen für eine Energie- und Wasserversorgung
ein, die dem Wohl unserer Kunden sowie unserer Gesellschaft för-
derlich ist,“ sagte Wolfgang Brandl. Als weitere Mitglieder im
VBEW-Vorstand wurden von der Mitgliederversammlung als stell-
vertretende VBEW-Vorsitzende gewählt: Thomas Barth, E.ON En-
ergie AG, Klaus-Peter Dietmayer, erdgas schwaben gmbh, Markus
Rauh, Fernwasserversorgung Oberfranken, Klaus Steiner, Stadtwer-
ke Lindau (B) GmbH & Co. KG. �



KOMMUNALE ENERGIETHEMEN8 GZ18. 07. 2013

Dr. Thomas Banning / Naturstrom AG:

Zukunftsfähige Energieversorgung
im ländlichen Raum

„Naturstrom“ ist einer der größten unabhängigen Anbieter von
Strom und Gas aus Erneuerbaren Energien. Mehr als 230.000
Kunden vertrauen bereits bundesweit der Leistungsfähigkeit
des Unternehmens und seinem Engagement für die Energie-
wende, stellte Vorstandsvorsitzender Dr. Thomas Banning im
Rahmen des Energiefachforums der Gemeindezeitung in Gar-
ching fest.

Ökostrom ergebe nur dann ei-
nen Sinn, wenn sich dadurch et-
was an der Stromerzeugung in
Deutschland verändert. Aus die-
sem Grund investiert die „Bür-
gerenergiegesellschaft in Form
einer AG“, getragen von über
950 Kleinaktionären, seit ihrer
Firmengründung im Jahr 1998
direkt in den Neubau von Anla-
gen zur Erzeugung Erneuerbarer
Energien. Über 220 neue Erzeu-
gungsanlagen für Strom aus
Sonne, Biomasse, Wind- und
Wasserkraft hat die Naturstrom-
Gruppe zusammen mit ihren
Kunden auf diese Weise bereits
unterstützt und realisiert.

So wurden schon weit mehr
als 1,3 Mrd. Kilowattstunden
Atom- und Kohlestrom aus
Deutschland verdrängt und der
Umwelt über 650 Mio. Kilo-
gramm CO2 erspart. Das Strom-
produkt „naturstrom“ ist laut
Banning „Ökostrom höchster
Qualität“. Mehr als 50 % des
Stroms stammen aus EEG-Anla-
gen in Deutschland. Der Bau
von Neuanlagen werde mit min-
destens 1 Cent/kWh (netto) ge-
fördert. Dieser Beitrag sei Teil
des derzeit gültigen Stromtarifs
für Haushaltsneukunden, der
sich auf 25,75 Cent/kWhArbeits-
preis und 7,95 Euro/Monat
Grundpreis beläuft.

Energiewende vor Ort

„Bürger, Gemeinden, Unter-
nehmen und Landwirte wollen
die Energiewende vor Ort“, be-
tonte Banning. „Naturstrom“
verfüge über eine langjährige Er-
fahrung, Bürger für die Energie-
wende zu begeistern und sie in
Prozesse und Investitionen mit
einzubinden. Als Möglichkeiten
nannte der Vorstandsvorsitzende
die Beteiligung an Betreiberge-
sellschaften von EE-Anlagen
oder an Bürgergenossenschaften,
die Netze übernehmen.

Beispiele hierfür sind die von
einer Bürgergesellschaft betrie-
bene „Wasserkraftanlage Fuhls-
büttel“ mit einem Jahresertrag
von 580.000 kWh, die „Bürger-
wind Region Freudenberg“, ein
Bürgerwindpark mit 60-prozen-
tiger Beteiligung von Bürgern
aus der Region sowie die „3Son-
nenstrom Neckar-Fils-Fildern
GmbH & Co KG“, vor Ort mit
Bürgern realisiert.

Unabhängigkeit

Vielfältig sind also die Chan-
cen für erneuerbare Energien im
ländlichen Raum. Neben der Un-
abhängigkeit von Energieimpor-
ten und Preisanstiegen fossiler
Ressourcen spielen die Faktoren
(Mit-)Gestaltung der Energie-
landschaft, Kooperation in der

Region, Versorgungssicherheit,
„Energielieferant“ für Städte so-
wie Wertschöpfung vor Ort eine
zentrale Rolle. An den Beispie-
len Windpark Neudorf (Bayern),
dem ersten vollständig in Eigen-
regie projektierten Windpark mit
7,5 MW Leistung, und der Bio-
gasanlage Hallerndorf, die Land-
wirten Arbeit für viele Jahre be-
schert, veranschaulichte Ban-
ning die Möglichkeiten, Wert-
schöpfung vor Ort zu generieren.

Die beiden großen Umweltver-
bände BUND und NABU emp-
fehlen und nutzen „Naturstrom“.
Als Kooperationspartner fungie-
ren u. a. auch ökologisch orien-
tierte kommunale Versorger.

Für ihre Pilotfunktion als erster
unabhängiger Anbieter eines
Komplettangebots von Strom aus
Erneuerbaren Energien wurde die
Naturstrom AG 1999 mit dem
Deutschen Solarpreis der eu-
ropäischen Sonnenenergieverei-
nigung Eurosolar ausgezeichnet.
Der Verein würdigt jedes Jahr
Projekte, die sich um die För-
derung der Erneuerbaren Energi-
en besonders verdient gemacht
haben. DK

Theo Karmann / Kommunale Energieagentur Karmann:

Die ersten Schritte für
eine nachhaltige Energiepolitik

„Der Umbau der Energieversorgung hin zu mehr Nachhaltig-
keit ist aufgrund der begrenzten Ressourcen unumgänglich“,
betonte der Geschäftsführer der im schwäbischen Wertingen an-
sässigen Kommunalen Energieagentur Karmann, Theo Kar-
mann, bei seinem Vortrag auf dem Energiefachforum der
Bayerischen Gemeindezeitung. Ein Einklang von Energiever-
sorgung, wirtschaftlicher Entwicklung und Klimaschutz sei zu
schaffen.

Karmann sprach von einem
„unmanipulierbaren Marktge-
setz“, dass Verfügbarkeit, Macht-
stellung und Nachfrage den Preis
regeln. Nur das Land mit der effi-
zientesten und saubersten Indu-
strie werde in Zukunft Welt-
marktführer sein, gab Karmann
zu bedenken. Für China beispiels-
weise sei „grünes Wachstum“ das
entscheidende Merkmal seiner
künftigen Wirtschaft.

HerausforderungundChance

Auch in Deutschland stelle die
Energiewende derzeit die größte
Herausforderung dar, aber auch
eine große Chance. Für Gemein-
den biete sich mittels Initialbera-
tung die Möglichkeit, sich aktiv
an der Umsetzung der Energie-
wende vor Ort zu beteiligen. Die
Initialberatung weist den Weg
zur Energieeffizienz in der Kom-
mune und zeigt die ersten ener-
giepolitischen Schritte in die
richtige Richtung auf. Zertifi-
zierte Berater stehen hierfür zur
Verfügung. Die Energieagentur
Karmann bietet das Coaching
pauschal für 5000 Euro an.

Der komplette Prozess der
Kommunalen Initialberatung ist
in drei Phasen (Datenerfassung,
Vor-Ort-Termin undAuswertung)
gegliedert. Diese orientieren sich
im Wesentlichen an den Projekt-
meilensteinen und der Beteiligung
der einzelnen Projektpartner.
Während jeder Projektphase ste-
hen den Beteiligten erprobte und
anwenderfreundliche Werkzeuge
zur Verfügung (Checklisten, Mu-
sterverträge etc.). Diese Hilfsmit-
tel ermöglichen einen standardi-
sierten und effizientenAblauf.

In der frühen Projektphase „Da-
tenerfassung“ steht das Sammeln
von verbrauchsrelevanten Daten
im Vordergrund. Hier liegt es bei
den Kommunen, mit Hilfe stan-
dardisierter Listen ein möglichst
exaktes Abbild der kommunalen
Energieverbräuche herzustellen.
Die Datenerfassung ist Grundlage
für eine Auswertung und für das
Aufzeigen von Optimierungs-
und Einsparpotenzialen.

Im Rahmen des Vor-Ort Ter-
mins sammelt der Berater weite-
re relevante Informationen im
Gespräch mit Bürgermeister,

Bauamt sowie weiteren Vertre-
tern der Kommune. Daneben
werden auf Grundlage der in
Phase 1 gesammelten Daten bis
zu zwei Objekte ausgewählt, die
im Anschluss durch eine Ortsbe-
gehung begutachtet werden.

Datenauswertung

Nach der Bestandsaufnahme
und der Ortsbegehung wertet der
Energieberater schließlich die er-
mittelten Daten aus. In einem ab-
schließenden Bericht und einem
ausführlichen Abschlussgespräch
erhält die Kommune Hinweise
über mögliche Ansatzpunkte zur
Steigerung ihrer Energieeffizienz
und zur Energieeinsparung.

„Nach der Kommunalen Initi-
alberatung befindet man sich in
einer idealen Ausgangssituation,
um mit ersten konkreten Ener-

giesparmaßnahmen zu beginnen,
aus denen ein langfristiger Nut-
zen entsteht“, erläuterte Kar-
mann und führte folgende Hand-
lungsmöglichkeiten an:
1. Kommunales Energiemanage-
ment
2. Integriertes Klimaschutzkon-
zept (Finanzielle Förderung: der-
zeit 65 % der externen Kosten;
Förderungsdauer: maximal ein
Jahr; Antragsfrist: voraussicht-
lich ab 1. Januar 2014)
3. Energienutzungsplan
4. Kommunale Gebäudeanalyse
als Strategiekonzept
5. Kommunales Projektmanage-
ment
6. Der kommunale Energiework-
shop.
„In den meisten Fällen lassen sich
durch nichtinvestive Maßnahmen
stattliche Summen einsparen. Ihre
Kommune wird umfassend von
dieser praxisorientierten Beratung
profitieren können“, bilanzierte
Karmann. Exemplarisch hierfür
stünden Auftraggeber wie die
Landkreise Rottal-Inn, Dillingen
und Hassberge, die Stadt Markto-
berdorf oder die Gemeinde Weis-
sach im Tal. DK

Dr. Isabella Toscano / Kapellmann und Partner Rechtsanwälte:

Konzentrationsflächen für Windkraftanlagen
in der aktuellen Rechtsprechung

Laut Dr. Isabella Toscano, Anwältin für die Fachgebiete priva-
tes Baurecht, Recht der Erneuerbaren Energien, öffentliches
Baurecht sowie Umwelt- und Immissionsschutzrecht, sind ihrem
Vortrag auf dem GZ-Energieforum zufolge im Außenbereich
Windenergieanlagen dann zulässig, „wenn öffentliche Belange
nicht entgegenstehen und die Erschließung gesichert ist“ (Privi-
legierung des § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB). Öffentliche Belange
stünden einem solchen Vorhaben zur Nutzung der Windenergie
in der Regel entgegen, „soweit hierfür durch Darstellungen im
Flächennutzungsplan… eine Ausweisung an anderer Stelle er-
folgt ist“ (Planungsvorbehalt des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB).

Voraussetzungen zur Her-
beiführung der Wirkungen des §
35 Abs. 3 S. 3 BauGB ist
zunächst ein schlüssiges Plankon-
zept für den gesamten Außenbe-
reich, sprich die Ermittlung von
harten (rechtliche/tatsächliche
Hindernisse) und weichen Tabu-
zonen (Bewertungsspielraum).
Nötig ist eine Dokumentation der
Gründe für weiche Tabuzonen.
Hinzu kommen die Festlegung
der Potenzialflächen für Wind-
kraftnutzung sowie eine standort-
bezogeneAbwägung der Potenzi-
alflächen mit konkurrierenden
Nutzungen.

Welcher Mindestplanungs-
stand ist nun Voraussetzung für
eine Zurückstellung? Und: Hat

die planende Gemeinde zu prü-
fen, ob die im Planbereich be-
findlichen Grundstücke verfüg-
bar sind? Die Darstellung eines
vor dem VGH München verhan-
delten Falls mit Beschluss vom
April vergangenen Jahres gab
darüber Aufschluss.

Teilflächennutzungsplan

Konkret beabsichtigten mehre-
re Gemeinden eines Landkreises,
einen gemeinsamen Teilflächen-
nutzungsplan zur Ausweisung
von Konzentrationsflächen für
Windkraftanlagen WKA aufzu-
stellen. Im Ergebnis kamen vom
gesamten Plangebiet nur 0,94 %
für Konzentrationsflächen in Be-

tracht (ohne Beachtung der Wind-
höffigkeit). Parallel hatte eine pri-
vate Betreibergesellschaft einen
immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigungsantrag für die Errich-
tung und den Betrieb einer WKA
auf dem Gebiet einer der Ge-
meinden gestellt. Zur Sicherung
der laufenden Teilflächennut-
zungsplanung stellte das LRAauf
Antrag der betroffenen Gemeinde
den Genehmigungsantrag zurück
(§ 15 Abs. 3 BauGB).

Inhalt muss erkennbar sein

Die Entscheidung: Die Zurück-
stellung war unzulässig, da deren
Voraussetzungen (§ 15 Abs. 3
Satz 1 BauGB) nicht vorlagen:
„Das zurückzustellende Vorhaben
muss die Planung unmöglich ma-
chen oder wesentlich erschweren,
d. h. die planerische Vorstellung
der Gemeinde muss ein Mindest-
maß dessen erkennen lassen, was
Inhalt des Flächennutzungsplans
sein soll“, verdeutlichte Toscano.
Beim FNP zur Ausweisung einer
Konzentrationszone für Wind-
kraftanlagen müsse absehbar

sein, dass der Windnutzung in
substanzieller Weise Raum gege-
ben wird.

Planungskonzept

In diesem Fall habe kein Min-
destmaß eines schlüssigen gesamt-
räumlichen Planungskonzepts,
kein klarer Planinhalt, vorgelegen,
so Toscano. Grundsätzlich sei
zwar denkbar gewesen, dass
durch andere Gemeinden für das
Plangebiet insgesamt ausreichend
große Flächen verfügbar sind
(Kompensation); dafür sei aber ei-
ne zeitlich und inhaltlich parallele
Aufstellung des Planaufstellungs-
verfahrens nötig.

Im maßgeblichen Zeitpunkt
des Zurückstellungsbescheids
sei nicht ausreichend sicher ge-
wesen, dass das Fehlen von
Flächen für die Windenergienut-
zung auf dem konkreten Stadtge-
biet durch Ausweisung solcher
Flächen in den anderen Gemein-
den kompensiert werden würde.
Hier habe nur der Plan bestan-
den, einen Teilflächennutzungs-
plan aufzustellen - ohne jegliche
Kriterien über den Inhalt der
künftigen Planung.

„Ausschlaggebend war hier,
dass aufgrund der Geeignetheit
nur eines geringen Anteils der
Potenzialfläche Zweifel bestan-
den, ob der Windkraft im Pla-
nungsgebiet substanziell Raum
gegeben werden wird. Maßgeb-
lich war nicht nur die Größe der
potentiellen Fläche selbst, son-
dern auch die Faktoren: keine
Berücksichtigung der Windhöf-
figkeit, absolute Abstandskriteri-
en und keine Ermittlung der Be-
reitschaft der Grundstücksei-
gentümer“, erläuterte Toscano.

Abwägungsgebot

Grundsätzlich, so die Anwäl-
tin, bestehe keine Pflicht zur Prü-
fung der Grundstücksverfügbar-
keit. Diese sei bei städtebauli-
chen Planungen irrelevant. Maß-
geblich seien allgemeine Vorga-
ben der Planerforderlichkeit und
des Abwägungsgebots.

Anders verhalte es sich, wenn
dies konkret erforderlich ist, um
der Windkraft überhaupt sub-
stanziell Raum zu geben, d. h.
bei engem Plankonzept (wenig
Potenzialfläche) oder bei offen-
sichtlich fehlender Grundstücks-
verfügbarkeit (negative Eigen-
tümererklärung). „Je weniger
Potenzialflächen, desto stärker
sind die Ausschlusskriterien zu
prüfen.“ DK

„Energiewende mit
flexibler Kraft-Wärme-

Kopplung schaffen“
Impulse für Kommunen beim

2. Schwäbisch-Allgäuer Energietag von erdgas schwaben

Von Neu-Ulm und Nördlingen bis Buchloe, von Buttenwiesen
und Aindling bis Betzigau: Rund 40 kommunale EntscheiderIn-
nen aus ganz Bayerisch-Schwaben machten sich auf den Weg
nach Illertissen ins Vöhlinschloss, um am 2. Schwäbisch-Allgäu-
er Energietag teilzunehmen. Herzlich begrüßt wurden sie von
Hausherrin Marita Kaiser, 1. Bürgermeisterin von Illertissen.
Eingeladen hatte der Energieversorger erdgas schwaben unter
dem Stichwort Energiewende in Schwaben. Die Bürgermeiste-
rInnen wie Landräte und BauamtsmitarbeiterInnen nahmen
neue Impulse insbesondere zum Schwerpunktthema Kraft-Wär-
me-Kopplung mit.

„Die Energiewende ist mit der
flexiblen Kraft-Wärme-Kopp-
lung zu schaffen, bei der wir
Strom erzeugen und gleichzeitig
die entstehende Wärme nutzen“,
so die Überzeugung von Profes-
sor Wolfgang Mauch von der
Forschungsstelle für Energie-
wirtschaft e.V. „Flexibilität heißt:
Wir müssen viele kleinere und
größere dezentrale Blockheiz-
kraftwerke (BHKWs) zu einem
virtuellen Kraftwerk zusam-
menschließen, so dass wir sie je
nach Bedarf zuschalten können,
wenn die erneuerbaren Energien
von Wind und Sonne nicht aus-
reichen.“ Mauch ist seit 2005
Honorarprofessor an der TU
München.

Intelligente
Energieversorgung braucht
Blockheizkraftwerke

„Gefragt ist heute eine intelli-
gente Energieversorgung, die den
Strom aus regenerativen Quellen
in Bio-Erdgas umwandelt, ihn
damit speicherbar und transpor-
tierbar macht und ihn dann zur
Verfügung stellt, wenn er ge-
braucht wird – zum Beispiel zum
Betrieb von BHKWs. Wenn wir
nichts tun und beispielsweise kei-
ne BHKWs bauen, wird die En-
ergiewende sehr viel schwerer
gelingen.“ Deshalb appellierte
Dietmayer an die TeilnehmerIn-
nen: „Sie wissen, wo in Ihrer
Kommune die Hauptenergieab-
nehmer sitzen, wo ein Nahwär-
menetz mit Kraft-Wärme-Kopp-
lung aufgebaut werden kann. Sie
können untersuchen, wo sich der
Einstieg in ein Projekt bietet und
dann in dessen Umsetzung
gehen.“

Viele Dienstleistungen
für Kommunen

Informationen erhielten die
Gäste auch zu den vielfältigen
Beratungsangeboten und Dienst-
leistungen von erdgas schwaben,
die Kommunen inAnspruch neh-
men können: von der Erstellung
dezentraler Energiekonzepte
übers Kommunale Energiedaten-
Monitoring System (KEMS) bis
zur Erschließung von Neubauge-
bieten für Erdgas, mit dem sich
Energieeffizienzhäuser umwelt-
freundlich und sehr preiswert
realisieren lassen.

Infrarot-Aufnahmen
von Häusern

Kommunen profitieren auch
von Dienstleistungen, die sie
wiederum ihren Bürgern anbie-
ten können. „Unsere Infrarot-
Aufnahmen von Häusern sind
sehr gefragt – seit Jahren ist erd-
gas schwaben hier bayernweit
größter Anbieter. 2012 haben wir
in Zusammenarbeit mit 15 Kom-
munen und einigen Kreisspar-
kassen über 3.000 Häuser analy-
siert“, berichtete Helmut Kau-
meier, Leiter der Kommunalkun-
den erdgas schwaben. Neu ist ei-
ne Fördermittelberatung, die über
eine Software die besten Förder-
möglichkeiten sondiert und auch
gleich, wenn gewünscht Anträge
ausfüllt – mit einigen Kommu-

nen laufen derzeit Pilotprojekte.
„Die regionalen Energieberater
können dann die Expertenarbeit
machen“, so Helmut Kaumeier
weiter.Ausgiebige und angeregte
Gespräche mit den Referenten
und den Experten von erdgas
schwaben gab es im Anschluss
an die Fachvorträge.

Neue Ideen
zur Energiezukunft

Mit neuen Ideen und einem
Extra-Stück Bio-Energie in Form
von feiner Illertisser Schokolade
machten sich die TeilnehmerIn-
nen auf den Weg in die Energie-
zukunft.

Aktuell sind 185 Städte und
Gemeinden an gut 6.000 km
Erdgasleitungen von erdgas
schwaben angeschlossen. So-
wohl öffentliche Einrichtungen
wie private Haushalte nutzen
Leistungen von erdgas schwa-
ben. Erdgas ist heute Wunsch-
energie Nr. 1: Über 75 % aller
Bauherren wünschen einen Erd-
gasanschluss.

Investition in
erneuerbare Energien

erdgas schwaben investiert
jährlich 10 Millionen Euro in
erneuerbare Energien. Anfang
Juli war Spatenstich für eine
Power-to-Gas-Anlage, an der
erdgas schwaben maßgeblich
beteiligt ist. Mit ihr kann erd-
gas schwaben auch Wasser-
stoff produzieren. �
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Bundesweiter Wettbewerb „Unser Dorf hat Zukunft“:

Goldmedaille für
Mürsbach und Sommerach

Bundeslandwirtschaftsministerin Ilse Aigner hat die Sieger des
diesjährigen Bundeswettbewerbs „Unser Dorf hat Zukunft“ be-
kannt gegeben, an dem rund 2.600 Dörfer aus ganz Deutschland
teilgenommen haben. Von neun Goldmedaillengewinnern stam-
men zwei aus Bayern: Mürsbach und Sommerach. Diese Dörfer
konnten die Jury mit herausragenden, zukunftsfähigen Konzep-
ten überzeugen.

„Ich gratuliere den Siegern ganz
herzlich zur Auszeichnung, aber
vor allem natürlich auch zu den
beeindruckenden Ideen, die sie in
ihren Dörfern umgesetzt haben.
Die vielen aktiven Menschen in
den Dörfern sind das Herzstück
des Bundeswettbewerbs ‚Unser
Dorf hat Zukunft’ und damit die
eigentlichen Gewinner. Mit Tradi-
tionen und Tatkraft sorgen die
Menschen selbst dafür, dass ihr
Dorf ein Ort zum Wohlfühlen ist
und bleibt. Das starke Miteinander
und die Verwirklichung vieler
kreativer Ideen zur wirtschaftli-
chen, sozialen und ökologischen
Dorfentwicklung haben die Jury
und mich sehr beeindruckt“, er-
klärteAigner bei der Bekanntgabe
der Preisträger.

Aktives Gemeinschaftsleben

Ein aktives Gemeinschaftsle-
ben in Vereinen und Verbänden
oder die Sicherstellung von Mo-
bilität, Erwerbsquellen und Ein-
zelhandelsgeschäften sowie der

Ausbau der Breitbandversorgung
und die Ausweitung von Betreu-
ungsangeboten bereicherten das
Dorfleben und erhöhten den
Wohlfühlfaktor in den Gemein-
den enorm, betonteAigner. Beim
diesjährigen Wettbewerb seien
der Jury viele überzeugende
Ideen präsentiert worden.

Vorbildliche Sanierung

So zeichnen die rund 500 Ein-
wohner zählende Gemeinde
Mürsbach im oberfränkischen
Landkreis Bamberg zahlreiche
vorbildlich sanierte und preisge-
krönte Fachwerkhäuser und -en-
sembles, die Galerie Kunstmühle,
eine herausragende Gastronomie
und eine selbstbewusste, junge
und lebendige Dorfgemeinschaft
aus. Den Mürsbachern sei es in
vorbildlicher Weise gelungen, ihr
einzigartiges historisches Ortsbild
zu erhalten und das Dorf gleich-
zeitig in seiner Funktionalität für
heutige und zukünftige Anforde-
rungen zu rüsten, hieß es zur

Begründung. Dafür erhielt der Ort
bereits im Jahr 2003/2004 den
Staatspreis für Dorferneuerung.

Im Sommer 2012 ging die Ge-
meinde Mürsbach erfolgreich aus
dem Landeswettbewerb „Unser
Dorf hat Zukunft - unser Dorf soll
schöner werden“ hervor und wur-
de mit Gold ausgezeichnet. Als
einziger Ort mit weniger als 600
Einwohnern trat Mürsbach im
bundesweiten Vergleich an.

Zusammenhalt

Anfang Juni hatte Landrat Dr.
Günther Denzler zusammen mit
Bürgermeister Bruno Kellner,
Ortssprecherin Sabina Sitzmann-
Simon und den Mürsbacher Bür-
gern die Bundesbewertungskom-
mission in Mürsbach empfangen.
Im Rahmen dieses Termins be-
tonte der Landrat: „Hier kann
man förmlich den Zusammen-
halt, den Aktionismus und die
Identifikation mit der Heimat
spüren, den die Mürsbacher aus-
strahlen.“

Auch im fränkischen Golddorf
Sommerach (Landkreis Kitzin-
gen) wurde die Nachricht von der
Auszeichnung mit großer Freude
aufgenommen. Sie ist laut Bürger-
meister Elmar Henke der Lohn
für eine kontinuierliche und ge-

meinsame Arbeit für eine lebens-
werte und gastfreundliche Dorf-
gemeinschaft sowieAnsporn, die-
sen Weg weiterzugehen.

Bilderbuchkulisse

Betritt der Besucher das Dorf,
ist er sofort gefangen von einer
barocken Bilderbuchkulisse. Ein
Ensemble von stolzen Bürgerhäu-
sern und schmucken Fachwerk-
bauten verleihen dem Ort seinen
besonderen, malerischen Reiz.
Fast fühlt man sich um Jahrhun-
derte zurückversetzt. Schon seit
dem 11. Jahrhundert ist die Le-
bensader des Dorfes der Wein. Er
hat die hiesige Lebensart und At-
mosphäre seither geprägt.

„Herzlichen Glückwunsch, das
ist großartig“, freute sich Landrätin
Tamara Bischof über den Erfolg
von Sommerach am Main. „Die
Goldmedaille ist eine verdiente
Anerkennung für Sommerach und
seine Bürger.“ Nach dem Erfolg
von Sulzfeld am Main 2010 mit
der Silbermedaille auf Bundesebe-
ne könne sich das Kitzinger Land
nun über Gold freuen und beweise
einmal mehr: „Unsere Region und
seine Bürger sind einfach lebens-
und liebenswert - wir leben wo
andere Urlaub machen!“ DK

Elektroauto im Alltagstest
Viel Sonnenschein gab es bei der Übergabe des Elektroautos
Mitsubishi i-MiEV an Hermann Rupprecht, 1. Bürgermeister
der Gemeinde Huisheim (l.), Werner Siebert 1. Bürgermeister
der Gemeinde Fünfstetten (Mitte), Monheims 1. Bürgermeister
Günther Pfefferer (2. v. r.) und Wolfgang Fürmann, 2. Bürger-
meister des Markts Rennertshofen (r.).
Die Bürgermeister nutzten den schönen Tag für eine erste Pro-
befahrt. Besonders angetan waren sie von der lautlosen Fortbe-
wegung und der bemerkenswerten Beschleunigung. Jeder von
ihnen wird das Auto für eine Woche im Alltag testen. „Der
i-MiEV hat sich bei LEW als sehr zuverlässig erwiesen und ist
als Viersitzer im Kurzstreckenbereich eine guteAlternative“, be-
richtete Ulrich Endraß, Kommunalbetreuer der LEW (2. v. l.)
bei der Übergabe vor dem Rathaus der Stadt Monheim. Das
Fahrzeug gehört zum Elektroauto-Fuhrpark der LEW, die der-
zeit rund 20 öffentlich zugängliche Ladesäulen in ihrem Netzge-
biet betreibt. �

Geothermie Traunreut:

Baubeginn für
Fernwärme-Gebäude

Bei strahlendem Sonnenschein erfolgte jüngst der offizielle Bau-
beginn für das neue Übergabe-Gebäude der Geothermischen
Kraftwerksgesellschaft Traunreut. In dem Gebäude wird die
aus den tiefen Erdschichten Traunreuts gewonnene Wärme in
das Fernwärmenetz der Stadt eingespeist.

Traunreuts Bürgermeister
Franz Parzinger (CSU), der tech-
nische Leiter der Stadtwerke
Traunreut, Franz Hagenauer und
Investor Dr. Raimund König fei-
erten mit zahlreichen Gästen den
offiziellen Baubeginn der oberir-
dischen Anlagen des Geother-
miekraftwerks Traunreut. Die
Erdwärme-Anlage wird noch in
diesem Jahr mit Wärmelieferun-
gen für die Fernwärmeversor-
gung der 20.000-Einwohner-Ge-
meinde in der Nähe des Chiem-
sees beginnen. Bürgermeister
Parzinger hatte die grundsätzli-
che Entscheidung zur Erweite-
rung der bestehenden Fernwär-
meversorgung aus erneuerbaren
Energiequellen bereits 2003 mit
auf den Weg gebracht.

In den vorangegangenen Ta-
gen waren die Arbeiten an den
beiden über 5.000 Meter tiefen
Bohrlöchern abgeschlossen wor-
den. Mit dem 118 Grad Celsius
heißen Wasser aus der Erde unter
Traunreut können bis zu 10.000
Haushalte künftig preisstabil und
umweltfreundlich ihr Heißwas-
ser erwärmen, sowie die Woh-
nung beheizen. Auch große örtli-
che Gewerbebetriebe schließen
ans Fernwärmenetz an.

Diplom-Ingenieur Thorsten
Weimann, MBA, und sein Team
von der gec-co Global Enginee-
ring & Consulting – Company
GmbH in Augsburg freuen sich
mit der Geothermischen Kraft-
werksgesellschaftTraunreut (GKT)
über den erfolgreichen Projekt-
fortschritt. Die gec-co GmbH ist
seit dem Jahr 2010 als Planver-
fasser von GKT beauftragt.
Thorsten Weimann gratuliert an-
lässlich des Baubeginns: „Traun-
reut hat sich mit der umfangrei-
chen Nutzung der Erdwärme für
eine zukunftsorientierte und
schadstofffreie Energieversor-
gung entschieden. Tiefengeo-
thermie-Anlagen werden zudem
ohne Treibhausgas-Ausstoß be-

trieben. Somit passt diese
äußerst unauffällige Form der
Energieversorgung ideal in die
schützenswerte Kulturlandschaft
Oberbayerns.“ Er bedankt sich
für das in den Ansprachen mehr-
fach geäußerte Lob für die „vor-
bildliche und engagierte Zusam-
menarbeit“.

Dr. Raimund König, Ge-
schäftsführender Gesellschafter
der Grünwald Equity Geother-
mie GmbH erläutert: „Für Tie-
fengeothermie-Projekte braucht
man ein kompetentes Ingenieur-
büro an der Seite, das alle ober-

und untertägigen Aspekte um-
fassend berücksichtigt. Wir sind
glücklich, mit der gec-co GmbH
solch einen verlässlichen und
sachkundigen Partner gefunden
zu haben.“ Grünwald Equity hat
über die GKT bis heute rund
45 Millionen Euro investiert, bis
zur 2015 geplanten Fertigstel-
lung des Stromkraftwerks kom-
men weitere 35 Millionen Euro
hinzu.

2011 wurden die Boden-
schichten in Traunreut gründlich
untersucht, 2012 dann mit den
Bohrarbeiten begonnen. Die
Fernwärmeversorgung soll noch
in diesem Jahr mit einer in-
stallierten Leistung von 10 Me-
gawatt (MW) aufgenommen
werden. �

Dr. Raimund König (Grünwald Equity), Bürgermeister Franz
Parzinger sowie Franz Hagenauer (Stadtwerke Traunreut, von
links) enthüllten die Bautafel auf der Baustelle für das Erdwär-
me-Übergabegebäude in Traunreut. �

(Fast) das ganze Dorf hilft mit
„Ein Dorf spielt seine Geschichte“ heißt es, wenn die Eglofser al-
le zwei Jahre auf die Bühne treten. Das ist ein bisschen übertrie-
ben, schließlich hat das Dorf gut 1600 Einwohner. Aber 80 bis
100 Leute sind es doch, die vor und hinter den Kulissen mitwir-
ken beim Eglofser Freilichttheater.

Ohne das Schneiderteam zum
Beispiel liefe gar nichts. Drei
Frauen arbeiten manchmal bis
spät in die Nacht, damit ein stim-
miges Kostümbild auf die Bühne
im „Stillen Winkel“ kommt. Sie
trennen Mieder auf, erweitern
Hosenbünde, nähen Jacken –
und achten dabei stets darauf,
dass das Bild in die Zeit passt.

In „Schwerter am Himmel“
sind es die Jahre zwischen 1618
und 1648, eine arme, kalte, karge
Zeit. Es gab schon einmal ein
Stück, das damals spielte, inso-
fern konnten sie auf Blusen,
Röcke, Hosen aus dem Fundus
zugreifen. Im ehemaligen Bad-
haus gleich neben Dorfstadel
und Stillem Winkel, haben sie
die Kleiderkammer eingerichtet.

Drüben im Rathaus lagern
Hunderte von Kleidungsstücken,
darunter durchaus wertvolle
Stücke. Oft überließen ihnen
Leute aus dem Dorf alte Unifor-
men oder Stoffe, erzählt Irmgard
Stiefenhofer. Umarbeiten muss
man trotzdem jedes Mal. Man-
che Teile waren dieses Mal trotz
des stattlichen Fundus neu zu
schneidern. Dabei hilft eine ko-
stümkundige Schneidermeisterin
aus dem Dorf, indem sie dem
Team die geschnittenen Stoffe
liefert.

Große Expertise

Auch bei den Kulissen- und
Requisitenbauern fehlt es nicht
an Expertise. Die Männer, die
hier mitarbeiten, haben als Zim-
merer oder Schreiner einschlägi-
ge Berufe. Kleine Bauwerke?
Kein Problem. Das schwierigste,
was sie bis jetzt entstehen ließen,
war das große Stadttor für „Ro-
sen im Salz“, findet Karl-Heinz
Marx. Um es zu bewegen,
brauchten sie sogar Kulissen-
schieber. Für Katharina bauten
sie einen Scheiterhaufen, für
„Diebslichter“ legten sie einen
Bachlauf an im Stillen Winkel.
Er ist natürlich wieder zuge-
schüttet. Diesmal gehören ein
Backofen, Kanzeln und ein Ko-
met zur Ausstattung. Doch die
Männer scheuen keine Heraus-
forderung. Bevor die Bahre in
„Schwerter am Himmel“ zum
Einsatz kommt, testen sie fröh-
lich deren Stabilität. Die Spax-
Schrauben werden so weit im
Holz versenkt, dass sie ja keiner
sieht. Im Stadel eines Bauern-
hauses bewahren Kulissenbauer
und Requisiteure ihre Schätze

auf und sammeln, was man so
brauchen kann für ein Theater-
stück: historische Fensterläden,
Bretter, Schubkarren, Schwerter.
Und bei den Bauern aus dem
Dorf lässt sich auch so manches
finden.

Stimmige Musik

Für stimmige Musik sorgt
schon seit eh und je Wolfram
Benz, musizierend oder kompo-
nierend – je nachdem. Der ehe-
malige Lehrer kann aus einem
Musikarchiv schöpfen und hat
schon so manche Melodie den
Zeiten der Theaterspiele nach-
empfunden. Im Musikmuseum
im Dorfstadel trug er unter ande-

rem Schalmeien, Landsknechts-
trommeln und historische Flö-
ten zusammen. Museum, Thea-
terspiel – alles hilft, „die Eglof-
ser Kultur zu pflegen“, sagt
Benz.

Weil trotz alledem Essen und
Trinken Leib und Seele zusam-
menhalten, kümmern sich drei
Bewirtungsteams um das Wohl
des Publikums in den Pausen. Es
sind viele, die helfen: Beleuch-
ter, das Team für den Kartenver-
kauf, die Regieassistenten, die
Marketinggruppe. Und wenn
man sie braucht, auch mal die
Feuerwehr, die Musikkapelle
oder andere Vereine aus Eglofs.
„Es fehlt grad, wenn’s rum ist“,
sagt Irmgard Stiefenhofer. Ein
Dorf spielt seine Geschichte. Mit
Engagement und mit Begeiste-
rung.
Weitere Informationen unter:
www.theater-eglofs.de �

Energieeffizienz-Preis für die öffentliche Hand:

Jetzt noch bewerben!
dena-Wettbewerb für Energieeinsparprojekte
öffentlicher Einrichtungen endet Mitte August

Noch bis zum 14. August 2013 können öffentliche Einrichtungen
am Wettbewerb „Energieeffizienz in öffentlichen Einrichtungen –
Gute Beispiele 2013“ der Deutschen Energie-Agentur GmbH (de-
na) teilnehmen. Bewerben können sich unter anderem Gemein-
den, Städte, Landkreise, Landes- und Bundesbehörden, aber auch
Unternehmen der öffentlichen Hand. Gesucht sind erfolgreich
umgesetzte Energieeffizienzprojekte, beispielsweise von staatli-
chen Museen, Universitäten, Landratsämtern, Rathäusern, Schu-
len oder aus dem Bereich der kommunalen Straßenbeleuchtung.

Die Gewinner des Wettbewerbs
erhalten neben der öffentlichen
Auszeichnung als „Vorreiter für
Energieeffizienz“ ein Preisgeld
von insgesamt 25.000 Euro. Die
feierliche Preisverleihung erfolgt
auf dem vierten dena-Energieeffi-
zienzkongress, der im November
in Berlin stattfindet. Die Teil-
nahmeunterlagen können unter
www.energieeffizienz-online.info
eingesehen werden.

Energieeffizienz
als gutes Beispiel

Energieeffizienz in öffentlichen
Einrichtungen spielt nicht nur bei
der Senkung der Energiekosten
eine wichtige Rolle. Sie dient
auch als „gutes Beispiel“ und
Vorbild für weitere Akteure. Mit
dem Wettbewerb macht die dena
auf gute Beispiele für Energieef-
fizienzprojekte aufmerksam und
hebt damit die Bedeutung von
Energieeffizienzmaßnahmen im
öffentlichen Sektor hervor. Der
Wettbewerb wird vom Bundes-
ministerium für Wirtschaft und

Technologie (BMWi) gefördert.
Er findet in Kooperation mit den
kommunalen Spitzenverbänden
Deutscher Städtetag, Deutscher
Landkreistag und Deutscher
Städte- und Gemeindebund statt.

Um sich zu qualifizieren, müs-
sen die eingereichten Projekte
Endenergieeinsparungen erreicht
haben und bereits evaluiert sein.
Teilnehmen können öffentliche
Einrichtungen jeder Größe, die zu
mindestens zwei Dritteln im Be-
sitz der öffentlichen Hand sind.
Die Teilnahme am Wettbewerb
macht sich doppelt bezahlt: Ne-
ben der Chance auf ein Preisgeld
werden alle eingereichten Projek-
te das öffentlichkeitswirksame
Label „Good Practice Energieef-
fizienz“ der dena erhalten, sofern
sie die Anforderungen des Labels
erfüllen und unabhängig davon,
ob sie zu den Gewinnern des
Wettbewerbs zählen. Das Good-
Practice-Label kennzeichnet bei-
spielgebende Projekte, die zur
Endenergieeinsparung beitragen.
Weitere Informationen unter:
www.energieeffizienz-online.info
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Zum 10-jährigen Bestehen der Energie-Beratung wurde das Team zum Essen eingeladen. Landrat
Stefan Rößle (1. Reihe Mitte) würdigte deren langjähriges ehrenamtliches Engagement. Bild: LRA

Landkreis Donau-Ries:

Zehn Jahre Energie-Beratung
Angebot wird nach wie vor sehr gut angenommen – Dank an Berater

Donauwörth. Es ist eine Erfolgsstory: Seit zehn Jahren gibt es die
neutrale und nach wie vor kostenlose Energie-Beratung des Land-
kreises Donau-Ries. Und sie ist gefragt wie eh und je: Allein 2012
fanden über 120 Beratungen statt. Für Landrat Stefan Rößle ist
das ein deutliches Signal, dass das Engagement des Landkreises
und der gesamten ehrenamtlichen Beratercrew auch nach 10 Jah-
ren eine wichtige Dienstleistung für die Bürger ist.

Die Partner der Energiebera-
tungskooperation im Landkreis
Donau-Ries trafen sich zum Ju-
biläum zu einem gemeinsamen
Essen in Donauwörth, mit dem
sich Landrat Stefan Rößle für

das große Engagement bedankte.
Heike Burkhardt, Energie-Be-
auftragte des Landkreises Do-
nau-Ries, freute sich, dass dieses
Projekt, das im Rahmen des
Agenda 21-Prozesses entstanden

ist, so lange Bestand hat und
auch schon von anderen Land-
kreisen übernommen wurde.

Festes Team

Landrat Stefan Rößle erinner-
te an die Anfänge der Energie-
Beratung. Das Konzept dafür
hatten Robert Lang und Josef
Leberle von der Bauinnung, Hel-
mut Kaumeier, Martin Weiß und
Günter Meyer von Erdgas
Schwaben sowie Jürgen Linden-
felser, Bernhard Janka und Rai-
ner Wirkner von den Lech-Elek-
trizitätswerken unter der Leitung
von Heike Burkhardt erarbeitet.
Mit vier ehrenamtlichen Bera-
tern startete die Energie-Bera-
tung im Juni 2003 im Landrat-
samt in Donauwörth. In Laufe
der Jahre kamen weitere Männer
und Frauen dazu, mittlerweile
gibt es ein festes Team aus 14
Beraterinnen.

1.070 Beratungen

In den zehn Jahren gab es ins-
gesamt 194 Beratungstermine.
Bei 1.070 bisher erbrachten Bera-
tungen bedeutet das eine durch-
schnittliche Auslastung von rund
50 Prozent. Das von Martin
Weiß zu Beginn der Beratungen
formulierte Ziel von sechs Bera-
tungen pro Termin ist damit er-
reicht worden. In den zurücklie-
genden Wintermonaten ging die
Nachfrage nochmals nach oben,
die meisten Termine waren kom-
plett ausgebucht.

Kein finanzieller Ausgleich
für Engagement

Neben den regelmäßigen Be-
ratungen in Donauwörth und
Nördlingen beteiligten sich die
Energie-Berater unter anderem
bei den Donau-Ries-Ausstellun-
gen sowie bei weiteren Veran-
staltungen rund um das Thema
Energie. Landrat Stefan Rößle
bedankte sich für dieses große
ehrenamtliche Engagement,
denn die Energie-Berater erhal-
ten für die eingebrachten Bera-
tungsstunden keinen finanziellen
Ausgleich. Dafür beteiligt sich
der Landkreis auf andere Weise:
unter anderem organisiert und
koordiniert die Stabsstelle Kreis-
entwicklung die Termine bzw.
Anmeldungen, druckt jährlich
eine Broschüre und Plakate, in-
formiert Presse und Gemeinden
regelmäßig über die Beratungs-
termine und organisiert Fortbil-
dungen für die Energie-Berater.

Auch 2013 wird die Energie-
Beratung in gewohnter Weise
fortgesetzt, das heißt alle zwei
Wochen im Wechsel im vhs-Ge-
bäude in Donauwörth und in der
Bauinnung in Nördlingen. Zu-
sätzlich wird es bei der 15. Do-
nau-Ries-Ausstellung Ende Au-
gust in Donauwörth wieder ei-
nen Stand der Energie-Beratung
geben. �

Auf dem Weg zu mehr Inklusion:

Neues Lesecafé der
Stadtbücherei Würzburg

Gemeinsam gehen die Stadt Würzburg und die Mainfränki-
schen Werkstätten einen Schritt in Richtung mehr Normalität
im Zusammenleben und -arbeiten behinderter und nichtbehin-
derter Menschen: Ab September betreiben die Mainfränkischen
Werkstätten das Lesecafé in der Stadtbücherei im Falkenhaus.
An der dann neu installierten Cafétheke werden Mitarbeitende
mit und ohne Behinderung arbeiten.

Im heute schon gut besuchten
Lesecafé werden weiterhin Kaf-
fee- und Teespezialitäten in Bio-
Qualität angeboten. Beides
kommt dann jedoch nicht mehr
aus dem Automat, sondern wird
an der neuen Kaffee-Siebträger-
maschine individuell zubereitet.
Kleine süße und herzhafte
Snacks werden ebenso im Ange-
bot sein, wie Kuchenstücke aus
regionalen Zutaten, gebacken in
den Mainfränkischen Werkstät-
ten. Selbstverständlich kann man
sich weiterhin einfach zum Le-
sen ins Café setzen, auch ohne
etwas zu bestellen.

Die Vertrags-Partner verbin-
den so den Inklusionsgedanken
mit einer Verbesserung von Ser-
vice und Angebot für die Besu-
cher/innen der Stadtbücherei.
Für alle ein Gewinn!

Eröffnung im September

Jüngst unterzeichneten Ober-
bürgermeister Georg Rosenthal
und Michael Wenzel, Prokurist
der Mainfränkischen Werkstät-
ten, den Vertrag. Ab dem 9. Sep-
tember wird das neue Lesecafé
in der Stadtbücherei dann zu er-
leben sein. �

Inklusion bei Kaffee und Kuchen: Die Mainfränkischen Werk-
stätten betreiben künftig das Lesecafé in der Würzburger Stadt-
bücherei. Nun trafen sich die Verantwortlichen zur Unterzeich-
nung des Kooperationsvertrags am Riemenschneidertisch im
Würzburger Rathaus.
Von links:Alexander Seith,Abteilungsleiter Catering bei den Main-
fränkischenWerkstätten, Prokurist MichaelWenzel, Stadtbücherei-
Leiterin Anja Flicker, Kulturreferent Muchtar Al Ghusain, Ober-
bürgermeister Georg Rosenthal und Norbert Herrmann, der stell-
vertretende Leiter der Stadtbücherei. Bild: Georg Wagenbrenner

Pumpspeicherwerk Jochberg:

Energieallianz Bayern bereitet
Raumordnungsverfahren vor

Im März 2013 hat die Energieallianz Bayern in zwei öffentli-
chen Veranstaltungen die Bürger der Gemeinden Jachenau
und Kochel am See über das geplante Großprojekt am Joch-
berg informiert. Seitdem bereitet das Unternehmen sich
Schritt für Schritt auf das Raumordnungsverfahren vor.

Das Raumordnungsverfahren
hat vor allem den Zweck festzu-
stellen, ob raumbedeutsame Pla-
nungen und Maßnahmen mit den
Erfordernissen der Raumordnung
übereinstimmen. Dadurch sollen
u.a. Fehlplanungen vermieden
werden und Eingriffe in schüt-
zenswerte Bereiche untersucht
werden. Speziell in diesem Ver-
fahren sind zahlreiche Themen zu
beleuchten. Hierzu gehören die
Auswirkungen auf Menschen,
Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser-
haushalt, aber auch auf Verkehrs-
infrastruktur, Kulturgüter, Touris-
mus und anderes mehr. Das be-
trifft ganz besonders die Baupha-
se. Viele Fragen, die sich heute
stellen, werden im Zuge dieses
Verfahrens beantwortet werden
können.

Erster offizieller Schritt

In Vorbereitung auf diese um-
fangreichen Untersuchungen
führt die Energieallianz Bayern
seit mehreren Wochen Ange-
botsgespräche mit den diversen
Experten und Fachfirmen. Erst
wenn dies abgeschlossen ist,
können die Vorbereitungen auf
die Antragskonferenz beginnen.
Die Antragskonferenz ist der
erste offizielle Schritt des
Raumordnungsverfahrens. Dort
wird von der Regierung von
Oberbayern gemeinsam mit
dem Vorhabensträger und den
Trägern öffentlicher Belange
der Untersuchungsumfang des

Verfahrens festgelegt. Erst
dann, also voraussichtlich im
Herbst diesen Jahres, wird mit
den Arbeiten zur Erstellung der
Antragsunterlagen begonnen.
Die Antragstellung ist derzeit
für Mitte 2014 geplant.

Große Sorgfalt

Die Energieallianz Bayern ist
sich der Größe und Bedeutung
des Eingriffs in die Natur- und
Kulturlandschaft am Jochberg
bewusst. Umso wichtiger sei es,
mit großer Sorgfalt vorzugehen.

Bereits jetzt treten vor allem
bei den beiden betroffenen Ge-
meinden und Bürgern viele Fra-
gen auf. „Seit den Veranstaltun-
gen im März sind zahlreiche
Anfragen bei uns eingegangen.
Beantwortet haben wir alle,
wenn auch manches Detail of-
fen bleiben musste“ sagt Jörg
Schuchardt, Pressesprecher der
Energieallianz Bayern und fügt
hinzu: „Die Arbeiten der Exper-
ten sind auch Grundlage für die
Diskussionen mit dem Bürger.
Wenn die Konzepte Gestalt an-
nehmen, werden wir den Dialog
wieder intensivieren.“

SeitApril des Jahres haben wei-
tere kommunale Energieversorger
aus Bayern ihr Interesse an dem
Projekt bekundet. „Wir stellen uns
auch intern auf, um die anstehen-
den Aufgaben zu bewältigen.
Hierzu gehört unter anderem die
Gründung einer eigenen Projekt-
gesellschaft, der Pumpspeicher-

werk Oberbayern GmbH, die in
Kürze erfolgen wird“, so Joachim
Martini, Geschäftsführer der En-
ergieallianz Bayern.

Die Energieallianz Bayern
plant nach Abschluss des
Raumordnungsverfahrens vier
bis fünf Jahre für Planfeststel-
lungsverfahren und technische
Planungen. Baubeginn wäre
dann im Jahre 2019.

Die Energieallianz Bayern
GmbH & Co. KG mit Sitz in
Hallbergmoos ist ein Zusammen-
schluss von 32 mittleren, meist
bayerischen Energieversorgungs-
unternehmen. Sie wurde im Jahre
2009 gegründet und hat sich zum
Ziel gesetzt, für ihre Gesellschaf-
ter Projekte zur regenerativen
Stromerzeugung zu realisieren,
damit sie unabhängiger von den
volatilen Strombeschaffungs-
märkten werden und ihre Kunden
auch zukünftig mit bezahlbarem
Strom versorgen können. Durch
die Ausrichtung auf die erneuer-
baren Energien inkl. Kraft-Wär-
me-Kopplung soll darüber hinaus
ein Beitrag zum Klimaschutz ge-
leistet werden. �

Invest in Bavaria zu Gast
im Landkreis Aschaffenburg

Jüngst besuchten zwei Vertreterinnen von Invest in Bavaria
den Landkreis Aschaffenburg. Nach einem Gespräch mit
Landrat Dr. Ulrich Reuter bekamen die Besucherinnen im
Rahmen einer Besichtigungstour einen tieferen Einblick in den
Wirtschaftsstandort am Bayerischen Untermain.
Invest in Bavaria ist eine Ansiedlungsagentur des Freistaats
Bayern, die mögliche Investoren bei der Standortsuche unter-
stützt. In diesem Jahr wurde ein neues Büro mit Sitz in Nürn-
berg eingeweiht, das künftig für den Bereich Nordbayern zu-
ständig ist. Landrat Reuter hofft bei der Bestandspflege der
Wirtschaftsstandorte auf neue Impulse und eine gute Zusam-
menarbeit. Im Bild (v. l.): Jutta Stohwasser, Landrat Dr. Ulrich
Reuter, Dr. Patricia Callies. �
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„Na, was machen Sie denn
so große Augen und starren
mich mit offenem Mund an?
Heute ist Casual Friday, da
kann ich doch auch mal locke-
rer ins Büro kommen.“ Mein
Chef, der Bürgermeister, ver-
schwand beschwingt in seinem
Zimmer.

Nun ist es ja nicht so, dass
wir noch nie etwas vom Casual
Friday gehört hätten, also von
der kleinen Fluchtmöglichkeit
der anzugtragenden Männer, zum Wochenende
hin an terminfreien Freitagen mal etwas lockerer
ins Büro zu kommen. Das macht der Chef auch
nicht erst seit heute, sondern es passiert immer
mal wieder, dass er mit Jeans oder ohne Krawat-
te ins Amt kommt. Aber so haben wir ihn noch
nicht gesehen: Mintfarbene Chino-Hose, rotes
Kurzarmhemd und blaue Segelschuhe. Wow, eine
Explosion an Farbe bei einem Menschen, den
man ansonsten im Farbkosmos zwischen tauben-
blau und anthrazit verordnet sieht.

Zweifellos, dieser Sommer ist in der Männer-
mode so bunt wie nie einer zuvor. Jungs von
acht bis achtzig tragen selbstbewusst rote, grü-
ne, gelbe und orange Hosen, neonfarbene Hem-
den und T-shirts, blaue oder orange Schuhe. Ta-
bus wie das berühmte „grün und blau ist dem
Kasperl sei Frau“ werden souverän ignoriert
und dank einer um Pastelltöne erweiterten
Farbpalette sieht das häufig auch ganz toll aus.
Dabei ist der deutsche Mann nicht mal an der
Spitze der Bewegung. In Frankreich erkennt
man den Mann von Welt und Geschmack daran,
dass er farbidentisch Halstuch und Schnürsen-
kel in allerlei Schockfarben trägt. Ich bin ge-
spannt, wann der Trend auch zu uns schwappt.

Schon scheint die Zeit nahe zu sein, da es nicht
mehr nur den Frauen vergönnt ist, durch farbli-
che Wagnisse auf sich aufmerksam zu machen.
Wer kennt die Bilder von Bürgermeistertreffen
oder sonstigen Gipfeln nicht, auf denen zwanzig
dunkle Anzüge und ein rotes oder gelbes Kostüm

zu sehen sind, so dass die weib-
liche Note dominierend aus dem
Einheitsgrau hervorragt.

Der erste Akt der männlichen
Rebellion gegen langweilige
Einheitsklamotten waren die
Krawatten in kräftigen Farben,
vorzugsweise Rot, Gelb oder
Grün; bei mutigeren Fashion-
entdeckern auch Orange oder
Violett. Diese Krawatten sind
einfach ein Statement: Seht her,
ich bin so frei, jetzt komme ich

und will das Heft in die Hand nehmen. So sagen
ja auch die Psychologen, dass Männer, die kräfti-
ge Farben tragen, Dominanz ausstrahlen wollen
und dieser Führungsanspruch gerade von Frau-
en gern mal akzeptiert wird.

Ob andere Kleidungsstücke auch so eine
Bürokarriere machen werden, weiß ich nicht.
Jedenfalls finde ich die Kombination aus einer
roten oder gelben Stoffhose und einem blauen
oder schwarzen Blazer todschick und absolut
officetauglich. Schwieriger wird es bei den
Schuhen, denn Männer müssen nach meiner
Auffassung einfach schwarze oder braune Schu-
he tragen, wenn sie seriös wirken wollen. Aber
das schaut dann auch bei farbigen Hosen ganz
toll aus. Unsicher bin ich mir, ob in Zukunft
auch farbige Jackets oder gar Anzüge einen Sie-
geszug antreten werden. Ein roter oder grüner
Anzug sieht doch immer noch arg nach Halb-
welt aus. Aber wer weiß, wohin uns die farbli-
che Emanzipation der Männer noch führt.

Mein Chef, der Bürgermeister, schwört aller-
dings Stein und Bein, dass er bei offiziellen An-
lässen oder wenn Gäste kommen, weiter die Tra-
ditionstrias dunkelblau, dunkelgrau, schwarz an-
ziehen und uns keine geschmackliche Schande
machen werde. Aber schließlich ist nichts so
wandelbar wie die Mode und manches, was vor
einigen Jahren noch ein No-Go war, ist heute
selbstverständlicher Chic. Jetzt whatsappe ich
dem Chef erst mal ein Zitat von Oscar Wilde
aufs Smartphone: „Mode ist eine Form der
Hässlichkeit, die so unerträglich ist, dass wir sie
alle sechs Monate ändern müssen.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Farbenlehre
im Büro

Kinderbibliothekspreis:

Bayern ist ausgezeichnet
in der Leseförderung

Bamberg (obx-BayernReport) - Bayerns größter regionaler
Stromnetzbetreiber, die Bayernwerk AG, zeichnet fünf Biblio-
theken im Freistaat für ihr herausragendes Engagement in der
Leseförderung aus. Ob Lesenächte, Bibliotheksführungen
oder Märchenstunden - in Bayerns öffentlichen Bibliotheken
wird viel getan, um den Nachwuchs zum Schmökern zu ver-
führen. Denn in Zeiten von Internet, Computerspielen und
DVDs hat es das gute alte Buch nicht immer leicht bei den Kin-
dern. Nun hat die Bayernwerk AG im Bamberger E.T.A.-Hoff-
mann-Theater fünf öffentliche Bibliotheken aus Bayern mit
dem Kinderbibliothekspreis für ihr besonderes Engagement in
der Leseförderung ausgezeichnet.

Die Preisträger dürfen sich
über je 5.000 Euro Preisgeld für
neue Bücher und kindgerechte
Medien freuen. Ausgezeichnet
wurden die Stadt- und Gemein-
debüchereien aus Alzenau (Un-
terfranken), Horgau (Schwaben),
Neustadt bei Coburg (Oberfran-
ken), Pfarrkirchen (Niederbay-
ern) und Schwandorf (Ober-
pfalz).

Begeisterung entfachen

„Als Vater von drei Kindern
weiß ich aus eigener Erfahrung,
wie wichtig das Vorlesen und Le-

sen für Kinder ist und wie sinn-
voll Bücher für Jugendliche sein
können. Wenn es gelingt, Kinder
für das Lesen zu begeistern, ist im
Hinblick auf deren persönliche
Entwicklung viel gewonnen“,
sagte Reimund Gotzel, Vor-
standsvorsitzender der Bayern-
werk AG, bei seiner Gratulation
an die Gewinner des Kinderbi-
bliothekspreises, der gemeinsam
mit Kultusstaatssekretär Bernd
Sibler verliehen wurde.

Unter dem Motto „Bibliothe-
ken fördern Lesen - wir fördern
Bibliotheken“ unterstützt die
Bayernwerk AG auch 50 weitere

Büchereien im Freistaat mit den
sogenannten „Lesezeichen“, die
mit jeweils 1.000 Euro dotiert
sind. Auch dieser Betrag dient
der verbesserten Ausstattung der
Bibliotheken. Die Auswahl aller
Gewinner erfolgt in enger Zu-
sammenarbeit mit dem Sankt
Michaelsbund und der Bayeri-
schen Staatsbibliothek/Landes-
fachstelle für das öffentliche Bi-
bliothekswesen.

Engagement fortgesetzt

Der Kinderbibliothekspreis
wurde bereits sechs Jahre in Fol-
ge von E.ON Bayern verliehen.
Seit 1. Juli heißt das Unterneh-
men aufgrund gesetzlicher Vor-
gaben zur Trennung des Netz-
und Vertriebsgeschäfts Bayern-
werk. Auch unter dem neuen Na-
men wird der Energieversorger
sein gesellschaftliches Engage-
ment für die Leseförderung fort-
setzen, betonte Vorstandsvorsit-
zender Reimund Gotzel bei der
Preisverleihung. �

Die Preisträger des Kinderbibliothekspreises 2013 mit Reimund Gotzel (Vorstandsvorsitzender
der Bayernwerk AG, vorne links), Bernd Sibler (Staatssekretär im Bayerischen Kultusministeri-
um, vorne rechts), Moderator Thomas Ohrner, Künstlerin Nora Gomringer, der Band „Deine
Freunde“ und Schauspielern des E.T.A.-Hoffmann-Theaters. Foto: obx-BayernReport

Bundeswirtschaftsminister Dr. Philipp Rösler zu Gast in Passau:

Landrat Meyer kämpft
gegen „Zweiklassen-Europa“

Ab 2014 droht gewaltiges Fördergefälle zu Tschechien

Passau. Mehr EU-Gelder in Tschechien, weniger für die ost-
bayerischen Landkreise und damit ein „Zweiklassen-Europa“ di-
rekt an der Nahtstelle zwischen Ostbayern und Südböhmen – und
das angesichts einer Europaregion Donau-Moldau, die die Regio-
nen gemeinsam stark machen soll. Diese Entscheidung der EU-
Kommission will Landrat Franz Meyer nicht hinnehmen. Er hat
daher am Rande des kurzfristig angesetzten Besuchs von Vize-
kanzler und Bundeswirtschaftsminister Dr. Philipp Rösler und
Wirtschaftsminister Martin Zeil bei hochwassergeschädigten Fir-
men in Passau nachdrücklich um Unterstützung des Landkreises
gebeten, diese dramatische Ungleichbehandlung zu beenden.

Konkret hatte die EU-Kommis-
sion unter Leitung von Kommis-
sar Joaquin Almunia die Neufas-
sung der Fördergebietskulisse zur
Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur festgesetzt und da-
bei entschieden, dass Ostbayern
den Status als Sonderfördergebiet
verlieren soll.

Fördergefälle
von 25 Prozent

Alarmierend für den Landrat:
Die tschechischen Gebiete an der
Grenze zu Bayern werden erneut
als A-Fördergebiete (Gebiete mit
Höchstfördersatz) aufgeführt. Sie
dürfen somit künftig Höchstför-
dersätze von 25 Prozent für
Großunternehmen, 25 Prozent für
mittlere Unternehmen und 45 Pro-
zent für kleine Unternehmen ver-
geben. Ostbayern und damit auch
der Landkreis Passau soll laut
Landrat Meyer hingegen nicht län-
ger der C-Fördergebietsstatus ein-
geräumt werden. „Damit werden
wir ab 2014 mit einem massiven
Fördergefälle von 25 Prozent kon-
frontiert sein.“

Der Landrat findet gegenüber
Rösler klareWorte: „Dies kann aus

meiner Sicht nicht akzeptiert wer-
den. In einem zusammenwach-
senden Europa steht der Land-
kreis Passau an der Nahtstelle zu
Österreich und Tschechien in ei-
nem ganz natürlichen wirtschaftli-
chen Wettbewerb und muss sich

sowohl bei der Firmenansiedlung
als auch beim Bemühen, ansässige
Firmen halten zu können, diesem
Wettbewerb stellen.“

Spielraum des Bundes

Meyers Gegenvorschlag, wie
ihn auch der Europaabgeordnete
Manfred Weber bereits formuliert
hat: Gebiete, die an ein A-Förder-
gebiet eines anderen Mitgliedstaa-
tes angrenzen, werden automatisch
als C-Fördergebiete festsetzt. Hier
habe der Bund den Spielraum,
selbst nationale Fördergebiete aus-
zuweisen – und damit wäre jetzt
die Bundesregierung am Zug. �

Passaus Landrat Franz Meyer (r.) gemeinsam mit Bundeswirt-
schaftsminister Dr. Philipp Rösler. �

Kerler GmbH:

Investition in die Zukunft
Seit ihrer Gründung vertreibt die Kerler GmbH im deutsch-
sprachigen Raum hochwertige textile Produkte in bedruckter,
bestickter oder gewobener Form. Das attraktive Preis-Lei-
stungs-Verhältnis, verbunden mit individuellem Service und un-
gewöhnlicher Flexibilität im Bezug auf Kundenwünsche, zeich-
nen das Familienunternehmen aus.

Im Jahre 1999 startete Josef
Kerler mit der Herstellung und
dem Verkauf von individuell be-
stickten Krawatten und Sei-
dentüchern. Schritt für Schritt er-
weiterte er sein Sortimentsange-
bot zu einem umfangreichen
Textilprogramm und entwickelte
sich so zum Spezialisten für be-
druckte, bestickte und gewobene
Textilien.

Positive Resonanz erntet Ker-
ler mit seinen Produkten seither
nicht nur in Ministerien, Parteien
und Verbänden; auch Drogerie-
marktketten vertrauen zum Bei-
spiel auf die Beratungs- und Pro-
duktqualität von Kerler. Jahre-
lange Erfahrung und innovative
Ideen im Sektor individuell ge-
staltbare Textilien sprechen für
sich.

Eltern- und kindgerechte
Produkte

Neu in der Produktpalette sind
drei sowohl nützliche als auch
eltern- und kindgerechte Produk-
te.Als „Begrüßungsgeschenk für
neugeborene Steuerzahler“ bie-
tet Kerler speziell für Städte und
Gemeinden Babyhandtücher

und Babylätzchen aus 100 Pro-
zent hochwertiger und haut-
freundlicher Baumwolle an, die
mit dem städtischen Logo, Em-
blem, Wappen oder Schriftzug
bestickt werden können. Die Ba-
byhandtücher sind in der Ein-
heitsgröße 70 x 70 cm in der
Grundfarbe weiß erhältlich. An-
sonsten ist der Kreativität in Sa-
chen Farbe, Umrandung und
Stick keine Grenze gesetzt. Die
Babyhalstücher sind in verschie-
denen Materialien erhältlich.
Auch diese lassen sich ohne Pro-

bleme mit dem gewünschten Lo-
go oder Schriftzug bedrucken
oder besticken. Eine nette und
originelle Weise, die neuen Er-
denbürger willkommen zu
heißen.

Vielfältige Serviceleistungen

Umfassende Beratung steht
bei Kerler an oberster Stelle der
Serviceleistungen. Dazu gehört
die Assistenz bei der Auswahl
und Zusammenstellung passen-
der Bekleidung und Accessoires.
Und hier zählt vor allem die indi-
viduelle Abstimmung zur Plat-
zierung und Umsetzung des je-
weiligen Logos und Motivs.
Weitere Informationen unter:
www.kerler.de DK

Kerlers „Begrüßungsgeschenke für neugeborene Steuerzahler“.�
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Wartehallen/Außenmöblierungen

GZ

Ankauf / Briefmarken

LANGER s. Wartehallen/Außenmöblierungen

Ihr Kontakt zur Anzeigenabteilung:
Constanze von Hassel

Telefon (08171) 9307-13
hassel.constanze@gemeindezeitung.de

Sie finden uns auf Twitter und Facebook:
www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell

Inserierenbringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Ein Gesellschafter der ELANCIA AG

☎ 05326 / 502-0

38685 Langelsheim • www.langer-georg.de
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Abfallbehälter

Wartung und Reinigung von
Lüftungs- und Feuerungsanlagen

LÜFTUNGS-
REINIGUNGS-

SERVICE

Lüftungs-Reinigungs-Service
Wolfratshauser Straße 9a
82049 Pullach im Isartal
Telefon: (089) 74 44 24 98
Fax: (089) 74 44 24 99
E-Mail: info@l-r-service.de
Internet: www.l-r-service.de

Franz Sedlmeier
Inhaber

DEUTSCHER FACHVERBAND FÜR
LUFT- UND WASSERHYGIENE e.V.

Schacht-Ausrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger · Fax: (02773)821218
Telefon: (02773)821256 · www.hailo-professional.de

BECK GmbH & Co. KG
71364 Winnenden · Tel. 07195/69 33 00
w w w . s t a d t m o e b e l . d e

Bestens ausgeStadtet.

Bänke

Nusser Stadtmöbel GmbH & Co. KG
71364 Winnenden · Tel. 07195/693-111
w w w . s t a d t m o e b e l . d e

Bestens ausgeStadtet.

Kommunale Energieberatung

Standort- und Kommunal-
beratung Weihnachtsbeleuchtung

Geschenke für Neugeborene

Willkommensgeschenke für Neugeborene:
bestickte Babyhandtücher /Babylätzchen oder auch

bedruckte Babyhalstücher mit dem Wappen Ihrer Stadt
als Begrüßungsgeschenk des Bürgermeisters

Alles in Textil ..... bestickt – gewoben –
bedruckt – individuell gefertigt!

Kerler GmbH – Accessoires & Fashion team
Schwanthaler Straße 100, 80336 München

Tel.: 089 / 543 29 890, Fax: 089 / 543 43 587
post@kerler.de www.kerler.de

Absperrpfosten

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

An- und Verkauf von
Kommunalfahrzeugen

Unimog und Ersatzteile
Fa. Donnerbauer, Tel. 0170-5729733

www.donnerbauer.com

Vorschau auf GZ 15
In unserer Ausgabe Nr. 15, die am 1. August 2013
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
z Wasserversorgung . Wasserentsorgung
z Kommunale Baupolitik
z Kommunale und private Freizeitanlagen
z Kommunale Museen

LSW fördert Maßnahmen
zur Integration behinderter Menschen

Mit großer Begeisterung nahmen die Schlossereimitarbeiter
der Nordschwäbischen Werkstätten GmbH der Lebenshilfe
für Menschen mit Behinderung am LSW-Fortbildungstag teil.
V. l.: Siegfried Kitzinger, Klaus Meitner, Christiane Bülk, Tho-
mas Jahn (Leiter Arbeitssicherheit LSW), Galip Sever, Anton
Heiligmann, Albert Stang, Stefan Graf, Rafael Wischnewski,
und Winfried Jaumann (Gruppenleiter der Nordschwäbischen
Werkstätten GmbH). �

Würzburg:

Verleihung
des Friedenspreises

BedeutendeAuszeichnung für gewaltfreie Konfliktlösungen

„Der Würzburger Friedenspreis bestätigt Gruppen und einzelne
Persönlichkeiten, die sich für Frieden und gewaltfreie Konfliktlö-
sungen einsetzen, die für menschenwürdige Lebensverhältnisse
und die Bewahrung unserer natürlichen Lebensgrundlagen arbei-
ten, die sich um Integration bemühen und für ein aufgeklärtes und
tolerantes Miteinander werben“, betonte Oberbürgermeister Ge-
org Rosenthal, der direkt imAnschluss an die Verleihung des Prei-
ses im Mainfranken Theater an Rita Prigmore im Wenzelsaal des
Rathauses Preisträger und Mitglieder des Komitees Würzburger
Friedenspreis zum Empfang eingeladen hat.

Zum 50. Jahrestag der Zer-
störung Würzburgs ins Leben
gerufen, sei der Friedenspreis ein
Preis von Bürgern für Bürger,
würdigte Rosenthal die Arbeit
des Komitees. „Auch deshalb ist
er eine der bedeutendsten Aus-
zeichnungen, die es in unserer
Region gibt“, gratulierte Rosen-
thal der Friedenspreisträgerin Ri-
ta Prigmor.

„Seit vielen Jahren warnen sie

vor allem junge Menschen vor
den Folgen von Rassismus und
werben für ein offenes und tole-
rantes Miteinander.“ Das Komitee
Würzburger Friedenspreis passe
auch gut zum Diskurs, den die
Stadt in den vergangenen Jahren
mit dem Projekt Erinnerungskul-
tur angegangen habe, erklärte Dr.
Thomas Schmelter, Sprecher des
Komitees, der sich für die Unter-
stützung der Stadt bedankte. �

Nach der Preisverleihung empfing Oberbürgermeister Georg
Rosenthal (Mitte) die Mitglieder des Friedenspreis-Komitees wie
auch Preisträgerin Rita Prigmore (5. v. l.) sowie ehemalige
Preisträger im Wenzelsaal des Rathauses. Mit auf demBild: Kul-
turreferent Muchtar Al Ghusain (2. v. l.). Bild: Christian Weiß

Filmprojekt:

Wir sind Kult!
Jugendkultur im Landkreis Donau-Ries

Durch den demographischen Wandel und gesellschaftliche Ver-
änderungen geht das ehrenamtliche Engagement von jungen
Menschen immer mehr zurück. Leider gerät die Gruppe der
Menschen im Alter von 12 bis 27 Jahren oft nur durch negative
Schlagzeilen in den Blickwinkel der Öffentlichkeit. „Ziel ist es,
den Menschen zu zeigen, dass Jugendliche mehr können, als nur
schlägern und saufen. Besonders in den verschiedenen Verbän-
den und Vereinen findet nämlich tolle Jugendarbeit statt“, so die
Jugendpflegerin Barbara Rembold. Aus diesem Grund möchten
die Kommunale Jugendarbeit und der Kreisjugendring Donau-
Ries einen Kurzfilm über die Jugendkultur im Landkreis pro-
duzieren, um ehrenamtliches Engagement von jungen Men-
schen zu würdigen und zu fördern.

Die Eindrücke sollen dabei in
Form von kurzen Clips direkt
von den Jugendverbänden und
sonstigen Jugendgruppen selbst
aufgenommen und eingeschickt
werden. Anschließend werden
die Aufnahmen in einem Image-
film zusammengefasst. Dabei
können die Clips der Gruppen
sowohl konkrete Projekte zum
Thema Jugendkultur zeigen als
auch ganz alltägliche Szenen aus
der Jugendarbeit. „Wir wollen
keine gestellten Situationen, son-
dern sehen, was vor Ort wirklich
läuft. Das können z. B. Aufnah-
men vom letzten Fußballtrai-
ning, von einem Ausflug mit
dem Verein oder auch einem
Rock-Konzert sein. Gleichzeitig
bietet das Projekt aber auch die
Möglichkeit, sich mit fremden
Kulturen oder dem Thema der
Inklusion auseinander zu setzen
und das zu filmen“, so die
Kommunale Jugendpflegerin.
Aus den Themenfeldern Heimat,
Traditionen und Bräuche, Musik
und Szene, fremde Kulturen und
Länder, Kunst und Kultur sowie
Jugendarbeit und Veranstaltun-
gen ist alles erlaubt. Der Kreati-
vität sind keine Grenzen gesetzt.

Als Anerkennung für die Teil-
nahme wird unter allen Projekt-
gruppen ein Preisgeld von 500
verlost, das die Sparkassen im
Landkreis zur Verfügung stellen.
Zudem laden die Kommunale
Jugendarbeit und der Kreisju-
gendring alle Teilnehmer zu ei-
ner Vorführung des Kurzfilmes

und eines anderen aktuellen Ki-
nofilmes in die Movieworld
Nördlingen ein.

Interessierte Gruppen sollten
sich gleich an die Kommunale
Jugendarbeit wenden, da für die
Aufnahme der Clips noch ein
paar formale und technische Vor-
gaben zu beachten sind. Der Ein-
sendeschluss für die Clips ist der
13. September 2013.

Kontakt: Landratsamt Donau-

Ries, Kommunale Jugendarbeit,
Tel: 090674158 und E-Mail:
barbara.rembold@lra-donau-
ries.de �

Donau-Ries:

Auf dem Weg zur
„Bildungsregion in Bayern“

Bildungskonzept bei Dialogforum präsentiert

Der Landkreis Donau-Ries beteiligt sich als Pilotregion an der
Initiative „Bildungsregionen in Bayern“. Nach der Auftaktver-
anstaltung in Harburg begann in Arbeitsgruppen die inhaltli-
che Ausgestaltung. Die Ergebnisse sind in ein Bildungskonzept
eingeflossen, das unter www.donau-ries.de/bildungsregion ein-
gesehen werden kann.

Nachdem der Jugendhilfeaus-
schuss und der Kreisausschuss im
Juni das Konzept befürwortet ha-
ben, wurde es Anfang Juli im
Kreistag verabschiedet. Die offizi-
elle Bewerbung als „Bildungsregi-
on in Bayern“ fand dann im Rah-
men des 2. Dialogforums Mitte
Juli in der Realschule in Wemding
statt. „Mit der Zertifizierung als
‚Bildungsregion in Bayern‘ wol-
len wir kommunizieren, dass die
Bildungslandschaft im Landkreis

Donau-Ries qualitativ hochwertig
und sehr differenziert ist“, so
Landrat Rößle.

Weitere Schritte

Nach der Begrüßung durch
Landrat Stefan Rößle und ei-
nem Grußwort des Leitenden
Ministerialrats Stefan Graf hat
Regionalmanager Klemens Hei-
ninger die Ergebnisse der Ar-
beitskreise präsentiert. Der Vor-

sitzende der Konferenz der
Schulaufsicht, Hubert Lepper-
dinger, stellte schließlich das
weitere Verfahren dar.

Weiterführende Informationen
zur Bildungsregion sowie die An-
meldungsformulare zum 2. Dia-
logforum gibt es im Internet unter
www.donau-ries.de/bildungsregion
oder telefonisch unter 0906/
74339.

Regionalmanagement

2011 startete das Bayerische
Kultusministerium die Initiative
„Bildungsregionen in Bayern“.
Dazu wurden verschiedene Pilot-
regionen ausgewählt, darun-
ter auch der Landkreis Donau-
Ries, der mit seiner Bildungs-
initiative Lernender Landkreis
schon ein regionales Bündnis für
Bildung aufgebaut hat. Um über
die Initiative „Bildungsregionen
in Bayern“ zu informieren, führte
das Regionalmanagement, das
Staatliche Schulamt und die Fach-
beratung für Kindertagesbetreu-
ung im Landkreis Donau-Ries ei-
neAuftaktveranstaltung durch, zu
der 700 Vertreter aus Schulen,
Kindertageseinrichtungen, Politik
und Wirtschaft kamen. �
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6. GZ-Fachforum in Garching mit kompetenten Energie-Fachleuten
Kooperationspartner Bayerischer Gemeindetag,

Bayerischer Städtetag und Bayerischer Landkreistag

Zum sechsten Mal bereits trafen im Garchinger Bürgerhaus die
Profis der Kommunalpolitik auf die Profis der Energie-Branche.
Die Bayerische GemeindeZeitung hatte in Kooperation mit Bayeri-
schem Gemeindetag, Bayerischem Städtetag und Bayerischem
Landkreistag erneut zum Energie-Fachforum eingeladen. Als Me-
dienpartner fungierte einmal mehr TV Bayern live.

Etwa 400 Fachbesucher aus
ganz Bayern und dem benachbar-
ten Ausland nutzten die Gelegen-
heit, sich anhand von mehr als
zwei Dutzend Fachvorträgen über
neue Produkte, Dienstleistungen
und Lösungsansätze, die wegwei-
send für energiesparende Ausstat-
tungsmöglichkeiten sind, zu infor-
mieren. Für die Stadt Garching
nahm in Vertretung von Erster

Bürgermeisterin Hannelore Gabor
deren Stellvertreter Peter Riedl am
GZ-Fachforum teil.

Qualifizierte Beratung

Neben politischen und wissen-
schaftlichen Statements lieferten
ein Grundlagenseminar Energie-
wirtschaft sowie eine Vielzahl an
Vorträgen aus der Wirtschaft wert-

volle Ideen und interessante Bei-
spiele, wie Kommunen die Ener-
giewende qualifiziert mit gestalten
können. Darüber hinaus wurden in
vielen Gesprächen und Diskussio-
nen an den 30 Ausstellerständen
die umfangreichen Möglichkeiten
der Energiegewinnung und -ver-
sorgung aufgezeigt. Im Freigelän-
de vor dem Bürgerhaus hatte sich
das EnergieMobil von Energie
Südbayern positioniert. Dort er-
wartete die Besucher fachkundige
Beratung rund um die Themen
Energieversorgung und neue
Technologien.

Für kommunale Politiker gilt es

zu handeln, damit Bayern dauer-
haft und sicher mit bezahlbarer
Energie versorgt wird. Wie GZ-
Verlegerin Anne-Marie von Has-
sel in ihrer Begrüßung hervorhob,
stellen sich für die Kommunalpo-
litiker und den Mitarbeitern aus
Kommunalverwaltungen und an-
deren Behörden drei Hauptfragen:
1.WelcheTechnologien passen ins
Profil? 2. Welche rechtlichen Rah-
menbedingungen sind zu beach-
ten? 3. Wie ist es um eine (seriöse)
Finanzierung bestellt?

Eine Frage derAkzeptanz

Wichtig sei aber auch die Frage
nachderAkzeptanzderBürger.Die
Herausforderung bestehe darin, die
Menschen mitzunehmen „auf die-
sem steinigen Weg, der auch voller
Widersprüche ist“, betonte von
Hassel und fuhr fort: „Unter Um-
ständen müssen Sie den Leuten
auch erst einmal die Physik des
elektrischen Stroms nahebringen.“
Ein Zauberwort laute Energiespei-
chertechnologien. Informationen
über deren Möglichkeiten und
Grenzen war ebenfalls Bestandteil
des GZ-Fachforums. DK

Mit 400 Gästen außerordentlich groß war einmal mehr der
Zuspruch zum GZ-Energie-Fachforum in Garching. �

Dr. Jürgen Busse / Bayerischer Gemeindetag:

Kommunale Grundpositionen
zur Energiewende

„Die Gemeinden stehen zurEnergiewende, die zwei große und ganz
unterschiedliche Herausforderungen umfasst: Atomausstieg und
CO2-Freiheit der Energieversorgung“, stellte das Geschäftsführen-
de Präsidialmitglied des Bayerischen Gemeindetags, Dr. Jürgen
Busse, fest. In diesem Zusammenhang verwies er darauf, „dass wir
nicht derAuffassung sind, dass es das primäre Ziel der Gemeinden
sein muss, darauf zu schauen, dass genug Windräder, Biogasanla-
gen usw. zurVerfügung stehen, um die Gemeinden bilanziell strom-
autark zu machen“.

Zum einen sei dies willkürlich,
„weil zumal kleine Gemeinden
mit vielen windhöffigen Standor-
ten für Windräder und vielen Pho-
tovoltaikanlagen nicht nur auf den
eigenen Stromverbrauch blicken
sollten, sondern zukünftig durch-
aus eine Versorgungsverantwor-
tung für die Region haben. Zum
anderen verkennt das Streben nach
Stromautarkie, dass unsere Strom-
netze bis zur europäischen Ebene
zusammenhängen.“

AG Energienutzungspläne

„Unsere Empfehlung ist, dass
sich die Gemeinden dem Thema
Energiewende nicht nur durch
Einzelmaßnahmen, sondern auch
konzeptionell nähern sollten“, er-
läuterte Busse. Um gerade den
ländlichen Gemeinden ein taugli-
ches Planungsinstrument empfeh-
len zu können, sei deshalb sei im
vergangenen Jahr die Arbeitsge-
meinschaft Energienutzungspläne
aus der Taufe gehoben worden.

Besonderes Augenmerk lege
der Bayerische Gemeindetag dar-
auf, „dass Energienutzungspläne
konkrete Vorhaben, die der Ener-
giewende dienen, auf die wirt-
schaftliche Machbarkeit rechnen“.

Inhaltlich hätten die Pläne spezi-
ell das Thema Wärme im Blick.
Da diese fast die Hälfte des End-
energieverbrauchs ausmacht, liege
dort der Schlüssel für das Gelin-
gen der Energiewende.

„Unser größtes Sorgenkind ist
der Gebäudebestand und ganz
besonders die Wohngebäude“,

machte Busse deutlich. In Bayern
sei der Anteil der Einfamilienhäu-
ser, die aus der Natur der Sache
heraus eine energetisch ungünstige
Geometrie haben, besonders hoch.
Da zweifelhaft sei, ob durch frei-
willige Sanierungsmaßnahmen
tatsächlich der Energiebedarf, wie
im Energiekonzept der Bundesre-
gierung gefordert, um 80 % redu-
ziert werden kann, könnte die Ver-
sorgung durch erneuerbare Wär-
me in den nächsten Jahren immer
größere Bedeutung gewinnen.
„Und aufgrund der Verluste beim
Transport ist Wärme, anders als
Strom, per se ein lokales Thema“,
so der Geschäftsführer.

Untersuchungen im Rahmen
des Energienutzungsplans durch
fachkundige Ingenieure müssen
Busse zufolge nicht zwingend auf
Wärmenetze hinauslaufen. Auch
der Betrieb durch die Gemeinde
sei nur eine Option unter vielen, z.
B. genossenschaftlichen Lösun-
gen. Jedoch gehe es darum, zum
einen die Wirtschaftlichkeit von
Wärmenetzen im Vergleich zu an-
deren Versorgungsmodellen, unter
realistischer Berücksichtigung der
zu erwartenden Sanierungskosten
zu errechnen. Zum anderen spiele
aber auch die CO2-Bilanz der ein-
zelnen Varianten bei den Maßnah-
menempfehlungeneineRolle.Bus-
se: „Der Gemeindetag hat sich ins-
besonderedafüreingesetzt, dassdie
Betroffenen bei der Aufstellung
von Energienutzungsplänen zu be-
teiligen sind, um die Umsetzungs-
chancen abzuschätzen.“

Den Gemeinden alsAnwalt ört-

licher Interessen müssten ihre
Spielräume bei der Ausübung der
Planungshoheit in Bezug auf die
erneuerbaren Energie-Anlagen
geläufig sein; sie sollten eine orts-
verträgliche Steuerung vorneh-
men, riet Busse. Konkret bedeute
dies zum Beispiel, dass die nach
dem Immissionsschutzrecht aus-
reichenden Abstandsflächen bei
Windkraftanlagen über die Flä-
chennutzungsplanung deutlich
vergrößert werden können. „Es
geht nicht darum, Windkraftanla-
gen zu verhindern, sondern deren
Akzeptanz in der örtlichen Ge-
meinschaft zu erreichen.“

Zudem sei es sinnvoll, dass die
Gewinne aus erneuerbaren Energi-
en-Anlagen mindestens zum Teil
vor Ort ankommen. „Wir erwarten
vom Gesetzgeber, dass nun im
zweitenAnlaufdieGewerbesteuer-
zerlegung für Windkraftanlagen
auch auf die Photovoltaik Anwen-
dung findet. Es kann nicht sein,
dass die Gewerbesteuer nur dorthin
fließt, wo das Personal sitzt, nicht
aber, wo die Anlage steht“, meinte
das Präsidialmitglied.

Plädoyer für Netzausbaupakt

Eine besondere Herausforde-
rung kommt auf Bayern nach Bus-
ses Worten im Zuge des anstehen-
den Höchstspannungsnetzausbaus
zu. Bayern sei (zusätzlich zur
Thüringer Strombrücke) von sie-
ben Großvorhaben, insbesondere
von zwei sogenannten Stromauto-
bahnen, den HGÜ-Trassen (also
Gleichstrom)betroffen. „Wir brau-
chen einen Netzausbaupakt, der
ein faires Miteinander gerade auch
von Netzbetreibern und Gemein-
den sichert. Außerdem muss der
Rahmen für die gesetzlich zulässi-
gen Ausgleichsleistungen an die
Gemeinden – bis zu 40.000 Euro
pro Trassenkilometer – festgelegt
sein. Hier erwarten wir baldmög-

lichst eine Vereinbarung auf Bun-
desebene.“

Den Betrieb von erneuerbaren
Energien-Anlagen sehe der Baye-
rische Gemeindetag nicht als vor-
dringliche gemeindliche Auflage
an. Zurückhaltend sei man auch
beim Thema Kommunalisierung
von Stromnetzen. Eine solche Ent-
scheidungerfordereeineprofessio-
nelle Kostenanalyse. In der Regel
lösten sich hauptsächlich größere
Städte aus dem Netzverbund. Bus-
se: „AuchfürKooperationsmodelle
mag es sich - wobei auch hier ge-
nau geprüft werden muss, ob nicht
hauptsächlich die Berater verdie-
nen – im Einzelfall rechnen. Zu be-
achten ist auch, dass ländliche
Flächennetze mit immer schlechte-
rer Struktur entstehen können. Das
AnsteigenderNetznutzungsentgel-
te und damit höhere Strompreise
sind die logische Folge.“

Wolle man im Gebäudebereich
eine Vorbildrolle einnehmen, so
brauche es eine entsprechende
Förderung. Das Niedrigstenergie-
gebäude werde für den Neubau
von kommunalen Gebäuden
schon ab 2019 Pflicht. „Zudem
wissen wir noch nicht, was man
uns konkret an Standards abver-
langen wird. Wir hätten den Weg
der Freiwilligkeit bevorzugt. Denn
unsere Bürgermeister stehen, im
Rahmen ihrer jeweiligen wirt-
schaftlichen Möglichkeiten, dazu,
dass die öffentliche Hand mit gu-
tem Beispiel bei Energieeins-
parung und Steigerung der Ener-
gieeffizienz vorangehen sollte“,
hob Busse hervor.

Neben den Neubauten sei auch
für die Kommunen die größere
Herausforderung die energetische
Ertüchtigung des Altbestands.
Hier habe man von EU-Seite dank
guter Argumente der Kommuna-
len Spitzenverbände ein Einsehen
gehabt und in der Energieeffizi-
enzrichtlinie von einer Zwangssa-
nierungsquote abgesehen. Doch
die Aufgabe bleibe. Nach Auslau-
fen des Konjunkturprogramms II
passiere derzeit eher wenig. Die
von Fachleuten für nötig erachtete
jährliche Sanierungsquote von 3
Prozent bedeute eine Steigerung
der jährlichen Investitionsaufwen-
dungen um bis zu 60 Prozent. „Für

die nächste Legislaturperiode
muss daher der Freistaat – wenn er
dieses Ziel mitträgt – ein attrakti-
ves eigenes Förderprogramm, wie
im Energiekonzept angedeutet,
auflegen“, forderte Jürgen Busse.

Sein Fazit: „Die Gemeinden ha-
ben bei der Energiewende vielfäl-
tige Handlungsmöglichkeiten.
Gleichwohl sind wir zuvorderst
Mahner, dass das ‚magische ener-
giepolitische Zieldreieck’, Versor-

gungssicherheit, Preisgünstigkeit
und Umweltfreundlichkeit, nicht
verfehlt wird.“ Energieeinsparung
und –effizienz könnten nur in
Grenzen verordnet werden. Die
Gemeinden seien bereit, für die
örtlichen Verhältnisse maßge-
schneiderte und wirtschaftlich ver-
tretbare Lösungen zu entwickeln.
„Notwendig ist aber, dass die Rah-
menbedingungen von Bund und
Land stimmen.“ DK

Dr.Andreas Bachmeier / wbpr_Kommunikation:

Projektkommunikation
aufAugenhöhe

Energiewende und Infrastrukturausbau stellen Deutschland vor
die größte Herausforderung seit dem 2. Weltkrieg. „Wie der Um-
bau zu managen ist, erfordert ein gemeinsames Verständnis zwi-
schen Bevölkerung, Wirtschaft und Politik. Damit Deutschland zu-
kunftsfähig bleibt, gilt es jetzt zahlreiche Energie- und Infrastruk-
turprojekte umzusetzen. Doch damit die Bürger Einzelprojekten
und dem generellen Umbau zustimmen, ist ein kommunikativer
Rahmen erforderlich“, stellte Dr. Andreas Bachmeier, Geschäfts-
führer wbpr_Kommunikation, fest.

Fakt ist: Die große Mehrheit hat
Vertrauen in das Umsetzungs-
Know-how von Politik und Wirt-
schaft und will den Infrastruktur-
ausbau und die Energiewende. Sie
schweigt. Der Aufschrei Einzelner
dominiert die Diskussion und führt
zum Stopp wichtiger Projekte.

Der Begriff Wutbürger kristalli-
siert sich laut Bachmeier seit 2010
heraus, in dem Jahr wurde er zum
Wort des Jahres gekürt. Das Wort
bezeichne treffend eine neue Qua-
lität des Bürgerprotests, die mit
Stuttgart 21 greifbar wurde.

Schweigende Mehrheit

Dass jedes Projekt auch Gegner
auf den Plan rufe, liege auf der
Hand. Doch gebe es zahlreiche
Fürsprecher, die die Vorteile eines
Projekts erkennen. Was sich zum
aufmerksamkeitsstarken Protest
formiert, sei die Meinung einer
Minderheit. Die schweigende
Mehrheit bleibe unsichtbar. Sie
aber werde über das Verhalten von
Politikern entscheiden, die sich
immer an der gefühlten Mehr-
heitsfähigkeit von Themen orien-
tieren, betonte Bachmeier.

Politiker müssten täglich zustim-
mungsfähig bleiben. Bei Debatten
zurelevantenProjektenrichtetensie
sich nach der Mehrheitsstimmung
und entschieden nach der gefühlten
Popularität. Dies habe Auswirkun-
gen auf die umsetzenden Unter-
nehmen.„DennohnepolitischeRü-
ckendeckung werden Projekte ver-
zögert oder ganz gestoppt.“

Im Internet beginne und organi-

siere sich der Protest. Dort seien
Projektträger weniger geübt, „denn
sie sind nicht mit der Meinungsbil-
dung quasi über Nacht vertraut“.
Projektbefürworter und Gegner
seien nicht auf Augenhöhe, „weil
Argumente weniger greifen als
Emotionen“. Unternehmen, Poli-
tik und Zukunftsbürger sendeten
auf einer anderen Wellenlänge als
die Protestbürger.

Bürgerinitiativen seien Experten
darin, Kräfte zu bündeln, fuhr der
PR-Berater fort. Sie erzeugten
durch konzertierte Aktionen und
Pressearbeit starke Bilder und kä-
menso indieüberregionalenMedi-
en. Ihre Ressourcen seien ihre
Kreativität, ihr ehrenamtliches En-
gagement und ihre Zeit. Bürgeri-
nitiativen seien untereinander ver-
netzt und inderLage, inkurzer Zeit
wirksameAktionen zu stemmen.

Web-Diskussionen über Projek-
te entstehen, bevor das Planfest-
stellungsverfahren abgeschlossen
ist. „So formieren sich die Projekt-
gegner, sobald offensichtlich ist,
dass ein Energie- oder Infrastruk-
turprojekt realisiert werden soll.
Zu diesem Zeitpunkt sollte die
Projektkommunikation bereits ge-
plant sein, um reaktionsfähig zu
sein“, erklärte Bachmeier und
resümierte: „Die Dialogkultur
braucht zwei Seiten. Das Nein ist
im strukturellen Vorteil gegenüber
dem Ja. Das erschwert es, den Dia-
log herzustellen. Der ist nur mög-
lich, wenn zwei gleichwertige Sei-
tenArgumente für ihrAnliegen ins
Feld führen und sich als Dialog-
partner anerkennen.“ DK
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Image und Umwelt etwas Gutes tun:
Das schafft Strom aus Wasserkraft.
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Energiespeicher Riedl:

Attraktiver neuer Lebensraum
für Zauneidechse und Co

Umfangreicher Jahresplan für vorgezogene ökologischeAusgleichsmaßnahmen

Die Donaukraftwerk Jochenstein AG setzte im Rahmen des Pro-
jekts Energiespeicher Riedl bereits einige ökologische Ausgleichs-
maßnahmen vor der eigentlichen Bauphase um. Diese sogenannten
CEF-Maßnahmen (Continuous Ecological Functionality) bedeu-
ten, dass gesetzte Maßnahmen schon mit Baubeginn des Energie-
speichers Riedl voll funktionsfähig sein müssen.

Bereits 2012 wurden erste Maß-
nahmen wie Eiablageboxen für
Reptilien und der Weiher Ficht
vorgestellt. Für das Jahr 2013 hat
Ökologin Yvonne Sommer ge-
meinsam mit dem Landschafts-
pflegeverband Passau einen weite-
ren umfangreichen Maßnahmen-
plan erstellt, der für alle Tier- und
Pflanzenarten im Projektgebiet ei-
nen optimalen Ersatzlebensraum
im nahen Umfeld gewährleistet.
Bei einem Hintergrundgespräch
vor Ort in Gottsdorf und Krotten-
thal erläuterten Yvonne Sommer
und Franz Elender vom Land-
schaftspflegeverband dieses Maß-
nahmenpaket anhand des Bei-
spiels eines neu angelegten Gar-
tens für Zauneidechsen.

„CEF-Maßnahmen dienen der
Sicherung von Ökosystemen, die
durch ein Bauvorhaben beeinträch-
tigt werden“, informiert Dominik
Mayr,ProjektleiterEnergiespeicher
Riedl. „Um den Fortbestand die-
ser Ökosysteme zu gewährleisten,
werdendieAusgleichsmaßnahmen
mit einem ausreichenden zeitlichen
Vorlauf vor Baubeginn umgesetzt.
Während dieser Zeit überprüfen
nach gesetzlicher Vorgabe unab-
hängige Gutachter die Funktion
und Wirksamkeit der geschaffenen
Ersatzlebensräume“, so Mayr.

Bereits seit 2011 werden lau-

fend solche Maßnahmen im Gotts-
dorfer Gebiet und im Jochenstei-
ner Talbodenbereich umgesetzt.
„Die aufgestellten Eiablageboxen
für die Äskulapnatter im Umfeld
der Riedler Mulde und in der Do-
nauleitenoderdieAnsaatvonKorn-
rade-Roggenmischungen im Raum
Krottenthal, die Rebhuhn und Kie-
bitz gerne nutzen, werden von den
Tieren gut angenommen“, so Som-
mer. Bei diesen Feldern handelt es
sich um eine fast ausgestorbeneArt
vonaltemBayerwaldroggen,der im
SinnedesArtenschutzeshierwieder
angebaut wurde.

Natürliche Strukturen

Auch 2013 sind erneut zahlrei-
che Maßnahmen in die Wege ge-
leitet und umgesetzt worden. Am
BeispieleinesneuangelegtenZaun-
eidechsengartens beim Kriegholz
zwischen den Ortschaften Gotts-
dorf und Krottenthal illustrierte die
Öko-Expertin, auf was bei solchen
Maßnahmen besonders geachtet
werden muss: „Es werden natürli-
che Strukturen aus Holz, Steinen
und Sand geschaffen, in denen
sich die Reptilien besonders wohl
fühlen und sich gerne aufhalten.
Auf warmen Steinen können sie
sich ausgiebig sonnen, zwischen
den vielen Wurzelstöcken finden

sie Unterschlupf.“ Bei allen Tier-
arten wird sorgfältig darauf geach-
tet, ihnen genau den Lebensraum
zu gewähren, den sie brauchen
und der ihren Ansprüchen gerecht
wird. Rundherum befindet sich ei-
ne Wiese mit heimischen Pflanzen
und Gräsern, die zu den Aus-
gleichsmaßnahmen zählt.

Heimisches Saatgut
und heimische Wiesen

Für sämtliche Neuanpflanzun-
gen und Ansaaten werden aussch-
ließlich regionales, einheimisches
Saatgut bzw. Pflanzen verwendet.
Damit wird die Verfälschung der
Wiesenpflanzen mit Unterarten
aus anderen Regionen verhindert.
So wird beispielsweise im Herbst
2013 in der Nähe von Krottenthal
aufeinemhufeisenförmigenGrund-
stück eine Glatthaferwiese mit
Material von Wiesen der näheren
Umgebung mit einem Brachstrei-
fen angelegt. Zusätzlich werden
Hecken gepflanzt. „In solchen
Strukturen findet vor allem der
Kiebitz einen attraktiven Lebens-
raum“, erklärt Yvonne Sommer.
Insgesamt sind rund zehn solcher
Wiesen im gesamten Projektgebiet
geplant.

Im CEF-Maßnahmenplan für
den Energiespeicher Riedl ist auch
die Schaffung von sogenannten
Lerchenfenstern enthalten. Diese
entstehen, indem rund 100 Qua-
dratmeter im Wintergetreide brach
stehen gelassen werden und so
„Löcher“ im Getreidefeld entste-

hen, die den Lerchen als „Lande-
bahnen“ dienen. Dort können die
Lerchen dann ihre Nester bauen
und brüten. Geplant sind weiters
sogenannte Baumhöhlen, in denen
Fledermäuse Unterschlupf finden.
Dazu werden in Bäumen Löcher
vorbereitet,dievondenFledermäu-
sen zu Höhlen ausgebaut werden.

Weiher Ficht

Bereits im vergangenen Jahr
umgesetzt wurde das Stillgewäs-
ser „Weiher Ficht“, der die beiden

Teiche in der Riedler Mulde erset-
zen wird. Ein großer und ein klei-
ner Tümpel bieten seit Herbst
2012 neuen Lebensraum für bei-
spielsweise die Gelbbauchunke,
die Erdkröte und den Grasfrosch,
und zukünftig, wenn die Flora gut
angewachsen ist auch für den Kie-
bitz und den Nachtkerzenschwär-
mer. „Im Frühjahr haben wir die
ersten Amphibien zu ihren neuen
Gewässern umgesiedelt“, erklärt
Yvonne Sommer. Zwei Mal täg-
lich habe sie die aufgestelltenAuf-
fangbehälter mit den Tieren einge-

sammelt und zum Weiher Ficht
gebracht. „Der Grasfrosch hat so-
gar schon gelaicht und die Kaul-
quappen entwickeln sich gut“,
freut sich Sommer. „Das ist ein
gutes Zeichen: Das heißt, ihm ge-
fällt sein neuer Lebensraum.“

Die dargestellte Umsetzung der
CEF-Maßnahmen sind neben dem
eigentlichen derzeit laufenden Ge-
nehmigungsverfahren ein weite-
rer kleiner, wenn auch wichtiger
Schritt in Richtung Umsetzung
des Zukunftsprojekts Energiespei-
cher Riedl. �

Johann Strobel / Österreichisch-Bayerische Kraftwerke GmbH:

Untere Salzach – Flusssanierung
mit Energienutzung

Vor 200 Jahren noch war die Salzach ein mäandrierender Fluss mit
einer Breite von bis zu 1.000 Metern. Um 1820 begannen die Kor-
rektionen des Flusses, als in einem hydrotechnischen Gutachten die
Regulierung und Begradigung des Flusses empfohlen wurde. Ziele
waren die genaue Festlegung derLandesgrenze Bayern-Österreich,
die Verbesserung der Schiffbarkeit, die Erweiterung der landwirt-
schaftlichen Flächen sowie der Hochwasserschutz. Mitte des 19.
Jahrhunderts wurde die Salzach schließlich zu einem kanalartigen
Fluss mit nur noch 100 Metern Breite umgebaut. Seitdem tieft sie
sich immer mehr ein, wie der kaufmännische Vorstand Johann
Strobel darlegte.

Die Salzach fließt auf Grund ih-
rer kanalartigen Einengung zu
schnell, so Strobel. Vor allem bei
viel Wasser grabe sich der Fluss
immer weiter ein. Spätestens mit
dem ersten Sohledurchschlag in
einigen Abschnitten der unteren
Salzach im Zuge des Jahrhundert-
Hochwassers 2002 sei die drama-
tische Situation des Flusses signi-
fikant geworden. Zwischenzeitlich
verzeichne er Eintiefungen von
drei bis fünf Metern im Verhältnis
zur ursprünglichen Sohle, was da-
zu führe, dass in den Auen Gehöl-
ze, die es ursprünglich gab, heute
nicht mehr wachsen. Risikoanaly-
sen der Wasserwirtschaft zeigten
weitere Eintiefungen von bis zu 20
Metern im Tittmoninger Becken.

Die Österreichisch-Bayerischen
KraftwerkeAG (ÖBK), ein Unter-
nehmen der Elektrizitätswirt-
schaft, das sich mit dem Ausbau
und der Nutzung der Wasserkraft
an den österreichisch-bayerischen
Grenzflüssen befasst, warte mit
standortspezifischen, maßge-
schneiderten, innovativen Lösun-
gen mit Blick sowohl auf die
flussbauliche Sanierung als auch
die energetische Nutzung der Un-
teren Salzach auf.

Tittmoninger Becken

Wie Johann Strobel erläuterte,
prüfen die Wasserwirtschaftsver-
waltungen von Österreich und
Bayern in einer Variantenuntersu-
chung im Tittmoninger Becken
verschiedene Sanierungslösun-
gen und Weiterentwicklungen.
Die Grenzkraftwerke GmbH
spricht sich dabei für das Kon-
zept „Fließgewässerkraftwerk der
flussbaulichen Sanierungsvarian-
te B (Aufweitungs- und Rampen-
variante)“ aus.

Der Fließcharakter des Flusses
soll beibehalten, dessen Fließge-
schwindigkeit aber durch Aufwei-
tungen gesenkt werden. Da diese
Maßnahme allein jedoch nicht
mehr ausreicht, um den Fluss zu
sanieren bzw. zunächst eine weite-
re Eintiefung zu verhindern, seien
auch flussbauliche Querbauwerke,
sog. Sohlrampen, erforderlich.
Um ein optimales Geschiebe-Ma-
nagement zu gewährleisten, müs-
sten flexible Wehrverschlüsse an-
gebracht und Generatoren unter-
halb der Wasserlinie installiert
werden. Damit würde man sich
mit einer Fallhöhe von ca. 3 bis
3,50 Metern begnügen; bei klassi-
schenWasserkraftwerken liege die
Fallhöhe üblicherweise bei 8 bis
10 Metern.

„Unser Ansatz ist jetzt, an drei
Standorten im Tittmoninger Be-
cken Fließgewässerkraftwerke zu
bauen, die mit herkömmlichen
Wasserkraftwerken überhaupt
nichts mehr zu tun haben und
dafür sorgen sollen, insbesondere

die Auen wieder enger an den
Fluss anzubinden und ihr Gewäs-
sersystem zu reaktivieren“, sagte
Strobel.An den drei Standorten sei
insgesamt eine jährliche Erzeu-
gung von bis zu 100 GWh an er-
neuerbarer Energie möglich. Da-
mit könnten ca. 28.000 Haushalte
versorgt werden.

Der mittels Fließgewässerkraft-
werke zu erzielende Nutzungsgrad
liege nur bei etwa 40 Prozent und
sei damit bedeutend geringer als
jener mit einer klassischen Was-
serkraftwerkslösung. „Die restli-

chen 60 Prozent sind der Natur
und der Umwelt geschenkt.“

Die Sanierung der Salzach ist
auch Hintergrund für ein geplantes
bewegliches Kraftwerk im Freilas-
singerBecken.Dort ist eineRampe
bereits errichtet, eine weitere ge-
plant. IneinemerstenSchrittwurde
das Gewässerbett aufgeweitet, um
die Fließgeschwindigkeit zu redu-
zieren und der Salzach mehr Kies
zuzuführen. Die Rampe hebt zu-
dem die Sohle und somit auch den
Grundwasserspiegel an.

Neben Sanierungsmaßnahmen
soll ein Tragwerk für bewegliche
Generatoren mit einer Gesamt-
breite von ca. 110 Metern einge-
setzt werden. Acht Wehre sind
vorgesehen, d. h. acht Turbinen
und Generatoren erzeugen den
Strom. Wichtig ist auch hier der
Schutz der Umwelt. Für ca.
26.000 Haushalte wäre hier die Er-
zeugung heimischer Erneuerbarer
Energie denkbar. DK

Wolfgang Moises / 3+Win.net und Team fürTechnik GmbH:

Günstiges Fernwärmesystem
für große Entfernungen

Das bislang kostengünstigste und verlustärmste Fernwärmesystem
für große Entfernungen wurde unter dem Namen 3+WIN
(DreiPlusWin) u. a. von Wolfgang Moises (Geschäftsführer Team
fürTechnik GmbH) zum Patent angemeldet. Das neuartige System
dient zur Nutzung von Abwärme aus beliebigen Quellen und ist
außerdem ein stromnetzstabilisierender Puffer.

3+WIN eignet sich besonders
für dünn besiedelte Wohngebiete,
in denen bisherige Systeme nicht
wirtschaftlich sind sowie für den
klassischen Einsatz im städtischen
Außenbereich, da 3+WIN ge-
winnbringender ist als bisherige
Fernwärmesysteme. Jegliche Ge-
bäude, auch Altbauten mit höch-
stenVersorgungstemperaturen von
maximal 75 °C, sind geeignet, da
keine nennenswertenAnforderun-
gen an das gebäudeinterne Wär-
meverteilsystem gestellt werden.

Vorteile des Systems

Das System 3+WIN ist Moises
zufolge ein neuer technischer An-
satz für die Umsetzung undAdap-
tion der transportierten Wärme auf
bestehende Gebäude und Neubau-
ten. DerWärmetransport ist außer-
gewöhnlich günstig, die Primär-
energieausnutzung liegt bei her-
vorragenden 150-250 %. Wirt-
schaftlichkeit ist auch bei 8 °C-30
°C Einspeisetemperatur gegeben.
Ohne weitere „Veredelung“ kann
Energie aus Wärmequellen mit
70 °C-95 °C direkt verteilt wer-
den. Das System kann auch wär-
me- und netzstromspeichernd wir-
ken. Basisenergie ist Erdgas, Flüs-
siggas oder Biogas.

Die Vorteile des Systems
3+WIN im Vergleich zum klassi-
schen Fernwärmesystem liegen
auf der Hand: Der besondere An-
satz ist eine Hybrid-Hausan-
schluss-Station. Auf dieser Basis
wird die Energieübergabe an das
Haus mit hoher Spreizung bei mo-
deraten Vorlauftemperaturen (67
°C-85 °C) und niedrigsten Rück-
lauftemperaturen (10 °C) erzielt.
Das bedeutet: Aus einem Liter

Umlauf-Fluid kann vergleichswei-
se so viel thermische Wärmeener-
gie zur Nutzung beimVerbraucher
entnommen werden, wie beim üb-
lichen Zweirohrsystem die doppelt
bis dreimal so große Umlaufmen-
ge erzielen würde. Diese ca. dop-
pelt bis dreifach so große Gesamt-
fluidmenge (Fluid) muss beim
herkömmlichen System außerdem
kontinuierlich und energieaufwen-
dig im Kreis gepumpt werden,
was speziell beim 3+WIN-Ein-
Rohrsystem entfällt.

Bei diesem Ein-Rohrsystem
fließt gegenüber dem klassischen
Fernwärmesystem nur etwa ein
Drittel der Fluidmenge über die
halbe Rohrlänge (Vorlauflänge bis
zumVerbraucher). Und dies mit et-
wa einem Drittel der Verluste und
einemDrittel derHerstellkosten für
das Rohrnetz. Je nach Gelände
kann die kostenfreie Gravitations-
energie genutzt werden. Das Sy-
stem kann also ganz oder teilweise
im Freifluss betrieben werden. Die
Wirkungsgrad-Optimierung wirkt
auch deutlich emissionsreduzie-
rend. Bei Systemen mit Pumpen
wird nur ca. ein Sechstel der Pum-
penenergie eines klassischen Fern-
wärmenetztes benötigt. Allein da-
mit kann der Mehraufwand der
Hilfs-Wärmepumpen in den Haus-
stationen kompensiert werden.

Das System besteht somit aus
drei Grundpfeilern, die auch im
Namen 3+WIN ausgedrückt wer-
den: 1. Veredelungsstation am
oder in der Nähe der Abwärme, 2.
Einrohrfernwärme zur Übertra-
gung der Energie über weite
Strecken, 3. Hybrid-Heizungs-
und-Trinkwarmwasserstation zur
gebäudeunabhängigen Umset-
zung der Wärme im Haus. DK
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Erfahrene Energiedienstleister auf Augenhöhe:

Stadtwerke München -
Partner der Kommunen

Zum dritten Mal präsentierten sich die Stadtwerke München
(SWM) auf dem Energiefach-Forum im Garchinger Bürger-
haus. An ihrem Stand informierten sie über ihr breites Lei-
stungsspektrum als universeller Energiedienstleister für die
Kommunen. Denn als das kommunale Unternehmen der Lan-
deshauptstadt München sind die SWM der ideale Partner für
die Kommunen, um gemeinsam eine nachhaltige und zu-
kunftsfähige Energieversorgung zu gestalten.

munen oftmals die Erfahrung
und es mangelt an entsprechen-
den Fachleuten. Viele Kommu-
nen suchen deshalb einen star-
ken, erfahrenen Energiepartner

und sichere Versorgung Mün-
chens und vieler Gemeinden
mit Energie und Trinkwasser.
Mit den SWM gewinnt die
Kommune einen berechenbaren
und seriösen Partner mit regio-
naler Verwurzelung und kom-
munalem Hintergrund.

Der Nachhaltigkeit
verpflichtet

Anders als private Konzerne
sind die SWM nicht der
Gewinnmaximierung ver-
pflichtet, sondern der
Nachhaltigkeit. Ihr Ziel ist,
den Nutzen und die Le-
bensqualität für die Bür-
ger, den Wirtschaftsstan-
dort München und die Re-
gion in Summe zu opti-
mieren.

Die gesamte
Wertschöpfungskette

Die SWM sind das einzi-
ge Unternehmen in Bayern,
das die gesamte Wert-
schöpfungskette Strom,
Erdgas, Wasser und Fern-
wärme, auch den öffentli-
chen Personennahverkehr
und energienahe Dienstlei-
stungen bis hin zur Tele-
kommunikation abdecken
kann. In allen Feldern sind

Kompetenzen vorhanden, die
den Städten und Gemeinden in
der Region zur Verfügung ge-
stellt werden können.

Über Jahrzehnte hinweg ha-

ben sich die SWM bereits als
Partner der Kommunen bewie-
sen. In mehr als 40 Gemeinden
sind sie im Rahmen von Erd-
gas- und Stromkonzessionsver-
trägen für die sichere Energie-
versorgung verantwortlich. Mit
verschiedenen weiteren Kom-
munen haben die SWM ge-
meinsame Gesellschaften zur
Wahrung der Daseinsvorsorge
im Gemeindegebiet gegründet,
wie die Gasversorgung Haar,
die Gasversorgung Germering,
die Gasversorgung Ismaning
und das Regionalwerk Würm-
tal.

Vorreiter beim Klima-
und Umweltschutz

Und auch beim Umwelt- und
Klimaschutz sind die SWM ei-
ner der Vorreiter. Mit ihrer Aus-
bauoffensive Erneuerbare Ener-
gien wollen sie so viel Öko-
strom in eigenen Anlagen er-
zeugen, wie ganz München ver-
braucht. München wird damit
die weltweit erste Millionen-
stadt sein, die dieses Ziel er-
reicht.

Onshore-Windkraft

Eine besondere Bedeutung
kommt der Onshore-Windkraft
zu. Bayern hat das größte (noch
nicht genutzte) Windkraft-Po-
tenzial in ganz Deutschland.
Dieses werden die SWM ge-
meinsam mit interessierten
bayerischen Kommunen er-
schließen. Dazu haben sie eine
eigene Gesellschaft gegründet,
die SWM Bayernwind. Ziel der
SWM ist, in Kooperation mit
bayerischen Kommunen bis
zum Jahr 2020 rund eine Milli-
arde Kilowattstunden Wind-
strom pro Jahr zu erzeugen.

Mit dem flächendeckenden

Ausbau des Glasfasernetzes für
Privatkunden, Selbstständige
und kleinere Betriebe gehört
München auch bei dieser Tech-
nologie zur Spitze der Groß-
städte in Europa. Auch von die-
sem umfangreichen Know-
How können alle interessierten
Kommunen und ihre Bürger
profitieren. �

Am SWM-Stand im Garchinger Bürgerhaus informierten
Gerhard Lößlein und sein Team die kommunalen Kollegen
über die breite Angebotspalette der Stadtwerke München. �

auf Augenhöhe aus der Energie-
wirtschaft, am besten aus der
kommunalen Familie.

Die SWM stehen seit Jahr-
zehnten für eine nachhaltige

Interesse?
Kontaktieren Sie Gerhard
Lößlein, Leiter des SWM
Konzessionsmanagements,
und sein fünfköpfiges Team
unter: E-Mail: loesslein.
gerhard@swm.de oder Tel.:
089/ 2361-3210. �

Gerhard Lößlein, Ansprechpart-
ner für Kommunen. �

Für viele Kommunen besteht
Handlungsbedarf. Vor dem Hin-
tergrund der Energiewende wird
von ihnen im Rahmen der kom-
munalen Daseinsvorsorge nun
eine eigenständige Energiepoli-
tik erwartet. Den Kommunen
fällt hierbei auch eine Steue-
rungsfunktion zu, zum Beispiel
bei Regional- und Flächennut-
zungsplänen. Und sie haben die
Hoheit über die Vergabe der
Konzessionen für die Versor-
gungsnetze.

Langfristige
Investitionsentscheidungen

Die Gemeinden können die-
sen Gestaltungsspielraum aktiv
nutzen und davon auch profitie-
ren. Aber: Das Thema ist sehr
komplex. Es geht um langfristi-
ge Investitionsentscheidungen,
um die technische Sicherheit
der Strom- und Gasversorgung
und die Versorgungsnetze, die
Erreichbarkeit des Energieun-
ternehmens vor Ort, die Ener-
giepreise, die Bürger und Be-
triebe zu zahlen haben, und
auch um den Einsatz erneuerba-
rer Energien.

Um dies alles alleine bewälti-
gen zu können, fehlt den Kom-

Ihr Partner – Stadtwerke München

Wir sind 100 Prozent kommunal,
engagieren uns für Umweltschutz und erneuerbare Energien und
investieren in Versorgung (Strom, Erdgas, Wasser, Fernwärme)
und Breitband-Technologie.

www.swm.de

Zukunft gemeinsam
gestalten
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www.lew.de

„Wir bohren und schweißen unter Wasser. Und kontrollieren regelmäßig
die Turbinen, Wehre und Dämme. So kann die LEW-Gruppe sauberen
Ökostrom in sicheren Wasserkraftwerken an Lech, Wertach, Iller,
Günz und Donau produzieren.“

Wilhelm Reitsam, Kraftwerkstaucher der
Bayerischen Elektrizitätswerke

WASSER. KRAFT. LEW.

www.lew.de

Manfred Reuß / ZAE Bayern:

Energiespeichertechnologien:
Möglichkeiten und Grenzen

Die „Experts Group on Science in Energy“ der Internationalen En-
ergieagenturIEAhat die Entwicklung effizienter und kostengünsti-
ger Energiespeicher als die wichtigste Herausforderung zukünfti-
ger F&E-Aktivitäten identifiziert. Vor allem zur Integration Er-
neuerbarer Energien und Steigerung der Energieeffizienz sind En-
ergiespeicher unerlässlich.

Auf dem Gebiet der Energie-
speicher wurden bisher am
Bayerischen Zentrum für Ange-
wandte Energieforschung (ZAE
Bayern), das an der Schnittstelle
zwischen erkenntnisbasierter
Grundlagenforschung und ange-
wandter Industrieforschung arbei-
tet, in erster Linie thermische Spei-
cher untersucht. Hier waren laut
Manfred Reuß Speicher sensibler
Wärme, Latentwärmespeicher
und thermochemische Speicher
Gegenstand von Forschung und
Entwicklung. Alle Forschungsbe-
reiche wurden von grundlegenden
Fragestellungen, z. B. der nach
den theoretischen Grenzen der
Speicherkapazität oder der Mate-
rialentwicklung, bis zu Fragen der
Systemintegration oder Produkt-
entwicklung behandelt.

National hat sich das ZAE Bay-
ern durch eine Reihe von For-
schungsvorhaben für das BMBF
und das BMWi auf dem Gebiet
thermischer Energiespeicher einen
Namen gemacht. Dies wird auch
durch die wachsende Zahl vonAn-
fragen aus der Industrie unterstri-
chen. In diesem Zusammenhang
geht es hauptsächlich um die Stei-
gerung der Energieeffizienz in in-
dustriellen Produktionsprozessen.

Besonders ist hervorzuheben,
dass alle Techniken der thermi-
schen Energiespeicherung – sensi-
bel, latent und thermochemisch –
von grundsätzlichen Fragen der
Materialentwicklung und -charak-
terisierung bis zu Demonstrations-
anlagen bzw. kommerziellen Pro-
dukten hin bearbeitet werden. In

diesem Zusammenhang ist auch
die Expertise des ZAE Bayern auf
dem Gebiet der Wärmetransfor-
mation durch Sorptionswärme-
pumpen und –kältemaschinen zu
erwähnen. Diese erweitert deutlich
die möglichen Anwendungsberei-
che der Speichersysteme durch die
Anpassung der benötigten Tempe-
raturniveaus.

Als Kriterien für Speicherma-
terialien führte Reuß an:
1. Verfügbarkeit des Materials
2. Theoretische und technisch
erreichbare Speicherdichte
3. Umfassende Energiebilanz
des Systems (KEA), Aufwand
zur Herstellung, zum Betrieb
und zur Entsorgung
4. Verfahrenstechnik, Reakti-
onskinetik, Zyklenfestigkeit
5. Übertragungsleistung
6. Nutzungsgrad im Betrieb
(Ladeenergie / Entladeenergie)
7. Toxizität bzw. Umweltver-
träglichkeit
8. Wirtschaftlichkeit.

Tatsache sei, dass die Tempera-
tur Einfluss auf die Speicherkon-
struktion hat. Wichtig sei die Spei-
chergeometrie. Bei der Wärme-
dämmung geht die Entwicklung
Reuß zufolge auch in Richtung
Vakuumsuperisolation (VSI).

VSI ist eine hocheffiziente Me-
thode zur Wärmedämmung mit
fünf- bis zehnfach besserer
Dämmwirkung als konventionelle
Dämmstoffe. Das Funktionsprin-
zip ist ähnlich einer Thermoskan-
ne, wo der Zwischenraum eines
doppelwandigen Behälters evaku-
iert und dadurch der Gaswärme-

transport unterdrückt wird. Damit
ist bereits eine gute Dämmwir-
kung verbunden, jedoch findet
noch ein IR-Strahlungsverlust von
heißer zu kalter Behälterwand
statt. Dieser wird durch Einbrin-
gen eines mikroporösen Pulvers
unterbunden, wobei die zusätzli-
che Festkörperwärmeleitung sehr
gering ist und eine kostengünstige
Evakuierung ins Feinvakuum zur
totalen Unterdrückung der Gas-
wärmeleitung ausreicht.

Am ZAE Bayern wurde das
natürliche, ungiftige und preiswer-
te Perlit als Pulvermaterial ausge-
wählt, im Labor im Detail unter-
sucht und der Wärmetransport
theoretisch modelliert. Aber auch
andere Materialien wie z. B. pyro-
gene Kieselsäure sind prinzipiell
geeignet.

Vakuumsuperisolation

Im Labor ergab sich für Spei-
chertemperaturen von 90 °C, dass
Feuchte- und Degradationsproble-
me bei einer VSI-Dämmung nicht
auftreten. Für einen Echtgrößen-
prototyp mit 16 m³ Wasservolu-
men wurde auch eine effiziente
Schichtladeeinrichtung entwickelt.
Im realen Betrieb konnte ein her-
vorragender Wert für die effektive
Gesamtwärmeleitfähigkeit der
Speicherhülle erreicht werden. Pro
Tag kühlte der Speicher um ledig-
lich ca. 0,2 Kelvin aus.

In Systemsimulationen wurde
ermittelt, dass durch die Verwen-
dung von VSI-Speichern bei ther-
mischen Solaranlagen Kollektor-
fläche und/oder Speichervolumen
bei gleicher solarer Deckung ein-
gespart werden kann. Höhere
Deckungsgrade über 50 bis hin zur
Volldeckung sind zudem nur mit
großen, superisolierten Speichern

sinnvoll realisierbar. Der ent-
wickelte superisolierte Speicher ist
prinzipiell auch sehr gut zur Spei-
cherung von (solarer) Prozesswär-
me in der Industrie oder von Fern-
wärme geeignet, wo hohe Tempe-
raturen und große Speicherzyklen-
zahlen auftreten.Auch in Nahwär-
mekonzepten kann der Einsatz
von (saisonalen) VSI-Wärmespei-
chern vorteilhaft sein.

Anders stellt sich die Situation
beim Feststoffspeicher dar, wie
ReußamBeispiel einesErdwärme-
sonden-Speicherserläuterte.Dieser
kann sowohl im ungesättigten Un-
tergrund, aber auch ins stehende
Grundwasser gebaut werden. Auf
Grund der begrenzten Übertra-

gungsleistung von Erdwärmeson-
den muss im Speichersystem ein
Pufferspeichervorgesehen werden.

Im solaren Nahwärmeprojekt in
Attenkirchen wurde erstmalig ein
Hybridspeicher eingesetzt, bei
dem ein unterirdischer Heißwas-
serspeicher im Zentrum eines Erd-
wärmesonden-Speichers liegt. Der
innere Heißwasserspeicher ist
thermisch mit dem Erdwärmeson-
den-Feld gekoppelt. Es wird keine
wasserdichte Innenauskleidung
eingesetzt und der gesamte Spei-
cher ist nur nach oben wärmege-
dämmt. Durch serielle Verschal-
tung der beiden Systeme und eine
Beladung von innen nach außen
bzw. eine Entladung in umgekehr-

ter Richtung wird eine horizontale
Schichtung erzeugt und so die
Wärmeverluste minimiert.

Reuß’Fazit: DieWärmespeiche-
rung ist zwingend zur Anpassung
von Angebot und Bedarf. Sensible
Speicher dominieren heute insbe-
sondere aus wirtschaftlichen Grün-
den den Markt für Kurz-, Mittel-
und Langzeitspeicher. Speicher
müssen im Kontext mit einem Sy-
stem betrachtet werden. Es gibt un-
terschiedlicheArtenderSystemein-
bindung, wie Brauchwarmwasser-
bereitung oder Heizungsunterstüt-
zung. Besonders zukunftsweisend
ist die Lösung mit Pufferspeicher
und Wohnungsübergabestationen
mit Frischwassererwärmung. DK

Bertram Kölsch / BayWa Energie Dienstleistungs GmbH:

Die Energiewende gestalten,
im Wärmemarkt geht’s

Die BayWa Energie Dienstleistungs GmbH unterstützt als Wärme-
lieferant den Einsatz regenerativer Energien. Das 100%-ige Toch-
terunternehmen der BayWa AG bietet Contracting als cleveres
Rundum-Sorglos-Paket an.

„Beim Energie-Contracting
übernimmt ein spezialisierter
Dienstleister Planung, Finanzie-
rung, Bau, Betrieb und Instandhal-
tung von Anlagen zur effizienten
Wärme-, Kälte- oder Stromerzeu-
gung“, erklärteVertriebsleiter Ber-
tram Kölsch. Der Contractor ver-
pflichte sich dazu, gebrauchsferti-
ge Wärme zum definierten Preis
zu liefern, daher sei er für die
Brennstoffbeschaffung auf eigene
Rechnung zuständig. Weiterhin
müsse er sich um die Funktion sei-
ner Anlage kümmern, d. h. er ist
für Wartung, Unterhalt und Repa-
ratur seinerAnlage verantwortlich.
Nach Ablauf des Contractings
werde die Betriebsführerschaft
neu ausgeschrieben.

Wie Kölsch darlegte, äußerten
sich viele Probleme im täglichen
Betrieb häufig nicht als Anlagen-
ausfall, sondern in Form erhöhter
Brennstoffverbräuche und schlech-
ter Abgaswerte. „Unsere Anlagen
sollen laufen, deshalb sind sie
fernüberwacht“, betonte der Bay
Wa-Repräsentant. Eine Ferndia-
gnose sowie eine 24-Stunden-Be-
reitschaft an 365Tagen komplettie-
ren diesen Rundum-Service in
punkto frühzeitige Problemerken-
nung.

Fakt sei, dass Regelfehler, Last-
spitzen, Störungsserien und häufi-
ges Takten bei unverändertem
Wärmebedarf erhöhten Brenn-
stoffverbrauch, erhöhte Emissio-
nen und erhöhte Kosten verursa-
chen. „Bei uns bezahlt der Kunde
nur den Wärmeverbrauch, ein
schlechter Betrieb geht zu unseren
Lasten“, informierte Kölsch. Da-
mit das nicht passiert, wartet die
Münchener BayWa Energie
Dienstleistungs GmbH mit Perso-
nal auf, das auf eine jahrzehntelan-
ge Erfahrung in der Energiebran-
che verweisen kann.

PräziseAnalyse

Im Zentrum stehen die präzise
Analyse der Kundensituation und
die Berücksichtigung individueller
Kundenwünsche. Das den Einsatz
regenerativer Energien unterstüt-
zende Unternehmen ist neutral bei
der Auswahl von Herstellern und
lokaler Anlagenbauer sowie bei
derAuswahl der Heizsysteme und
Brennstoffe. Als Mitglied in aner-
kannten Fachverbänden bietet die
BayWa-EDL, die als Dienstleister
auch im ländlichen Raum unter-
wegs ist, auf der Suche nach opti-
malen Kundenlösungen standardi-
sierteVersorgungen bzw. individu-
elle Konzepte.

Transparent und fair gestalten
sich die Preise: Während der Ar-
beitspreis für gelieferte Nutzener-
gie in MWh erhoben wird und die
Messung über geeichte Zähler er-
folgt, enthält der Grundpreis die
Kosten zur Refinanzierung der In-
vestition, für Reparaturen und In-
standsetzung sowie für Wartung
und weitere Gebühren.

Das BayWa Contracting bietet
sich für alle Immobilien an – ob es
sich nun um Wärmelieferung für
Raumheizung und Warmwasser
im Zuge der bedarfsgerechten Sa-
nierungoderdenNeubauvonHeiz-
zentralen oder optional um Küh-
lung, Lüftung und Klimatisierung
handelt. Strom und Wärme durch
Kraft-Wärme-Kopplung ist eben-
so möglich wie die Einbindung re-
generativer Energien. Geeignet ist
das BayWa Contracting für Ge-
bäude größer 20 Wohneinheiten
und/oder größer 100 kW Wärme-
leistung und/oder größer 1.000
Quadratmeter beheizter Fläche.

Zufriedene Kunden

Von dem breiten Spektrum an
Leistungen konnten sich bereits
zahlreiche zufriedene Kunden
überzeugen.SosaniertedieBayWa
Energie Dienstleistungs GmbH
die über 30 Jahre alte marode
Wärmeerzeugungsanlage der
Münchner Gaststätte „Aumeister“
und kümmert sich nunmehr um-
fassend um Betrieb und Wartung.
Konkret wird die Wärmeerzeu-
gungsanlage seit 1. Oktober 2011
für 17 Jahre betrieben. Zudem

wurde die Wärmelieferung für ei-
nen neu errichteten Bau- und Gar-
tenmarkt inAschaffenburg und für
ein Baustoffzentrum im schwäbi-
schen Weißenhorn übernommen.

Um die Weichen für eine öko-
nomische wie auch ökologische
Wärmelieferung zu stellen, hat die
BayWa Energie Dienstleistungs
GmbH erneut einen Contracting-
Vertag mit dem oberbayerischen
Klinikbetreiber „klinik+more“ ab-
geschlossen. Nachdem die Blu-
menhof-Klinik Bad Feilnbach im
Rahmen eines Energiecontrac-
tings erfolgreich von Heizöl auf
Holzpellets umstieg, folgt nun die
„Nachbarklinik“ Reithofpark die-
sem Beispiel. Ab dem Sommer
werden die Anlagen entsprechend
umgerüstet und modernisiert, das
Contracting für den Reithofpark
startet im Herbst. Die beiden Pro-
jektpartner verdoppeln damit den
Profit für die Umwelt auf 1.500
Tonnen CO2-Ersparnis pro Jahr.

Damit die künftige Wärmever-
sorgung des Hotels am Badersee
in Grainau wirtschaftlich und öko-
logisch sichergestellt werden
kann, wurden nicht nur neue effi-
ziente Wärmeerzeuger eingesetzt
und Unterstationen saniert. Ein
mit Erdgas betriebenes Blockheiz-
kraftwerk stellt in effizienter Kraft-
Wärme-Kopplung auch elektri-
sche Energie bereit. DK

Franz Sedlmeier / Lüftungs-Reinigungs-Service LRS:

Reinigung von Lüftungsanlagen
innenliegender Bäder und WC’s

Seit 22 Jahren befasst sich die Firma LRS (Lüftungs-Reinigungs-
Service) aus Pullach im Isartal mit derprofessionellen Überprüfung
und Reinigung von Lüftungsanlagen. Nach den Worten von Inha-
ber Franz Sedlmeier wird besonders geschultes Personal beschäf-
tigt. Schließlich sei Kundenzufriedenheit „unser oberstes Gebot“.
Die Firma LRS ist Mitglied im Umweltpakt Bayern und im Deut-
schen Fachverband für Luft- und Wasserhygiene.

Im Dienstleistungsportfolio be-
finden sich Sedlmeier zufolge die
Wartung und Reinigung von Lüf-
tungsanlagen nach DIN 18017
Teil 1 - Lüftung von Bädern und
Toilettenräumen ohne Außenfen-
ster sowie Einzelschachtanlagen
ohne Ventilatoren, Lüftungsanla-
gen nach DIN 18017 Teil 3 - Lüf-
tung von Bädern und Toilettenräu-
men mit Ventilatoren, raumluft-
technischenAnlagen (kontrollierte
Wohnraumlüftungsanlagen; Kli-
maanlagen und Kälteanlagen) so-
wie prozesslufttechnischen Anla-
gen und Feuerungsanlagen (Öl-
und Gasheizungen).

Gesunde Raumluft

Ob nun verunreinigte Lüftungs-
deckel, verschmutzte Schaum-
stofffilter, Entlüfter und Leitungen,
verstopfte Lüftungsschächte oder
ein undichter Ventilatoranschluss
einen Serviceeinsatz erforderlich
machen – Tatsache ist: Gereinigte
Lüftungsanlagen sorgen für eine
gesunde Raumluft aufgrund der
Vermeidung von Infektionsgefahr
durch Verbreitung von Krank-
heitserregern, Feinstaub und

Schimmelpilzen im Lüftungssy-
stem. Zudem ist eine Minimierung
der Brandgefahr durch Staub- und
Schmutzablagerungen feststellbar.
Auch wird der Energieverbrauch
gesenkt, da verstopfte Filter und
Ablagerungen den Luftdurchsatz
verringern.

Luftkanalreinigung

Eine Luftkanalreinigung erfolgt
Sedlmeier zufolge im eingebauten
Zustand ohne Demontage, ist sau-
ber im Trockenverfahren, zudem
kontaminationsfrei durch Unter-
druckhaltung, d. h. es dringt kein
Staub in die Wohnungen ein. Ge-
arbeitet wird mit Bürsten und In-
dustriesauger, zusätzlich erfolgt ei-
ne Videoinspektion zur Erfolgs-
kontrolle.

Grundsätzlich ist laut Sedlmeier
eine Reinigung aus folgenden
Gründen ratsam:
1. Anforderungen an die Raum-
luftqualität
2. Hoher Verschmutzungsgrad
3. Nicht ausreichende Wartung
4. Vorbeugender Brandschutz
5. Hohe Energiekosten
6. Hygiene und Gesundheit. DK
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Ohne uns fehlt Ihnen was.

www.lfa.de

Wir fördern die Energiewende – für die Zukunft Bayerns.

Sie investieren in Energieeinsparung oder umweltfreundliche
Energieträger? Die LfA Förderbank Bayern unterstützt kommunale
Infrastrukturprojekte mit zinsgünstigen Finanzierungen.

Lassen Sie sich persönlich und kostenlos beraten.
Telefon: 0800 / 21 24 24 0

Sally Schumann / LfA Förderbank Bayern:

Förderung kommunaler
Investitionen in die Energiewende

Maßnahmen für mehr Energieeffizienz und der Ausbau der re-
generativen Energieversorgung machen in vielen Kommunen
weitreichende Investitionen nötig. Bei der Finanzierung der
Vorhaben hilft die LfA Förderbank Bayern mit langfristigen
Förderkrediten zu einem Zinssatz ab 0,00 %.

Hauptaufgabe der staatlichen
Spezialbank ist die Finanzierung
von mittelständischen Unterneh-
men und Gründern. Da für den
Wirtschaftsstandort Bayern eine
fortschrittliche Infrastruktur unent-
behrlich ist, unterstützt die LfA
auch Kommunen bei ihren Inve-
stitionsvorhaben mit zinsgünsti-
gen Förderkrediten. Daneben steht
sie Banken als verlässlicher Finan-

verbänden mit 100 Prozent ge-
meindlichen Mitgliedern eine
zinsgünstige und langfristige Fi-
nanzierungsmöglichkeit für ver-
schiedene Vorhaben.

Bei der Förderung von Investi-
tionen in die Energiewende unter-
scheidet die LfA grundsätzlich
zwischen Vorhaben, die nach dem
Erneuerbare-Energien-Gesetz ver-
gütet werden (Kurz: EEG-Vergü-

gieträger (ohne EEG-Vergütung),
eine energieeffiziente Stadtbe-
leuchtung oder die Quartiersver-
sorgung sowie bei Maßnahmen
mit Energieeinspareffekten von
mindestens 20-Prozent steht das
Spezialprogramm Infrakredit En-
ergie mit Zinssätzen ab 0,00% p.a.
zur Verfügung.

Der Infrakredit Tiefengeother-
mie ist ein Zuschussprogramm zur
Förderung der Errichtung und Er-
weiterung geothermischer Wär-
menetze. Es steht zusätzlich auch
gewerblichen Unternehmen zur
Verfügung und wird von der LfA
im Auftrag des bayerischen Wirt-
schaftsministeriums ausgereicht.
Hinweis: Die Energetische Sanie-
rung kommunaler Gebäude kann
ab 0,00% p.a. über den „Energie-
kredit Kommunal Bayern“ der
BayernLabo gefördert werden.

Finanzierungsanteile

Die Finanzierungsanteile des In-
frakredits Energie und des Infra-
kredits Kommunal sind abhängig
vom jeweiligen Kreditbedarf der
Gemeinde. Bei Kreditbeträgen bis
zwei Millionen Euro kann die LfA
bis zu 100 Prozent der förderfähi-
gen Investitionskosten finanzieren.
Liegt der Kreditbedarf der Ge-
meinde über zwei Millionen Euro,
reduziert sich der Finanzierungs-
anteil auf maximal 50 Prozent der
förderfähigenAufwendungen. Der
Darlehenshöchstbetrag im Infra-
kredit Energie beläuft sich auf
4 Millionen Euro je Vorhaben.

Ein Förderbeispiel zur Abwas-
sernutzung: Eine Gemeinde plant
die Errichtung einer Heizungsan-
lage mit Wärmetauscher zur Nut-
zung des Wärmepotenzials von
Abwasser und Versorgung eines

Wohnkomplexes sowie eines Ver-
waltungsgebäudes mitHeizwärme.
Die Investitionskosten belaufen
sich auf insgesam 1,2 Millionen
Euro. Die Gemeinde erhält für das
Vorhaben einen Zuschuss in Höhe
von 300.000 Euro von ihrer Be-
zirksregierung und beantragt zur
Finanzierung der verbleibenden In-
vestitionskosten von 900.000 Euro
einen Infrakredit Energie – Teilbe-
reich Quartiersversorgung.

Ein Förderbeispiel zur Wind-
parkfinanzierung: Der unselbstän-
dige Eigenbetrieb einer Gemeinde
schließt im Haushaltsjahr 2013 ei-
nen Generalunternehmervertrag
für die Errichtung eines Wind-
parks mit vier Windrädern über 25
Millionen Euro ab. Für den er-
zeugten Strom wird eine EEG-
Vergütung gezahlt. Der Eigenbe-
trieb wünscht eine 100-prozentige
Fremdfinanzierung und beantragt
einen Infrakredit Kommunal über
12,5 Millionen Euro (Förder-
höchstsatz von 50-Prozent). Der
Restbetrag wird über ein Darlehen
der örtlichen Hausbank finanziert.
Der Einsatz von Eigenmitteln ist
nicht zwingend erforderlich.

Alle Förderkredite mit Ausnah-
me des Teilbereichs der energieef-
fizienten Stadtbeleuchtung werden
in drei Laufzeitvarianten – 10, 20
und 30 Jahre – mit bis zu zwei, drei
und fünf tilgungsfreien Anlaufjah-
ren angeboten. Bei Bedarf können
weniger Tilgungsfreijahre gewählt
werden. Die Zinsbindung beträgt
bei allen drei Laufzeitvarianten
zehn Jahre. Der Zinssatz wird am
Tag der jeweiligen Auszahlung
festgelegt. Die tagesaktuellen Zins-
sätze können im Internet unter
www.lfa.de abgerufen werden.

Alle Förderkredite werden
zinsgünstig über die KfW refi-
nanziert und zusätzlich aus Ge-
winnmitteln der LfA zinsverbil-
ligt. Gemeinden steht damit eine
attraktive Finanzierungsmöglich-
keit zu günstigen Kreditzinsen und

Förderkredite mit Zinssatz
ab 0,75 Prozent für Flutopfer

LfAFörderbank Bayern baut Sonderhilfe Hochwasseraus

Unternehmen und freiberuflichTätige mit Hochwasserschäden
in Bayern können ab sofort auf Förderkredite mit besonders
verbilligten Zinssätzen zugreifen. Die LfA Förderbank Bayern
bietet Zinssätze ab 0,75 Prozent an, bei einer Laufzeit von bis zu
20 Jahren.

Das Zinsangebot wird durch den KfW-Aktionsplan Hochwasser
unterstützt und ergänzt die bereits eingeleiteten Maßnahmen zur Er-
leichterung des Kreditzugangs. Die Förderkredite der „LfASonder-
hilfe Hochwasser“ werden über die Hausbanken an betroffene Un-
ternehmen ausgereicht.

„Die Regelungen der LfA Sonderhilfe Hochwasser gelten für
Start- und Investivkredite im Rahmen des Bayerischen Mittel-
standskreditprogramms und ergänzen das Zuschussprogramm der
Bayerischen Staatsregierung optimal. Mit diesem Hilfspaket wollen
wir Flutopfern bei der Schadensbeseitigung finanziell kräftig unter
dieArme greifen“, sagte Bayerns Wirtschaftsminister Martin Zeil.

„Wir unterstützen Investitionen zum Wiederaufbau hochwasser-
geschädigter Unternehmen nun mit besonders verbilligten Kredit-
zinssätzen. Weitere Eckpunkte der Sonderhilfe sind erhöhte Risi-
koübernahmen zur Öffnung des Kreditzugangs und Antragsverein-
fachungen. Damit können betroffene Unternehmen ab sofort auf ein
sehr günstiges, rasches und unbürokratisches Kreditangebot zugrei-
fen“, erklärte LfA-Chef Dr. Otto Beierl.

Die Zinssätze im Rahmen der Sonderhilfe Hochwasser beginnen
ab 0,75 Prozent bei einer Laufzeit von bis zu 20 Jahren und richten
sich nach der individuellen Einstufung des Antragstellers durch die
Hausbanken. Ermöglicht wird das Zinsangebot der Sonderhilfe
Hochwasser durch eine Refinanzierung über den KfW-Aktionsplan
Hochwasser 2013.

Über die Sonderhilfe Hochwasser hinaus stehen den Unterneh-
men sämtliche weitere Förderangebote der LfAzur Verfügung, ins-
besondere der Universalkredit für zusätzliche Betriebsmittel. Aus-
künfte erhalten Unternehmen in der LfA Förderberatung unter der
kostenfreien Rufnummer 0800 / 21 24 24 0. �

LfA-Referentin Sally Schumann aus demTeam Infrastrukturfinan-
zierung (2. v. l.) am Stand der LfAFörderbank Bayern. �

langen Laufzeiten zur Verfügung.
Im Infrakredit Kommunal kann

die Antragstellung im laufenden
Haushaltsjahr für Vorhaben des
genehmigten aktuellen Vermö-
genshaushaltes unabhängig vom
Vorhabensbeginn erfolgen. Anträ-
ge für den Infrakredit Energie und
Infrakredit Tiefengeothermie sind
vor Beginn des Vorhabens zu stel-

len. Als Vorhabensbeginn gilt der
Abschluss eines dem Vorhaben
zuzurechnenden Vertrages. In bei-
den Fällen erfolgt die Antragstel-
lung kurz, schlank und direkt bei
der LfAFörderbank Bayern.
Merkblätter und Anträge sowie
die für den Infrakredit Energie
nötigen Nachweisformulare gibt
es unter www.lfa.de �

zierungspartner bei großvolumi-
gen Infrastrukturprojekten zur Sei-
te; im Rahmen solcher Konsortial-
finanzierungen übernimmt die
LfA einen Teil des Kreditrisikos
und stellt bei Bedarf zinsgünstige
Refinanzierungsmittel bereit.

Die Förderkredite bieten kom-
munalen Gebietskörperschaften,
deren unselbständigen Eigenbe-
triebensowiekommunalenZweck-

tung) undVorhaben, die keineVer-
gütung erhalten. Energieeinspar-
maßnahmen und Investitionen in
umweltfreundliche Energieträger,
wie Photovoltaik- und Windkraft-
anlagen, die eine EEG-Vergütung
erhalten, können im Infrakredit
Kommunal – dem Standardpro-
gramm der LfA – gefördert wer-
den. Für alle übrigen Investitions-
maßnahmen in erneuerbare Ener-

Maximilian Faltlhauser / Faltlhauser Energie GmbH:

Grundlagenseminar:
Herausforderung Energiewende
Die Diskrepanz zwischen politischerDebatte und Fakten vermittel-
te GeschäftsführerMaximilian Faltlhauser. Zunächst verwies erauf
den Status Quo und quantitative Ziele der Energiewende im Ener-
giekonzept der Bundesregierung sowie auf die energiepolitischen
Ziele der Bayerischen Staatsregierung.

Bayernweit angedacht ist eine
Verdoppelung desAnteils erneuer-
barer Energien am Stromver-
brauch innerhalb der nächsten
zehn Jahre auf 50 %. Der Anteil
erneuerbarer Energien am Enden-
ergieverbrauch im gleichen Zeit-
raum soll auf 20 % gesteigert wer-
den. Zudem ist es das erklärte Ziel,
die CO2-Emissionen pro Kopf auf
deutlich unter 6 Tonnen pro Jahr
zu reduzieren.

Eskalation

Faltlhauser sprach beim Thema
Energiewende von einer „Eskala-
tion der politischen Diskussion“.
Habe sich zunächst die Diskussion
allein um den Energiemix gedreht,
sei heute der Strompreis nach der
Strompreisexplosion in aller Mun-
de. In Zukunft werde nach diver-
sen Stromausfällen schließlich ei-
ne Debatte um die Versorgungssi-
cherheit in Gang kommen, pro-
gnostizierte Faltlhauser.

Dieses energiepolitische Drei-
eck näher beleuchtend, verwies
der Geschäftsführer darauf, dass
die Bundessteuern und Umlagen
auf Strom (EEG-Abgabe), syste-
matisch aufeinander abgestimmt
werden müssten, um ein Mindest-
maß an Strompreisstabilität zu ge-
währleisten. Eine beliebige, un-
kontrollierte Strompreissteigerung
schade dem Standort Deutschland
erheblich und müsse unterbunden
werden. Der Bund habe die Auf-
gabe, den Strompreis zu stabilisie-

ren, in dem er den Staatsanteil be-
darfsgerecht und zeitnah auf aktu-
elle Entwicklungen anpasst. Laut
Bundesverband der Energie- und
Wasserwirtschaft BDEW ist seit
dem Jahr 2000 der durchschnittli-
che Strompreis eines Drei-Perso-
nen-Haushaltes um mehr als das
Doppelte angestiegen.

Erneuerbare Stromerzeugung
müsse in Zukunft einen Beitrag zur
Netzstabilität leisten, soFaltlhauser.
Die deutsche Stromversorgung sei
noch zuverlässig, wie die Dauer
der Unterbrechungen in der euro-
paweiten Stromversorgung zeige.
Werfe man allerdings einen Blick
auf das deutsche Höchstspan-
nungsnetz, so ergebe sich ein
großer Ausbaubedarf: Der zügige
Neu- und Ausbau der Stromtras-
sen über mehrere tausend Kilome-
ter sei entscheidend für die Ener-
giewende.

Mehrheit für Energiewende

Tatsache ist: „Es besteht eine
breite demokratische Mehrheit für
die Energiewende, jedoch ist völlig
unklar, welches Primärziel -Atom-
ausstieg, Senkung des CO2-Aus-
stoßes, Vorbild für die Welt oder
Technologieförderung Erneuerbare
Energie - durch die Energiewende
eigentlichverfolgtwerdensoll“,be-
merktederGeschäftsführer.Zudem
würden die limitierenden Faktoren
-zumutbarerStrompreisundstabile
Versorgungssicherheit - zwar ge-
nannt, aber nie quantifiziert.

„Atomausstieg in Deutschland
versus Kernenergie weltweit“ ist
nach Faltlhausers Worten ein wei-
teres zu beobachtendes Phäno-
men. Waren vor Fukushima welt-
weit 439 Kernreaktoren in Betrieb,
36 im Bau und 81 in Planung, sind
im Juni 2013 433 Kernreaktoren
in Betrieb, 56 im Bau und 143 in
Planung. Allein in Deutschland
seien durch das Atommoratorium
8 Reaktoren außer Betrieb gesetzt
worden.

Zentrale Thesen

Anhand von 6 Thesen führte
Faltlhauser abschließend an, „wel-
che Fragestellungen zur Umset-
zung der Energiewende diskutiert
werden müssten und einer Klä-
rung bedürfen“.
These 1: Es muss Klarheit herge-
stellt werden: Was ist das Primär-
ziel der Energiewende und was
sind Sekundarziele!
These 2: Wo setzen wir die Gren-
zen des uns Möglichen? Energie-
wende um jeden Preis?
These 3: Wie finanzieren wir die
Energiewende? Umlage versus
Steuer.
These 4: Welche Techniken brau-
chen wir für das Gelingen der
Energiewende? Fördern wir das
Richtige?
These 5: Wie sieht das Strom-
marktdesign der Zukunft aus? Wie
verbindet man regelbare Kraftwer-
ke mit unregelbarer erneuerbarer
Erzeugung?
These 6: Wie wichtig ist uns ein li-
beralisierter Strommarkt im Ver-
hältnis zum Standortfaktor Ener-
gie und den Zielen der Energie-
wende? DK
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Fahren mit
Bio-Erdgas

100 Jahre Innovation

bis zu 50%
weniger Spritkosten

bis zu 95%
weniger Schadstoffe

100% Fahrspaß

Telefon 0821 9002-459

www.erdgas-schwaben.de

100% Bio-Erdgas tanken

Sie in Gersthofen, Lands-

berg, Kaufbeuren, Nörd-

lingen und Donauwörth!

Energiespeicher der Zukunft -
Power-to-gasAnlage startet

erdgas schwaben ist wesentlicher Partner
des ersten Pilotprojektes Power-to-Gas der Thüga in Frankfurt

Innovative Speichertechnologie für überschüssigen grünen Strom
unterNutzung des Erdgasnetzes. Dreijähriges Pilotprojekt zurPrü-
fung der technischen Machbarkeit unter Begleitung wissenschaftli-
cherExperten startet. Unternehmen fordern Rahmenbedingungen,
die einen verlässlichen und damit wirtschaftlichen Betrieb dieser
Technologie ermöglichen.Augsburg/Frankfurt am Main.

Den ersten Spatenstich zum
Bau der Power-to-Gas Demon-
strationsanlage der Thüga-Gruppe
in Frankfurt/ Main galt es jüngst
zu feiern. Diese Anlage ist das
weltweit erste Pilotprojekt, das
Strom aus überschüssigen Erneu-
erbaren Energien, beispielsweise
aus Wind, Sonne und Wasser in
Erdgas einspeichert zur späteren
Nutzung für Mobilität, Wärme
und Verstromung. Während des
symbolischen Spatenstiches öffne-
te der Himmel über Frankfurt alle
Schleusen. Dr. Petra Roth, die ehe-
malige Oberbürgermeisterin der
Stadt Frankfurt und stellvertreten-
de Aufsichtsratsvorsitzende der
Thüga, nahm das Nass von oben
ganz gelassen. „Wasser ist genau
das Element, das beim Pilotprojekt
Power-to-Gas durch Strom und
Elektrolyse in Wasserstoff umge-
wandelt werden soll.“

Batterie der Zukunft

„Power-to-Gas ist die derzeit
einzige verfügbare Technologie,
die große Mengen Energie spei-
chern kann“, bringt Klaus-Peter
Dietmayer, Geschäftsführer erd-
gas schwaben, die Speichertech-
nik auf den Punkt. erdgas schwa-
ben ist der drittgrößte Partner in
der Thüga-Gruppe und treibt das
Power-to-Gas-Projekt seit gerau-
mer Zeit entschieden mit voran.
„Einzigartig an dem Pilotprojekt
ist unter anderem, dass die Power-
to-Gas- Technologie direkt in das
kommunale Erdgas-Verteilnetz
einspeist wird“, erklärt Georg
Radlinger, Leiter Erneuerbare
Technologien erdgas schwaben.
„Das ist ein weiterer wichtiger
Schritt, um die Energiewende hin
zu Erneuerbaren Energien und zur
Speicherung von überschüssigem
grünem Strom einzuleiten. Strom
in Gas einzulagern und dazu das
kommunale Erdgas-Netz zu nut-
zen, ist die Batterie der Zukunft.
50 Fachleute des Thüga-Verbun-
des, darunter maßgeblich erdgas
schwaben, arbeiten derzeit an die-
sem Projekt.“

Die Anlage entsteht auf dem
Werksgelände der Mainova Akti-
engesellschaft in der Schielestras-
se in Frankfurt am Main. Geplant
sind drei Gebäudeeinheiten für
den Elektrolyseur, die Mischanla-
ge und einen Showroom, der für
interessierte Besucher, zugänglich
sein soll. „Die Wahl fiel auf Frank-
furt, da dort die Infrastruktur zum
Anschluss einer Elektrolyseanlage

bereits vorhanden war“, so Micha-
el Riechel, Mitglied des Vorstands
der Thüga AG. Zudem ist der er-
forderliche Mindesterdgasabsatz
in dieser Region selbst im ver-
brauchsschwachen Sommer ge-
währleistet. Kernstück der Anlage
ist ein Protonen-Austausch-Mem-
bran (PEM)-Elektrolyseur der Fir-
ma ITM Power. Die Projektpart-
ner haben sich für diese Anlage
entschieden, weil im Vergleich zu
Alkali-Elektrolyseuren der Betrieb
anstatt mit Kalilauge mit Wasser
erfolgt und damit umweltschonen-
der ist. Außerdem reagiert die An-
lage aufgrund des PEM-Elektroly-
seurs schneller auf eine veränderte
Lastsituation im Stromnetz.

Ein weiterer Vorteil ist die kom-
pakte PEM-Bauweise, denn auf
derselben Fläche kann so eine
höhere Leistung installiert werden.
Die Anlage wird pro Stunde rund
60 Kubikmeter Wasserstoff erzeu-
gen und in einer Stunde 3.000 Ku-
bikmeter mit Wasserstoff angerei-
chertes Erdgas in das Erdgasnetz
einspeisen. Laut einer Thüga-An-
layse soll im Jahr 2020 der Spei-
cherbedarf bei 17 Terawattstunden
liegen; zum Vergleich: der Strom-
bedarf Augsburgs liegt bei zirka
0,3Terawattstunden. Das kommu-
nale Erdgasnetz könnte diesen
Speicherbedarf komplett decken.

Nicht nehmen ließ sich die hes-
sische Umweltministerin Lucia
Puttrich diesenTermin. „Das Land
Hessen unterstützt dieses zu-
kunftsweisende Pilotprojekt für
saubere Energie während der
dreijährigen Betriebsphase mit
608.000 Euro an Fördergeldern.
Die Anlage wird einen wichtigen
Beitrag im Bereich der Forschung
und Entwicklung von Speicher-
technologien leisten.“

Ende 2013 soll die Anlage erst-
mals Strom in Wasserstoff um-
wandeln und einspeisen. Bis 2016
werden die Unternehmen gemein-
sam mit wissenschaftlichen Bera-
tern Erfahrungen sammeln, wie
die Anlage unter Praxisbedingun-
gen funktioniert. Ab 2016 ist eine
Erweiterung der Demonstrations-
anlage geplant: Dann soll derWas-
serstoff durch den Zusatz von C02
zu grünem Erdgas (CH4) umge-
wandelt und in das Erdgasnetz ein-
gespeist werden. „Damit wären
wir in der Lage, innerhalb kürze-
ster Zeit selbst grünes, sprich er-
neuerbares Erdgas herzustellen.
Dieser Schritt ist ein wichtiger
Meilenstein hin zu unserer erfolg-
reichen Energiewende“, betont

Georg Radlinger, erdgas schwa-
ben.

Eine Analyse der Thüga ergab,
dass der Speicherbedarf in 2020
bei 17 Terawattstunden (TWh)
und in 2050 bereits bei 50 TWh
liegen könnte. Die Erdgasnetze
können diese Mengen prinzipiell
komplett aufnehmen. Damit die
Power-to-Gas Speichertechnolo-

gie ihr volles Potenzial entfalten
kann, bedarf es zunächst einer zeit-
lich begrenzten Anschubfinanzie-
rung in Form staatlicher Investi-
tionszuschüsse, um eine gewisse
Marktreife zu erreichen sowie einer
gesetzlichen Verankerung dieser
Technologie. So sollten zum Bei-
spiel Anlagenbetreiber von Letzt-
verbraucherabgabenbefreitwerden.

„Energiespeicher und damit
auch die Power-to-Gas Technolo-
gie sind ein Schlüssel zum Gelin-
gen der Energiewende. Für ihre
Entwicklung brauchen wir in
Deutschland langfristig ein zu-
kunftsfähiges Marktmodell für
den wirtschaftlichen Betrieb der
Energiespeicher“, fordert Michael
Riechel. �

ThomasWöber/ erdgas schwaben; gibgas consulting+medien:

Energiewende
in der Mobilität

Häufig wird der Energiewende nachgesagt, sie sei schuld an stei-
genden Kosten im Energiebereich. An der Tankstelle ist der Um-
stieg auf erneuerbare Energien in jedem Fall ohne Mehrkosten
möglich: Der günstigste Kraftstoff in Deutschland ist derzeit der
Kraftstoff CNG aus Erdgas und Biomethan. Er ist zudem sauber
und fährt in Serienfahrzeugen ab Werk, so gibgas-Geschäftsfüh-
rer Thomas Wöber.

Die Abkürzung CNG steht für
Erdgas in komprimierter Form.
Erdgas besteht zum überwiegen-
den Teil aus Methan. Zusätzlich
kann dem Erdgas in beliebiger
Form auch Biogas/Biomethan aus
biogenen Abfall- und Reststoffen
beigemischt werden, sofern es
vorher gereinigt und Erdgas-Qua-
lität gebracht wurde.

Der Kraftstoff CNG trägt zur
Luftreinhaltung bei. So ist bei
Fahrzeugen, die mit Erdgas/Bio-
gas ab Werk ausgestattet sind, eine

Einsparung von 75 % Kohlenmo-
noxid gegenüber einem vergleich-
baren Benziner feststellbar. Bei
Kohlendioxid beträgt die Ein-
sparung 25-90 % (je nach Einspei-
segrad von Biomethan) und bei re-
aktiven Kohlenwasserstoffen 80
%. Gegenüber einem vergleichba-
ren Diesel-Fahrzeug sind Ein-
sparungen von 95 % bei Stickoxi-
den, 10-90 % bei Kohlendioxid (je
nach Einspeisegrad von Biomet-
han) und 99 % bei Rußpartikeln
(Feinstaub) nachweisbar. Übri-
gens: Erdgas-Fahrzeuge haben
die Option, erneuerbares und
gereinigtes Biomethan tanken
zu können. Derzeit ist bei über
25 % aller CNG-TS Biogas bei-
gemischt.

Viele Automobilhersteller bie-
ten mittlerweile Erdgas-Fahrzeuge
an. Bereits in Serie verfügbar sind
beispielsweise im Bereich kleine
Fahrzeuge der FIAT Panda/Punto
und VW up!, im Bereich Famili-
en-Fahrzeuge VW Touran, OPEL
Zafira Tourer oder VW Caddy. Im
Mittel- und Oberklassesegment
nannte Wöber den VW Passat und
den Mercedes 200 NGT, im leich-
ten Nutzfahrzeug-Bereich den
IVECO Daily und Mercedes-
Sprinter. Im Schwerlast-Verkehr
schließlich kommen u. a. LKW
von Iveco und Mercedes-Benz
zum Einsatz. Im Herbst 2013
kommt von VW der Golf auf den
Markt.

Neben Seat und Skoda hat nun
vor allem Audi einen großen
Schritt in die Mobilität der Zu-
kunft unternommen. Im emslän-
dischen Werlte nahm der Auto-
mobilhersteller jetzt die weltweit
erste Anlage zur Gewinnung von
e-Gas in Betrieb. Hier wird aus
regenerativ gewonnenem Strom
und CO2 synthetisches Methan
zum Betrieb von Gasfahrzeugen
hergestellt. Diese Power-to-Gas-
Technologie eröffnet neue Mög-
lichkeiten für eine nachhaltige
Mobilität und die Energiewirt-
schaft der Zukunft.

Die Audi e-gas-Anlage nutzt
den regenerativen Strom im ersten
Schritt zur Elektrolyse – der Spal-
tung von Wasser in Sauerstoff und
Wasserstoff (Audi e-hydrogen).
Dieser Wasserstoff könnte als
Treibstoff für künftige Brennstoff-
zellen-Fahrzeuge dienen. Weil
derzeit noch eine flächendeckende
Infrastruktur fehlt, folgt ein zwei-
ter Verfahrensschritt: Durch die
Reaktion des Wasserstoffs mit
CO2 entsteht in der Methanisie-
rungsanlage synthetisches erneu-
erbares Methan: das Audi e-gas.
Dieses ist chemisch nahezu iden-
tisch mit fossilem Erdgas. Somit
kann es durch das Erdgasnetz an
CNG-Tankstellen verteilt und dort
getankt werden.

Da nach WöbersAuffassung je-
de Kommune eine Vorbildfunkti-
on beim Einsatz von nachhaltiger
Mobilität haben sollte, bietet sich
dieAufnahme von CNG-Tankstel-
len für Erdgas und Biomethan im
Bereich der Mobilität z. B. von
bürgernahen Energie-Genossen-
schafts-Zielen an. Eine weitere
Möglichkeit sei das gemeinsame
Aufsetzen eines Tankstellenpro-
jekts von Kommune, Energie-
versorger, Tankstellenbetreiber
und der örtlichen Autohändler in
Form einer gemeinsamen Ge-
sellschaft (GmbH & Co.KG),
um das Investment auf mehrere
Schultern zu verteilen und auch
Erlöse zu erwirtschaften. Auf
Nachfrage vermittelt gibgas con-
sulting+medien auch Kontakte zu
Investoren. DK

„Überschussstrom“ aus Windenergieanlagen:

Das Methanisierungskonzept
und das BioStadtgas©-
Konzept im Vergleich
Von Dr. Holger Klos, denvo GmbH & Co KG

Strom aus erneuerbaren Energien - vor allem wenn die Sonne
scheint und der Wind weht. Oftmals liegt zu diesen Zeiten jedoch
ein Überangebot an Strom vorund es existiert an bestimmten Stand-
orten das Problem, diesen „Überschussstrom“ einzuspeisen. Statt
z.B. Windkraftanlagen abzuschalten, kann man diesen Strom zur
Erzeugung von Brenngasen, wie synthetisches Methan oder Was-
serstoff/BioStadtgas© nutzen.

Unter dem so geprägten Begriff
„PowerToGas“ wird vielfach die
Umwandlung von Strom in syn-
thetisches Methan (SynMethan)
verstanden. Um SynMethan aus
Strom zu gewinnen, müssen min-
destens vier größere Verfahrens-
schritte durchgeführt werden: die
Herstellung von Wasserstoff mit-
tels Elektrolyse; die Herstel-
lung/Aufbereitung von Kohlendi-
oxid; die katalytische Umsetzung
von Wasserstoff und Kohlendio-
xid zu SynMethan und WASSER;
die Einspeisung ins Erdgasnetz.

Die katalytische Umsetzung zu
SynMethan benötigt jedoch mög-
lichst konstante Rahmenbedin-
gungen, die Eingangsstoffe für
diese Reaktion müssen eine hohe
Reinheit besitzen und es gibt im-
mer Nebenreaktionen. Aus anla-
gentechnischer Sicht kann es
vernünftig sein, einen Teil des
Stroms großer Off-/Onshore-
Windparks für größere Methani-

sierungsanlagen zu nutzen und so
langfristig fossiles Erdgas durch
SynMethan zu ersetzen.

Nach überschlägigen Abschät-
zungen der denvo liegen die Geste-
hungskosten für SynMethan der-
zeit um ca. den Faktor 10 über dem
heutigen Erdgaspreis. Um Über-
schussstrom im Sinne eines „Peak-
shaving“ zu nutzen, ist jedoch eine
dynamische Fahrweise von Reak-
toren erforderlich, die bei der Me-
thanisierung verfahrenstech-
nisch nicht leicht zu realisieren ist.

Zur Verwertung des zeitlich
nicht konstant anfallenden „Über-
schussstroms“ aus Photovoltaik-
und Windenergieanlagen wurde
das BioStadtgas©-Konzept ent-
wickelt. Es basiert darauf, dass an
vielen Standorten geringe Mengen
Wasserstoff aus Überschussstrom
erzeugt werden. Der so vor Ort er-
zeugte Wasserstoff (auch Wind-
H2 genannt) kann mit Erdgas und
gereinigtem Biogas gemischt wer-

den und direkt ohne weitere auf-
wendige Umwandlung in geeig-
nete lokale Gasnetze eingespeist
werden.

Die Zusammensetzung dieses
Brenngasgemisches im lokalen
Gasnetz wird so gesteuert, dass
das Gasgemisch immer einen kon-
stanten Energieinhalt hat und alle
Geräte und Maschinen einwand-
frei funktionieren. Somit wird
auch eine hohe Versorgungssi-
cherheit gewährleistet; auch wenn
der Wind nicht weht und die Son-
ne nicht scheint.

Darüber hinaus wird die regio-
nale Wertschöpfung zusätzlich ge-
stärkt und ausgebaut. So kann der
erzeugte Wind-H2 aus der Elek-
trolyse direkt für Produktionspro-
zesse genutzt werden; kommuna-
le Reststoffe bzw. betriebseigene
Abfälle können in einer Kleinbio-
gasanlage vor Ort vergoren und
das Biogas ebenfalls eingespeist
werden.

Das BioStadtgas©-Konzept ist
also ein Konzept, dass besonders
für die Kommunen und kommuna-
len Energieversorger von gro-
ßemNutzen ist.Darüberhinausha-
ben auch regionale Energieversor-
ger Vorteile, da durch Peakshaving
und anderweitige Nutzung des
Stromes die Stromnetze entlastet
werden.

Die Zukunft der Energieversor-
gung wird langfristig vor allem auf
regionalenFüßenstehenunddie re-
gionalspezifischen Stoff-undEner-
gieressourcen nutzen.Auch langfri-
stig spieltErdgaseine sehrwichtige
Rolle und bestimmt den Preis der
Energieversorgung entscheidend
mit.EineBrücke ineine integrierte,
regenerativere Energieversorgung
ist das BioStadtgas©-Konzept, das
nun gemeinsam mit innovativen
Kommunen,Energieversorgernso-
wie Entwicklungs- und For-
schungspartnern weiter entwickelt
und erprobt werden soll. �

Dr. Holger Klos (Mitte) stand beratend am denvo-Stand zur
Verfügung. �
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Genießen Sie mit uns
die schöne Aussicht –

auf gemeinsame
Zukunftsperspektiven.

Energie Südbayern
Regionaler Partner der Kommunen

Energie Südbayern GmbH

Seit 50 Jahren Energieversorger der Region. Unsere Leistungen:
Entwicklung zukunftsweisender Energielösungen
Intelligente Energiekonzepte für Städte und Gemeinden
Sichere und strukturierte Energiebeschaffung und -lieferung
Individuelle Beteiligungsmodelle

Erfahren Sie mehr unter www.esb.de

Dirk Ohle / LichtBlick ZuhauseKraftwerk GmbH:

Eine intelligente Lösung:
Das Zuhausekraftwerk

„Energie ist unserElement. Seit 1998 kämpft LichtBlick dafür, dass
in Deutschland die Energiewende Wirklichkeit wird. Mit Erfolg.
Das Vertrauen von über 600.000 Privat- und Geschäftskunden hat
uns zum Marktführer bei Ökostrom und Ökogas gemacht“, hob
Dirk Ohle hervor.

Eines der stärksten Projekte von
LichtBlick ist die Erzeugung von
SchwarmStrom durch viele intelli-
gent vernetzte ZuhauseKraftwer-
ke. Diese werden von Volkswagen
im Werk Salzgitter produziert und
entsprechen den hohen Qualitäts-
standards desAutokonzerns.

Herzstück des ZuhauseKraft-
werks ist ein moderner Gas-Ver-
brennungsmotor. Nach dem Prin-
zip der Kraft-Wärme-Kopplung
wandelt er in dem Mini-BHKW
Gas in Strom um. Die dabei an-
fallende Wärme nutzt das Zuhau-
seKraftwerk zum Heizen. Die
Wärme verbleibt in Pufferspei-
chern und ist unabhängig von der
Stromerzeugung jederzeit abruf-
bar. Der Wirkungsgrad des Zu-
hauseKraftwerks liegt bei über
94 %. Das sorgt für eine effizien-
te und sparsame Energieversor-
gung – und für eine klimafreund-
liche CO2-Bilanz.

Jedes ZuhauseKraftwerk wird
mit der intelligenten Kommunika-
tionseinheit „SchwarmStrom-Rea-
dy“ ausgeliefert. So kann Licht-
Blick viele tausend ZuhauseKraft-
werke zu einem Großkraftwerk
vernetzen. Dafür wird eine Soft-
ware genutzt, die Licht Blick
selbst entwickelt hat und die im
Markt ihresgleichen sucht: der
SchwarmDirigent. Er ist das Be-
triebssystem der Energiewende,
steuert er doch dieAnlagen präzi-
se orientiert am Bedarf des Kun-

den und dem des Strommarktes.
Übrigens bietet die intelligente

Kommunikationseinheit des Zu-
hauseKraftwerks weitere attrakti-
ve Vorteile: So erlaubt sie z. B.
Monitoring und Fernüberwachung
derAnlage über ein Webportal.

Wie der klimafreundliche Strom
genutzt wird, entscheidet der Kun-
de. LichtBlick bietet zwei Varian-
ten an: den Strom als Schwarm-
Strom ins öffentliche Netz einspei-
sen oder selbst verbrauchen. „Ihr
Vorteil: Sie profitieren in jedem
Fall von der Stromproduktion in
Ihrem Heizungskeller“, so Ohle.
Seine Technik, Leistungsstärke
und Effizienz machen das Zuhau-
seKraftwerk besonders attraktiv
für Neubauten und Sanierungen
von Mehrfamilienhäusern, kleinen
Gewerbebetrieben, Wohnungs-
baugenossenschaften, Kirchen,
Schulen, Kitas, Hotels und öffent-
lichen Gebäuden.

Für den Einbau müssen laut Oh-
le folgende Voraussetzungen er-
füllt sein: „Sie sind bzw. Ihr Kunde
ist Eigentümer des Objekts, in
dem das ZuhauseKraftwerk instal-
liert werden soll. Der Wärmever-
brauch liegt bei mindestens 70.000
kWh Gas bzw. 7.000 Liter Öl im
Jahr. Das Objekt verfügt über ei-
nen Gasanschluss oder ein solcher
kann installiert werden. Das Ob-
jekt bietet eine mindestens 10 Me-
ter großeAufstellfläche (eineAuf-
teilung über mehrere Räume ist

möglich). Die Deckenhöhe des
Aufstellraumes beträgt mindestens
1,95 Meter und derWeg dorthin ist
mindestens 0,8 Meter breit.“

Die Vorteile auf einen Blick:
z effizient: umweltschonende
und kostensparende Energiever-
sorgung
z wirtschaftlich: schnelleAmorti-
sationszeiten und attraktive Strom-
vergütung
z leistungsstark: hoher Wirkungs-
grad bei geringem Brennstoffver-
brauch
z zuverlässig: bewährte Moto-
rentechnologie von VW, serienge-
fertigt in Salzgitter
z flexibel: individuelle Leistungs-
pakete für jeden Bedarf
z intelligent: wahlweise Schwarm
Strom-Einspeisung oder optionale
Stromeigennutzung
z förderungsfähig: dank niedri-
gem Primärenergiefaktor und ho-
her Stromkennzahl
z umweltfreundlich: bis zu 60 %
CO2-Ersparnis.

LichtBlick-ZuhauseKraftwerke
und das SchwarmStrom-Modell
wurden 2011 mit dem „Innova-
tionspreis Klima und Umwelt“
ausgezeichnet. Der Preis wird
vom Bundesumweltministerium,
dem Bundesverband der Deut-
schen Industrie und Fraunhofer
ISI vergeben. Prämiert werden in-
novative Projekte, die die Vorrei-
terrolle Deutschlands beim Um-
welt- und Klimaschutz unterstrei-
chen. Das ZuhauseKraftwerk von
LichtBlick setzte sich in der Kate-
gorie „Produkt- und Dienstlei-
stungsinnovation für den Klima-
schutz“ durch. DK

Kommunen gründen
Ammer-Loisach Energie

Kommunen an der neuen Gesellschaft verbleiben
auch die Gewinne bei diesen und können zum
Wohle der Region und ihrer Bürger eingesetzt und
lokal investiert werden. „Wir wollen die Stärken
der Region durch das gemeinsame, wegweisende
Engagement von neun örtlichen Kommunen bün-
deln, durch Investitionen weiter ausbauen und da-
bei die Umwelt nachhaltig erhalten“, erläutert Ar-
no Nunn, Bürgermeister von Oberammergau und
zugleich Geschäftsführer der neu gegründeten Ge-
sellschaft.

„Im Hinblick auf zukünftige Erzeugungs- und
Infrastrukturprojekte ermöglicht uns dieser Zu-
sammenschluss eine heutzutage so dringend
benötigte strukturierte und zugleich aus den Be-
dürfnissen der Region heraus entwickelte Her-
angehensweise.“

Durch attraktiveAngebote und Tarife profitieren
natürlich auch die Kunden selbst vom umwelt-
freundlichen Ammer-Loisach-Ökostrom. Mit ga-
rantierten Fixpreisen und marktnahen Vario-Tari-
fen ist für jeden Bedarf ein passendes Tarifmodell
dabei.

Günstige Konditionen fürVerbraucher

„Durch regionale Präsenz und persönliche An-
sprechpartner vor Ort, gepaart mit der Bündelung
von Synergien beim Stromeinkauf, möchten wir
Vorteile und günstige Konditionen für die Verbrau-
cher schaffen und uns so vom Wettbewerb abset-
zen“, erklärt Jürgen Hitz, Geschäftsführer der Am-
mer-LoisachEnergieundzugleichHauptabteilungs-
leiter Handel und Vertrieb bei Energie Südbayern.
„Auf diese Weise entsprechen wir außerdem den
Wünschen der örtlichen Bürger nach einer regiona-
len Energieversorgung, die sich durch Kompetenz,
Stabilität und Transparenz auszeichnet.“
Im Internet findet man die Ammer-Loisach
Energie und aktuelle Informationen zu Tarifen
und Angeboten sowie viele Online-Services ab
sofort unter: www.ammer-loisach-energie.de �

Neun örtliche Kommunen und die Energie
Südbayern GmbH schließen sich in einer kom-
munalen Partnerschaft zusammen, um eine
effiziente und günstige Versorgung mit Öko-
strom zu gewährleisten.Alle zehn Partner sind
zu gleichen Anteilen an der neuen Gesellschaft
beteiligt.

Ab Sommer 2013 beliefert die Ammer-Loi-
sach Energie GmbH Kunden in der Region mit
umweltfreundlichem Ökostrom aus Wasser-
kraft, berät Verbraucher direkt vor Ort und
stärkt als kommunaler Zusammenschluss die
Wirtschaftskraft der Region.

Zeitgemäße Versorgung mit Ökostrom

Ziel ist es, den Bürgern vor Ort eine effiziente
und zeitgemäße Versorgung mit Ökostrom aus re-
gionaler Hand zu gewährleisten – ganz im Sinne
eines eigenständigen, kommunalen Angebots von
umweltfreundlicher Energie. „Weil wir unsere Hei-
mat lieben“ lautet daher nicht umsonst das Motto
der neuen Gesellschaft. Kunden der Region
werden bereits ab Sommer 2013 mit günstigem
und umweltfreundlichem Ökostrom aus Was-
serkraft beliefert. Auf regionalen Veranstaltun-
gen werden Mitarbeiter der Ammer-Loisach
Energie demnächst auch mit Infoständen prä-
sent sein – interessierte Bürgerinnen und Bür-
ger können sich hier direkt im persönlichen Ge-
spräch informieren.

Die Ammer-Loisach Energie GmbH mit Sitz in
Oberammergau ist ein Zusammenschluss der Ge-
meinden Bad Bayersoien, Bad Kohlgrub, Eschenlo-
he, Ettal, Grainau, Oberammergau, Oberau, Saul-
grub und Unterammergau sowie der Energie Süd-
bayern GmbH. Im Fokus des partnerschaftlichen
Projekts steht neben derWirtschaftlichkeit vor allem
die Bewahrung regionaler Interessen. Das bewährte
Prinzip des regionalen Wirtschaftskreislaufs ist hier-
bei Hintergrund und Zielsetzung gleichermaßen.

Durch eine wirtschaftliche Beteiligung der

Christian Stettner / Südwärme AG:

Kommunen und Contracting
Wenn Kommunen sich heute bei Modernisierungsmaßnahmen
oder Neubauten mit dem Thema Energie- und Wärmeversor-
gung beschäftigen, spielt eine Vielzahl von Aspekten eine Rolle,
die eine Entscheidung nachhaltig beeinflussen. Viele Kommu-
nen sehen sich dadurch gezwungen, eigenes Geld für aufwän-
digeAnlagentechnik auszugeben. Das muss nicht sein. Mit Süd-
wärme Energie-Contracting geht es einfacher und vor allem
für alle Beteiligten wesentlich effizienter“, machte Christian
Stettner deutlich.

Laut Stettner plant, baut, finan-
ziert und betreibt der Contractor
speziell auf das Objekt zugeschnit-
tene Energieerzeugungsanlagen
und versorgt zu einem festgelegten
Preis auf der Grundlage von Ver-
sorgungsverträgen Immobilien al-
ler Art mit Energie in Form von
Wärme, Kälte und Strom.

Vorteile für Kommunen

Vor dem Hintergrund, dass die
Wärmeversorgung der kommuna-
len Liegenschaften mit hohen Ko-
sten verbunden ist, stellt Contrac-
ting eine gute Lösungsmöglichkeit
dar, sagte Stettner. Vorteile für die
Kommunen sind die Reduzierung
des Investitionsstaus, die Einbin-
dung externen Kapitals und exter-
nen Know-hows sowie Planungs-
sicherheit, d. h. Kostensicherheit
und -transparenz durch die kom-
plette Übernahme der wirtschaftli-
chen Verantwortung. Zudem ist
keine Rücklagenbildung für In-
standhaltung, Reparatur und Er-
neuerung nötig. Durch die Bünde-
lung der Einkaufsmengen kann
der Bezug von Brennstoff finanzi-
ell günstig gestaltet werden.

Ausschreibung

Verfahrensschritte einer Aus-
schreibung sind dieVorbereitungs-
phase, die Bekanntmachungspha-
se sowie die Angebots- und An-
nahmephase. Zunächst wird eine
qualifizierte Leistungsbeschrei-
bung erarbeitet. Versorgungsauf-
gabe und Schnittstellen werden
ebenso exakt definiert wie Eig-
nungs- und Wertungskriterien für
die eingehendenAngebote.

Abgabe vonAngeboten

Mit der Bekanntmachungspha-
se ist die Veröffentlichung mit
Aufforderung zurAbgabe vonAn-
geboten verbunden. Eine Besich-
tigungsmöglichkeit muss diskri-
minierungsfrei gewährleistet wer-
den. Die Frist zwischen der Veröf-
fentlichung und der Angebotsab-
gabe beträgt 52 Tage. In Phase
3 schließlich werden die einge-
gangenen Angebote auf Vollstän-
digkeit, Richtigkeit und Plausibi-
lität geprüft. Die nicht berücksich-
tigten Anbieter werden 15 Tage
vor Zuschlag informiert.

Schlüssel zum Erfolg

Nach Ablauf der Frist kann der
Vertrag geschlossen werden. Als
Schlüssel zum Erfolg bezeichnete
Stettner einen ausreichenden Zeit-
horizont, die VOL-Ausschreibung
mit klaren Leistungs- und Liefer-
grenzen, eindeutigen Preisindizes
sowie klar definierte Wertungskri-
terien, ein Ingenieurbüro mit Er-
fahrung in VOL-Ausschreibung,
Wertung und Vergabeverfahren
(eventuell rechtlicher Beistand)
sowie die Unterstützung durch
Ausschreibungsleitfäden.

Dank Südwärme Contracting
glänzt beispielsweise das Ende
2012 eröffnete Freizeitbad „Bade-
paradies Sinsheim“ nicht nur
durch exzellente Energie-Versor-
gungssicherheit, sondern produ-
ziert über 90 Prozent des benötig-
ten Stroms über ein Blockheiz-
kraftwerk selbst, erläuterte Stett-
ner. Die hierbei anfallende Wärme
wird zu 100 Prozent im Erlebnis-
bad genutzt. Diese wiederum

deckt alleine schon rund 60 Pro-
zent des gesamten Wärmebedarfs
ab. Da für die Versorgung drei
Wärmeerzeugungsanlagen einge-
setzt werden, besteht absolute Ver-
sorgungssicherheit.

Beispiel Freizeitbad

Die gesamteAnlage besteht aus
einem BHKW mit 650 kW elek-
trisch und 900 kW thermisch, ei-
nem Gas-Niedertemperaturkessel
mit 2.000 kW und einem Öl-Nie-
dertemperaturkessel mit ebenfalls
2.000 kW für Spitzenlast und Re-
dundanz. Gegenüber konventio-
neller Wärme- und Stromerzeu-
gung spart die Badewelt Sinsheim
mit Südwärme Contracting insge-
samt 2.890 Tonnen pro Jahr an
CO2-Emissionen ein. Das ent-
spricht einer Fahrleistung mit dem
Auto bei einem CO2-Ausstoß von
160 g/km (derzeitiger Flottenver-
brauch in Deutschland) von ca.
21.050.000 km/a. Bei geschätzten
750.000 Badegästen im Jahr kann
damit jeder Badegast rund 24 km
CO2-neutral anreisen.

Realisierte Projekte
mit positiver Ökobilanz

An über 250 Standorten ver-
sorgt die Südwärme AG über
1.000 Gebäude mit Wärme, Kälte
und/oder Strom. Die Wärmelei-
stung ihrer Energieerzeugungsan-
lagen liegt im Bereich zwischen
40 kW und 25 MW. Zu den reali-
sierten Projekten zählen unter an-
derem die Nahwärmeversorgung
Gundelfingen, die Nahwärmever-
sorgung Hilpoltstein, das Nahwär-
me SchulzentrumWeinstadt sowie
die Biomasseheizwerke Stein-
gaden und Ingelheim.

Drei Objekte (Krankenhaus, Se-
niorenzentrum, Schule) werden in
Igelheim über eine gemeinsame
Heizzentrale dank enorm hoher
Preisstabilität kostengünstig mit
Wärme versorgt. Die Ökobilanz
ist positiv. DK
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Firma Michael Egger GmbH u. Co. KG

Anschrift der Firma Lauterbachstraße 31
84307 Eggenfelden

Branche Einzelhandel (ohne Handel mit KFZ)

Erfassungsdatum 28.05.2009

Abwärmesenke

Firma Bäckerei Bachmeier GmbH & Co. KG

Anschrift der Firma Lauterbachstraße 40
84307 Eggenfelden

Branche Herstellung von Nahrungs- und Futtermitteln

Erfassungsdatum 16.02.2009

Wirkradius (m) 2.000

Wärmeträger Abgas

Temperaturbereich (von - bis in °C) 250

Abwärmemenge (MWh / Jahr) 3.973

Abwärmeleistung (von - bis in kW) 1.186

Betriebsdauer (von - bis in Stunden) 3.350

Details zur Betriebsdauer
Wärmeträger 1 bis 3: Ganzjährig
1. Jan. - 31. Dez.
Mo. - So.

Abwärmequelle

Generalplaner
Architektur
und Konstruktion
Moderne
Gebäudetechnik
Tiefbau
Baumanagement
Umwelt- und Ver-
fahrenstechnologien
PLUSPunkte
Denkmodelle

COPLAN AG
Hofmark 35, 84307 Eggenfelden
Tel.: +49 (08721) 705-0
E-Mail: info@coplan-online.de, www.coplan-ag.de
Berlin • Deggendorf • Dingolfing • Mühldorf • München
Nürnberg • Passau • Regensburg • Weiden

Wir entwickeln Lebensräume

ENERGIE
Potentiale

Coplan AG:

Lokale Initiative –
regionale Weitsicht

Optimale Energienutzung ist keine Frage des Standpunkts, son-
dern intelligenter Konzepte und praktikabler Lösungen. Mit dem
Leitfaden zum Energienutzungsplan (ENP) hat das Land Bayern
hier beste Voraussetzungen geschaffen, um regionalen Initiativen
die Tür zu öffnen.

Die Sicherung unserer Energie-
versorgung für die Zukunft gehört,
wirtschaftlich wie politisch, zu den
„Megatrends“ unserer Zeit. In
Deutschland ist sie – was man spä-
testens seit Fukushima weiß –
Kanzlersache. Zu einem Mega-
trend gehören entsprechende Me-
gaprojekte. Desertec ist hier das
klassische Beispiel. Denn: So glo-
bal, wie wir uns die drohende En-
ergiekrise herbeifürchten, so glo-
bal sehen wir das Arsenal der
Maßnahmen, das wir dagegen ins
Feld führen wollen.

Was aber, wenn „mega-“ nicht
zwangsläufig mit „mega-“ beizu-
kommen ist, zumindest nicht beim
Thema Energie? Was, wenn eine
Vielzahl regional oder lokal for-
cierter Energie-Projekte jene
zukünftige Rolle einnehmen wer-
den, für deren Umfang wir ein
Konsortium weltumspannender
Konzerne vorgesehen haben?

Energienutzungspläne

Dass lokale Initiative und re-
gionale Weitsicht in der Summe
weit reichen können, zeigt das
Beispiel der Coplan AG. Gerade
bei der Umsetzung von Energie-
nutzungsplänen (ENPs) zeigt das
Ingenieurunternehmen aus dem
niederbayerischen Eggenfelden
beinahe exemplarisch, in welchen
Spektralfarben das Thema bereits
auf Länder- und Kommunalebe-
ne abgebildet ist. Aktuell erstellt
Coplan den ENP für den Land-
kreis Straubing-Bogen mit insge-
samt 37 Gemeinden.

Coplan-Vorstand Dr. Martin
Steger zumindest ist fest davon
überzeugt, dass die im Bereich der
alternativen Energieversorgung
gesammelten Erfahrungen in den
kommenden Jahren auf weiteren
fruchtbaren Boden fallen werden.
Steger: „Die Möglichkeiten, wel-
che „Energienutzungspläne“ bie-
ten, sind unserer Meinung nach
längst nicht ausgeschöpft. Fast je-
der denkt bei dem Thema daran,
wie konventionelle Energie einge-
spart oder durch alternative Ener-
gieträger ersetzt werden kann.
Kaum jemand macht sich dagegen
Gedanken darüber, wie der bereits
vorhandene Energieausstoß besser
genutzt werden kann.“

Bestes Beispiel, wie Ressour-
censchonung mit gesteigerter En-
ergieeffizienz verknüpft wird, ist
die „Wärmelandkarte“, die Coplan
im Rahmen eines Forschungspro-
jektes für die Landkreise Rottal-
Inn und Coburg des bayerischen
Staatsministeriums für Umwelt
und Gesundheit entwickelte. Vor-
aussetzung für die komplexe Kar-
tographie war die Verortung der
Quellen und Senken durch den
Einsatz eines Geoinformationssy-
stems, mit dessen Hilfe,Abwärme-
quellen und potentielle Abnehmer
für dieAbwärme systematisch und
flächendeckend lokalisiert und be-
werten werden konnten.

Die Wärmelandkarte verzeich-
net dabei beispielsweise Unter-
nehmen, deren Produktionsbedin-
gungen einen starken Wärmeüber-
schuss mit sich bringen und stellt
diese, zunächst einmal geogra-
fisch, möglichen Bedarfsquellen
(z. B. Privathaushalten) gegenü-
ber. Die Erkenntnisse, die sich da-
bei herauslesen lassen, bilden die
Voraussetzungen, um Maßnah-
men zu entwickeln, die helfen,
dass Überschüsse nicht einfach in
die Luft geblasen werden, sondern
ganz im Sinne einer effizienteren
Ökobilanz einer Region genutzt
werden können. Im Grund ge-
nommen wird dabei keine Energie
gespart, sondern die vorhandene
Energie wird besser ausgenutzt;
mittelbar werden dabei, natürlich,
auch hier Ressourcen geschont.
Beispiele für Maßnahmen, mit de-
nen das Gefälle von Wärmequel-
len und -senken ausgenutzt wer-
den, sind der Aufbau eines Nah-
oder Fernwärmenetzes, die Nut-
zung mobiler Wärmetransportmit-
tel oder auch, sofern die Tempera-
turen hoch genug sind, dieVerstro-
mung der Wärme.

Erkenntnisse, wie sie z. B. aus
der Nutzung einer Wärmelandkar-
te resultieren, können beispiels-
weise auch in die Umsetzung
eines „Wärmeversorgungskon-
zepts“ fließen, mit der Coplan im
Frühjahr 2012 vom Staatlichen
Bauamt in Rosenheim beauftragt
wurde. Umfassend mit Wärme
versorgt werden sollten hier die
Liegenschaften der Bayerischen
Landesanstalt für Landwirtschaft
(LfL) in Grub bei Poing.

Konzeptarbeit

Ermittelt wurde zunächst der
Wärmeverbrauch sowie die Nutz-
barkeit und Effizienz möglicher
Brenn- bzw. Inputstoffe zur Wär-
meerzeugung und Biogasproduk-
tion. Dazu wurde der Einsatz wei-
tergehender Maßnahmen geprüft,
so unter anderem die Erarbeitung
von Nahwärmeversorgungskon-
zepten, die Chance, Fördermög-
lichkeiten in die Finanzierung ein-
zubeziehen sowie, ganz allgemein,
der Einsatz regenerativer Energi-
en.

Ergebnis der Zusammenarbeit
war schließlich die Einreichung
von insgesamt acht Vorschlägen,
welche dieAufgabe der Wärmeer-
zeugung in den Liegenschaften
auf konzeptionell unterschiedliche
Weise lösen. Darüber hinaus
konnte im Rahmen der Konzept-
arbeit ein geeigneter Standort für
die Anlagen ermittelt werden.
Die Entscheidung, welche Opti-
on in Zukunft tatsächlich umge-
setzt wird, liegt derzeit beim
Auftraggeber. Ebenso prüft das
Bauamt in Rosenheim, von wo
aus die finanziellen Mittel zur
Umsetzung des Projekts bereit-
gestellt werden können.

Ein weiteres, nicht weniger or-

thodoxes Beispiel für intelligente
Energienutzung bot der Bau zwei-
er Photovoltaikanlagen im Land-
kreisTirschenreuth.Auchhierwur-
de die CoplanAG mit der Planung
betraut; auchhierkonnten, aufganz
verschiedene Weise, zwei Fliegen
mit einer Klappe geschlagen wer-
den. Das Projekt:Auf einer Grund-
fläche von über 2,5 Hektar sollten
hier auf dem Gebiet der Reststoff-
Deponie „Steinmühle“ Solaranla-
genmit einerLeistungvonrund1,3
MillionenKilowattstunden jährlich
installiert werden.

Projekt „Steinmühle“

Besonderheit des Projekts
„Steinmühle“: Üblicherweise ist
es schwierig und ökologisch um-
stritten (und darüber hinaus teuer),
umfangreiche Freiflächen für das
Aufstellen von Solaranlagen zu
finden. Die Deponie bot für eine
kostengünstige Zweitnutzung die-
ser Art eine geradezu ideale Lö-

sung; Deponierflächen sind nun
mal, öffentlich, gewerblich wie
privat, alles andere als begehrt.
Coplan übernahm hier eine ganze
Reihe vonAufgaben.

Neben der Betrachtung ökolo-
gischer und ökonomischer Fakto-
ren, die im Bebauungsplan und
Bauantrag berücksichtigt wurden
und der Klärung der Einspeise-
vergütung nach der EEG in Ver-
bindung mit einer Wirtschaftlich-
keitsanalyse, war vor allem die
konkrete Umsetzung eine echte
Herausforderung. So unterliegt
der Deponiekörper Senkungen
unterschiedlichen Ausmaßes; zu-
dem war die vorhandene Abdich-
tung der Deponie für die Funda-
mentierung zu berücksichtigen.
Um eine maximale Effizienz der
Anlage (Verschattungsfreiheit!)
zu gewährleisten, bedurfte es ei-
ner optimalen Ausrichtung der
Anlage. Um diese Effizienz mit
einem störungsfreien Betrieb zu
verbinden, wurde diese in mehre-
re „Teilanlagen“ gegliedert.

Seit dem 1. Oktober 2012 nun
liefern 5600 Module von der
Reststoff-Deponie Strom für
rund 400 Haushalte. Die finan-
ziellen Grundlagen für die Stein-
mühle steuerte – auch hier ist
Name gleich Programm – das
Förderprogramm „Alte Lasten -
Neue Energien“ dazu. �

Als Teil der Green City-Gruppe wurde Green City Energy vor
kurzem der Nachhaltigkeitspreis der Biobrauerei Neumarkter
Lammsbräu verliehen. �

Nina Hehn, Peter Keller / KlimaKom, Green City Energy:

Klimaschutzkonzept -
und nun?

KlimaKom und Green City Energy sind eine erfahrene Ko-
operation aus einem alternativen Energiedienstleister und ei-
nem etablierten Kommunalberatungsbüro, wie Nina Hehn
und Peter Keller darlegten. Beide bündeln das gesamte Ange-
botsspektrum für Beratungs- und Managementdienstleistun-
gen im Bereich Energie und Klimaschutz.

Das GCE-Team projektiert Er-
neuerbare Energieanlagen in den
Bereichen Wind, Photovoltaik,
Biogas und Wasserkraft von der
Idee über die Realisierung bis hin
zur Anlagenüberwachung. Durch
Bürgerbeteiligungsmodelle erhal-
ten privateAnleger die Chance, di-
rekt von der Energiewende zu pro-
fitieren. Die ökologischen sach-
wertorientierten Geldanlagen der
GCE erzielen für bislang rund
3000 Anleger dauerhaft stabile
und attraktive Renditen.

Neben der Projektentwicklung
und ökologischen Geldanlagen
bildet die Kommunale Energiebe-
ratung seit 2008 die dritte Säule in
der Angebotspalette. Diese bietet
Landkreisen und Kommunen
fachliche und handlungsorientierte
Unterstützung auf dem Weg zur
lokalen Energieunabhängigkeit.

Auch kleinere Gemeinden kön-
nen zu Vorreitern einer zukunfts-
fähigen Energienutzung werden.
Der sog. Energetische Dreisprung
Energieeinsparung, Steigerung
der Energie-Effizienz und Ein-
satz erneuerbarer Energien soll
der Energiewende im Ländlichen
Raum Bayerns zum Erfolg ver-
helfen.

Instrumente

Es sind imWesentlichen die drei
Instrumente Energiekonzept, En-
ergienutzungsplan und Klima-
schutzkonzept, die die Kommu-
nen verwenden können, ihre ehr-
geizigen Energiespar- und Klima-
schutzziele zu verfolgen. Ein En-
ergiekonzept, gefördert durch das
Bayerische Staatsministerium für
Ernährung, Landwirtschaft und
Forsten (Zuschuss: für die ersten
100 Kommunen 75 %, in der Inte-
grierten Ländlichen Entwicklung
75 %) und der Energienutzungs-
plan sind informelle Planungsin-
strumente für Kommunen in Bay-
ern zum Thema Energie.

Vergleichbar dem Grundgedan-
ken des Flächennutzungsplans
(FNP) in der räumlichen Planung
zeigt der Energienutzungsplan
ganzheitliche energetische Kon-

zepte und Planungsziele auf. Die
Analyse des Ist-Zustands von Ver-
sorgung und Bedarf ist die Basis
für eine Potentialanalyse mit ei-
nem groben Ausblick auf zu er-
wartende Entwicklungen.

Der Energienutzungsplan, mit
70 % gefördert durch das Bayeri-
sche Staatsministerium für Wirt-
schaft, Infrastruktur, Verkehr und
Technologie, ist ein informelles
(technisches) Planungsinstrument
auf Grundlage der „Verortung“
von Daten. Er schafft ein übergrei-
fendes Gesamtkonzept für die
energetische Entwicklung einer
Gemeinde und fördert die effizien-
te Nutzung möglicher Energiepo-
tenziale. Er stellt wertvolle Grund-
lagen für Entscheidungen über en-
ergieeinsparende Sanierungsmaß-
nahmen oder alternative Energie-
versorgungskonzepte bereit. Der
Schwerpunkt liegt bei erneuerba-
ren Energien, Wärme und Versor-
gungskonzepten. Die Einbindung
und Beteiligung aller Bürgerinnen
und Bürger sowie gesellschaftli-
cher Gruppen ist Querschnittsauf-
gabe über den gesamten Zeitraum
der Konzepterstellung.

Klimaschutzkonzepte wieder-
um umfassen neben einer Energie-
bilanz stets auch eine CO2-Kom-
ponente in den Berechnungen.
Aus der Ist-Analyse wird eine Po-
tentialanalyse mit Leitbild und
Umsetzungsstrategie erstellt. So-
wohl die Konzepterstellung wie
auch die Umsetzung werden ge-
fördert. Der räumliche Bezug ist
dabei sowohl für die Bestands-
und Potenzialanalyse als auch
für die Konzeptentwicklung von
großer Bedeutung. Nur wenn
man weiß, wie Energiebedarf,
Energieinfrastruktur und Energie-
potenziale sowie mögliche Ein-
sparungen räumlich verknüpft
sind, können optimale Lösungen
für die nachhaltige Energiever-
sorgung einer Gemeinde gefun-
den werden.

Zusammen mit den Akteuren
vor Ort wird ein konkreter Kli-
maschutzfahrplan zur Umstel-
lung auf Erneuerbare Energien
und CO2-Minderung mit folgen-
den Inhalten erarbeitet:
z Erstellen eines Energieatlas
(Wärme, Strom) für die Kommune
z Ermittlung der Potentiale für
den Umstieg auf Erneuerbare En-
ergien
z Darstellung der lokalen Wert
schöpfungspotentiale und Hilfe
bei der Erschließung
z Der gemeinsame Maßnahmen-
katalog hilft dabei, erforderliche In-
vestitionen und die CO2-Minde-
rung gezielt anzugehen.

Integrierte Klimaschutzkonzep-
te werden mit 65 % durch das
Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit
gefördert. DK

Angeregtes Gespräch am Coplan-Stand. �

Stefan Paulus / juwi Energieprojekte GmbH:

Energie für Kommunen und
Stromdirektvermarktung

juwi ist der kompetente Partner für eine nachhaltige Energieversor-
gung mit regionalen Schwerpunkten. Gegründet wurde juwi 1996
von Fred Jung und Matthias Willenbacher in Rheinland-Pfalz. Heu-
tebeschäftigtdasweltweit tätigeUnternehmenmehrals1.750Mitar-
beiter weltweit und erzielte nach Darstellung von Stefan Paulus im
Jahr 2012 einen Jahresumsatz von ca. 1,1 Milliarden Euro.

Zu den Geschäftsfeldern der ju-
wi-Gruppe zählen vor allem Pro-
jekte mit Solar-, Wind- und Bioen-
ergie, aber auch Lösungen für die
Direkt- und Eigenversorgung mit
Strom und Wärme aus erneuerba-
ren Energien. juwi entwickelt zu-
dem Komponenten, um Strom aus
erneuerbaren Energien günstiger
zu machen. Speichertechnologien
(z. B. juwi Home Power, der Bat-
teriespeicher für Solaranlagen),
nachhaltige Gebäudetechnik und
Holzbrennstoffe runden das Port-
folio ab.

Der Jahresenergieertrag beträgt
ca. 3,5 Mrd. Kilowattstunden; dies
entspricht dem Jahresstrombedarf
von ca. 1.000.000 Haushalten.

Zahlreiche Referenzen

Bislang hat juwi im Windbe-
reich ca. 640 Windenergie-Anla-
gen mit einer Leistung von über
1.250 Megawatt an über 100
Standorten realisiert; im Solarseg-
ment sind es mehr als 1.500 PV-
Anlagen mit einer installierten
Leistung von 1.264 MWp und ei-
nem Jahresenergieertrag von ca.
1.264 Mio. kWh. Im Bioenergie-
Bereich kann juwi zahlreiche Re-
ferenzen für Holzpellets-Produkti-
onsanlagen, Biogasanlagen und
Nahwärmenetze mit Contracting-
Lösungen aufweisen. Für die Rea-
lisierung von Energieprojekten mit
einer Gesamtleistung von ca. 2500
Megawatt hat juwi in den vergan-
genen 17 Jahren insgesamt ein In-

vestitionsvolumen von ca. 4,5
Milliarden Euro initiiert.

juwi baut Windparks in der Re-
gion, liefert Strom an Privathaus-
halte und agiert gleichzeitig als
Projektierer und Energieversorger.
Kein anderer Projektierer in
Deutschland liefert seinen selbst-
erzeugten grünen Strom an private
Haushalte.

Der Energieversorger arbeitet
bundesweit mit Genossenschaften
zusammen, die beispielsweise
Bürger-Windparks bauen und be-
treiben. Fakt ist: Windenergie för-
dert die wirtschaftliche Wert-
schöpfung der Region. Einnah-
men aus Pacht und Gewerbesteuer
stärken die Finanzkraft der Kom-
mune.

Beispielhafte Bürgerstrompro-
jekte sind die Windparks Ellern,
Wörrstadt und Alzey-Heimers-
heim. Die juwi-Liefergebiete lie-
gen in Baden-Württemberg, Bay-
ern, Rheinland-Pfalz, Saarland,
Hessen sowie im südlichen Nord-
rhein-Westfalen.

Die Vorteile des juwi Bürger-
stroms liegen Paulus zufolge auf
der Hand:
1. Das Produkt „Strom“ ist kon-
kret erlebbar
2. Strom aus der Heimat – für die
Heimat
3. Günstiger Angebotspreis und
Preisstabilität
4. Stärkung der regionalen Wirt-
schaft – Geld fließt nicht in Groß-
konzerne oder ausländische Unter-
nehmen

5. Unabhängigkeit von Energie-
konzernen
6. Aktive Mitgestaltung der Ener-
giewende durch den Strombezug
7. Hoher Windstromanteil
8. Stromerzeugung und -lieferung
aus einer Hand
9. juwi als starker Partner mit
langjähriger Erfahrung im Bereich
Erneuerbare Energien.

DerArbeitspreis für den Bürger-
strom beläuft sich auf 24,30 Cent
pro kWh, der Grundpreis auf 9,85
Euro pro Monat. Die Kündigungs-
frist beträgt vier Wochen. Es gibt
keine Mindestlaufzeit und keine
Vorauskasse. DK
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Der Anteil der regenerativ erzeugten Energie im Netz des Bayernwerks
liegt bei nahezu 50 Prozent. Bis heute haben wir über 230.000 Photo-
voltaikanlagen in unser Netz integriert. Damit betreiben wir eines der
ökologischsten Netze in Deutschland.

www.bayernwerk.de

Netze für neue Energien.

Matthias Schmuderer / E.ON BayernAG:

Entwicklung von
Windkraftprojekten in Bayern

In Bayern sind aktuell etwa 450 Windenergieanlagen mit einer Lei-
stung von 520 MW in Betrieb. 2010 betrug derAnteil der Winden-
ergie am Stromverbrauch Bayerns 0,7 %. Im Jahr 2021 sollen es
laut bayerischem Energiekonzept etwa 7 Prozent sein. Um diese
Ziele zu erreichen, ist nach den Worten von Matthias Schmuderer
vom E.ON Bayern-Partner enerbasics die Errichtung von etwa
1.500 neuen Windenergieanlagen bis zum Jahr 2021 erforderlich.

Schmuderer arbeitet bei enerba-
sics an der Schnittstelle zwischen
Wirtschaft, Ökologie und Öffent-
lichkeit. Das Unternehmen unter-
stützt unter anderem Kommunen
und Bürger, die sich für Wind-
kraftanlagen interessieren. Die
ersteAufgabe liegt dabei zunächst
in einer moderierenden und auf-
klärenden Funktion.

Laut Schmuderer sind der Nor-
den und Osten Bayerns bestens für
Windenergienutzung geeignet.
Mittlere Gebiete sind zwar wind-
schwächer, durch die technische
Weiterentwicklung jedoch auch
geeignet. Lediglich der Süden sei
aufgrund der Alpennähe schwer
bebaubar.

Bei Windkraftanlagen sei mitt-
lerweile ein deutlicher Entwick-
lungsfortschritt festzustellen, führ-
te Schmuderer aus. Typisch für
Schwachwindanlagen seien ein
größerer Rotordurchmesser und
ein höherer Turmaufbau bei glei-
cher Leistung im Vergleich zu ei-
ner Starkwindanlage. Diese Ent-
wicklung ermögliche eine effizi-
ente Nutzung von windschwäche-
ren Standorten.

Mit Blick auf die Entwicklung
von Windkraftprojekten sind laut
Schmuderer folgende Aufgaben
vorzunehmen: Vorprüfung der
Standorteignung, Standortsiche-
rung,Validierung sowie Genehmi-
gung.

Bei der Finanzierung vonWind-
kraftanlagen sei zu unterscheiden
zwischen Unternehmens- und
Projektfinanzierung. Als Erlösan-
nahmen aus Banksicht führte
Schmuderer folgende Komponen-
ten an:
1. Bewertung der Energieertrags-
erwartung
2. Sicherheitsabschlag in Abhän-
gigkeit von der Gesamtunsicher-
heit der Ertragsprognose zuAnhe-
bung der Überschreitungswahr-
scheinlichkeit des prognostizierten
Ertrags von 50% auf 75% (P75-
Wert) bzw. 90% (P90-Wert)
3. Der Verfügbarkeitsabschlag ori-

entiert sich an vertraglicher Zusi-
cherung und Erfahrungswerten in
einer Spanne von 2-5 % (incl.
Wartung).

Wesentliche Kriterien für Finan-
zierungen sind u. a.:
z Finanzierungslaufzeiten von 15
(max. 17 Jahre): Anpassung der
Finanzierungslaufzeit an die Dau-
er der EEGAnfangsvergütung
z Die Fremdkapitalhöhe be-
stimmt sich allein aus dem Bar-
wert der relevanten Projekt-Cash-
flows (typischerweise 70-75 %)
z Liquiditätsreserve für wind-
schwache Perioden zwischen 30
% und 50 % in Abhängigkeit zur
tilgungsfreien Zeit (typischerweise
1-2 Jahre)
z Ggf. Liquiditätsreserve für
Großreparaturen in Abhängigkeit
von Wartungs- und Instandhal-
tungskonzept.

Zur Absicherung fordert die
Bank in folgende Verträge bzw.
Vereinbarungen eingetragen zu
werden: Eintrittsrecht in die Pacht-
verträge für Windkraft-Standorte;
Dienstbarkeiten für Windkraft-
Standorte und parkinterne Leitun-
gen/Wege; Sicherungsübereig-
nung der Windkraftanlagen; Ab-
tretung Ansprüche aus Windkraft-
anlagen-Kaufvertrag; Abtretung
Ansprüche auf Einspeiseerlöse;
Abtretung UST-Erstattungsan-
spruch; Nachweis BImSchG-Ge-
nehmigung und ggf. Baugenehmi-
gung Umspannwerk; Nachweis
Netzanschluss.

Um die Menschen direkt an der
Energiewende zu beteiligen, hat
enerbasics in Kooperation mit
E.ON Bayern ein Modell für Ener-
gie- und Bürgergenossenschaften
entwickelt. Hier können sich die
Bürger gemeinsam mit den Kom-
munen, örtlichen Banken und En-
ergieversorgern an verschiedenen
Projekt-Gesellschaften beteiligen.
Der Vorteil der Energiegenossen-
schaft ist, dass der Bürgerwille mit
dem technischen und wirtschaftli-
chen Know-how verbunden wer-
den kann. DK

Der neue Bayernwerk-Vorstandsvorsitzende Reimund Gotzel. �

Regionaler Netzbetreiber ändert Marke:

Aus E.ON Bayern
wird Bayernwerk

Reimund Gotzel neuer Vorsitzender des Vorstandes
Unternehmen investiert in 2013

rund 365 Millionen Euro in regionales Verteilnetz

Der regionale Netzbetreiber E.ON Bayern AG heißt seit 1. Juli
BayernwerkAG. Hintergrund der Namensänderung sindAnforde-
rungen des Gesetzgebers und der Bundesnetzagentur. Netzbetrieb
und Energievertrieb müssen noch klarer voneinander getrennt
werden. Die Bayernwerk AG bleibt weiterhin für das Netz verant-
wortlich, nicht jedoch für die Belieferung mit Strom und Gas.
Grundversorger und damit Energielieferant der Kunden ist in wei-
ten Teilen des Netzgebietes die E.ON Bayern Vertrieb GmbH. Für
deren Strom- und Gaskunden ändert sich durch die Umbenennung
des regionalen Netzbetreibers nichts.

Reimund Gotzel (47) ist seitAn-
fang Juli neuer Vorstandsvorsit-
zender des Unternehmens. Gotzel
ist seit 1992 im E.ON Konzern
tätig und hat seither verschiedene
Führungsaufgaben wahrgenom-
men, unter anderem als Geschäfts-
bereichsleiter Geschäftssteuerung
bei der E.ON Energie AG. Von
2001 bis 2006 war Gotzel bereits
Mitglied des Vorstandes der E.ON
Bayern AG. Zuletzt war er Vorsit-
zender des Vorstandes der E.ON
Thüringer EnergieAG.

Enger Partner
der Kommunen

„Unseren Auftrag sehen wir
darin, die Energiezukunft in Bay-
ern maßgeblich mitzugestalten“,
erklärte der neue Vorstandsvorsit-
zende. Die Energienetze seien im
Energiesystem von morgen Dreh-
und Angelpunkt. Den Namen
Bayernwerk betrachtet der neue
Chef als klares Bekenntnis zur
starken Verwurzelung in der Regi-
on, zur Regionalisierung der Ener-
gieerzeugung und der engen Ver-
bindung zu den Kommunen im
Versorgungsgebiet als wichtige
Partner. Der Kernauftrag des Bay-
ernwerks sei es, die Energiezu-
kunft im Freistaat mitzugestalten,
so Vorstand Gotzel.

Immer neue regenerative Ener-
giequellen entstünden vor allen
Dingen in der Fläche. Zudem baue
die sogenannte dezentrale Erzeu-
gung weiter zunehmend auf stark
schwankende Energien wie Photo-
voltaik oder Wind. „Wir haben
bislang über 230.000 Photovol-
taik-Anlagen in unser Netz inte-

griert. Das sind nahezu 20 Prozent
aller in Deutschland installierten
PV-Anlagen“, so der Vorstands-
chef. Das regionale Verteilnetz des
Bayernwerks transportiere damit
schon heute nahezu zur Hälfte aus-
schließlich regenerative Energie.
Man brauche daher ein Netz, das
durch moderne, sogenannte smar-
te Technologien in der Lage sei,
mit diesen Verhältnissen effizient
umzugehen. Daran arbeite das
Bayernwerk.

Netztechnik von morgen

Gemeinsam mit Partnern aus
der Wissenschaft erforsche und
entwickle man in unterschiedli-
chen Projekten die Netztechnik
von morgen. Neben der Infrastruk-
tur zähle die dezentrale, regenera-
tive und effiziente Energieerzeu-
gung zu den Standbeinen des Un-
ternehmens. „UnsereTochter Bay-
ernwerk Natur betreibt rund 120
dezentrale Anlagen“, so der Vor-
standsvorsitzende weiter. Unter-
schiedliche Energiedienstleistun-
gen für Kommunen und mit der
Gebäudeenergieberatung auch
für private Haushalte ergänzen
die unternehmerischen Hand-
lungsfelder, die für die Energie-
zukunft in Bayern eine entschei-
dende Rolle spielen.

Hohe Investition
in regionales Verteilnetz

365 Millionen Euro investiert
das Bayernwerk im Jahr 2013 in
seine Netze. „Der große Teil da-
von ist notwendig, um die Versor-
gungssicherheit in unserem Netz-

gebiet auf dem bekannt hohen Ni-
veau zu halten. Rund 90 Millionen
Euro davon investieren wir aus-
schließlich in energiewendebe-
dingte Maßnahmen“, so Gotzel.
Der weiterhin starke Zuwachs de-
zentraler Erzeugungsanlagen sei
nur durch weitere Netzbaumaß-
nahmen zu stemmen. Um die ho-
he installierte PV-Leistung von
rund 5.000 MW und die damit
verbundene Erzeugung bei maxi-
maler Einspeisung zu steuern,
brauche man insbesondere neue
Umspannwerke. „Bis Herbst 2014
sei der Bau neun weiterer Um-
spannwerken notwendig“, so
Gotzel mit Blick auf das kommen-
de Jahr.

Neuer Unternehmensname
mit Tradition

Die Gestaltung der Energiezu-
kunft in Bayern findet laut Rei-
mund Gotzel in hohem Maße in
den Regionen statt. Mit dem neu-
en Namen Bayernwerk setze das
Unternehmen seine Arbeit in den
bayerischen Regionen fort. Man
unterstreiche mit der Marke Bay-
ernwerk die bayerische Herkunft
und die regionale Ausrichtung des
Unternehmens. „Vor über 90 Jah-

ren hat das Bayernwerk begonnen,
mit der Elektrifizierung Bayerns
die Visionen Oskar von Millers
umzusetzen“, so Gotzel mit Blick
auf das alte Bayernwerk, das im
Jahr 2000 mit der PreussenElek-
tra zur E.ON Energie fusioniert
wurde. Das neue Bayernwerk
habe als Nachfolgeunternehmen
des Regionalversorgers E.ON
Bayern einen grundsätzlich an-
deren Unternehmenszuschnitt
und sei im Kern Netzbetreiber.
Damit spiele das neue Bayern-
werk wieder eine zentrale Rolle
bei der Gestaltung der bayeri-
schen Energiezukunft.

Kurzprofil Bayernwerk

Die Bayernwerk AG ist der
größte regionale Netzbetreiber in
Bayern. Mit rund 2.500 Mitarbei-
tern an mehr als 20 Standorten si-
chert das Unternehmen die Ener-
gieversorgung in weitenTeilen des
Freistaats. Zu den Kernaufgaben
des Bayernwerks zählen neben der
sicheren Versorgung der Ausbau
und die technologische Entwick-
lung der Netzinfrastruktur, die de-
zentrale Erzeugung und das An-
gebot unterschiedlicher Energie-
dienstleistungen. �

OSTWIND kritisiert Wahlkampf:

Auf Kosten
der Windkraft

Die Oberpfälzer OSTWIND-Gruppe, ein mittelständisches Fa-
milienunternehmen aus Regensburg, hat sich jetzt mit einem
Brandbrief an die Öffentlichkeit gewandt. Hintergrund ist die
Bundesratsinitiative von Ministerpräsident Horst Seehofer, in
der Bayern gemeinsam mit Sachsen fordert, dass neue Wind-
kraftanlagen zukünftig einen deutlich höheren Abstand zur
Wohnbebauung einhalten.

Nach dem Wunsch des Mini-
sterpräsidenten soll dieser der
zehnfachen Anlagenhöhe entspre-
chen, was rund 2.000 m Abstand
bedeutet. Laut einer detaillierten
Flächenanalyse aus dem Hause
OSTWIND wäre dies aber das
Aus für neue Windenergieanlagen
in Bayern – und das obwohl das
Bundesland von den selbst ge-
steckten Zielen beim Ausbau der
Windkraft noch immer meilenweit
entfernt ist. Schon ab 1.200 mAb-
stand wären zusätzliche Standorte
nur mehr äußerst schwer auszu-
machen.

Fatale Folgen

Dennoch lässt sich die Staatsre-
gierung trotz Bedenken und Wi-
dersprüchen von renommierten
Fachleuten, aus dem Bundesum-
weltamt, dem Landtag und der
CSU selbst, vom Bund Natur-
schutz (BN) und dem Verband der
Bayerischen Energie- und Wasser-
wirtschaft (VBEW), von Industrie,

Gewerkschaften und Energiege-
nossenschaften sowie von Bürger-
meistern und Bürgermeisterinnen,
Landräten und Landrätinnen nicht
von ihrem Kurs abbringen - mit fa-
talen Folgen für viele Regionen im
Freistaat.

Massiver Schaden

Schon jetzt, so kritisieren die
beiden OSTWIND-Geschäftsfüh-
rer Dr. Rolf Bungart und Jörg Zin-
ner in ihrem Brandbrief, habe der
abrupte politische Kurswechsel
allen am Ausbau der Windkraft
in Bayern Beteiligten einen mas-
siven Schaden beschert. „Um-
fangreiche behördliche und
fachliche Planungen sowie lang-
fristig getätigte private und öf-
fentliche Investitionen werden
ausgesetzt oder gänzlich abge-
würgt“, heißt in dem Schreiben.

Noch im Frühjahr hatte Seeho-
fer der stark mittelständisch ge-
prägten Windbranche Vertrauens-

(Fortsetzung auf Seite 11)
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STEAG New Energies:

Gemeinsam Kurs auf
die Energiewende nehmen

Dezentrale Strukturen werden für die Energielandschaft der Zu-
kunft von hoher Bedeutung sein. Obwohl thermische Kraftwerke
noch deutlich länger als bislang angenommen benötigt werden, um
die Versorgungssicherheit der Stromerzeugung in Deutschland zu
gewährleisten (Prognos-Studie 2012), werden dezentrale, effiziente
und flexible Erzeugungseinheiten sowohl im konventionellen als
auch im erneuerbaren Energiebereich in Zukunft das Bild der
Energiewende prägen.

Wesentliche Träger dieser Wen-
de sind die Stadtwerke und Kom-
munen, deren Strukturen schon
heute dezentral sind. Doch viele
Stadtwerke und Kommunen ste-
hen vor einem Problem: zahlrei-
che Baustellen und hohe Investi-
tionen. Insbesondere die Weiter-
entwicklung und Implementie-
rung erneuerbarer Energien ver-
langt langjährige Betriebserfah-
rung, technisches Know-how und
Kapitalkraft. Da ist es sinnvoll, zu

kooperieren, entweder mit ande-
ren Kommunen bzw. Stadtwerken
oder mit Unternehmen aus der pri-
vaten Energiewirtschaft. Und hier
setzt das Angebot der STEAG
New Energies an.

50 Jahre Erfahrung

STEAG New Energies, eine
Tochtergesellschaft der STEAG
GmbH, Essen, ist seit über 50 Jah-
ren im Energiemarkt tätig und von

der dezentralen Energieversor-
gung kommend schon seit über 15
Jahren in der Energieversorgung
aus erneuerbaren Primärenergie-
trägern in Deutschland aktiv. Der
konsolidierte Umsatz beläuft sich
auf über 250 Millionen Euro. Im
Auslandsgeschäft (Polen, Frank-
reich) betätigt sich das Unterneh-
men seit 1998.

Klimaeffiziente Kraft-Wärme-
Kopplung ist ein wesentlicher
Schwerpunkt der maßgeschnei-
derten, nachhaltigen Energielö-
sungen, die für kommunale und
industrielle Kunden sowie für wei-
tere Projektpartner in enger Ab-
stimmung entwickelt werden. Das
Unternehmen verfügt in rund 240
Anlagen über eine elektrische Lei-
stung von mehr als 300 Megawatt

und einer thermischen Leistung
von über 1.200 Megawatt. Die
zum Einsatz kommenden erneuer-
baren Primärenergien reichen heu-
te von Wind und Biomasse über
Bioerdgas bis hin zur Geothermie.
Über 300 Megawatt der Wär-
me- und rund 250 Megawatt der
Stromerzeugungsleistung betref-
fen EEG-Anlagen.

Ein neues
Partnerschaftsmodell

STEAG New Energies ist selbst
Gesellschafter und langjähriger
Partner in über zehn kommunalen
Beteiligungen (z. B. in Ilmenau,
Rochlitz) oder im Auftrag von
Zweckverbänden und Kommunen
aktiv. So etwa in Neufahrn-Eching.
Die beiden bayerischen Gemein-
den Neufahrn und Eching wollen
sich komplett aus erneuerbaren En-
ergien versorgen.Angedacht ist ein
Mix aus verschiedenen Energieträ-
gern (Biomasse, Biogas, Geother-
mie, Windenergie), um für die En-
ergiezukunft gut gerüstet zu sein.
Dieses langfristige, ökologische
Energiekonzept möchten die bei-
den Gemeinden mit STEAG New
Energies zusammen erarbeiten und
realisieren.

STEAG New Energies ist seit
1975 in Neufahrn aktiv. Derzeit
betreibt das Unternehmen imAuf-
trag des Zweckverbandes Neu-
fahrn-Eching ein Biomasse-Heiz-
kraftwerk auf Basis Rest- und
Altholz, das bereits die Wärme-
grundlast in Eching und Neu-
fahrn abdeckt und beide Ge-
meinden zu 50 Prozent mit „grü-
nem“ Strom versorgt.

STEAG New Energies ist somit
ein erfahrener und zuverlässiger
Partner für eine neue kommunale
Beteiligungsgesellschaft (New-
Co), die sich in Vorbereitung be-
findet. Zusammen mit zehn ausge-
wählten Stadtwerken soll eine ge-
meinsame Gesellschaft gegrün-
det werden, die in regenerative
Energien investiert. STEAG New
Energies wird eine Tochtergesell-

Das STEAG-Team Dr. Stephan Nahrath (Sprecher der Ge-
schäftsführung), Peter Ney und Florian Eder (v. l.) gemeinsam
mit GZ-Verlegerin Anne-Marie von Hassel. �

schaft gründen und 51 Prozent der
Anteile an dieser Gesellschaft hal-
ten. Die übrigen 49 Prozent sollen
an eine kommunale Beteiligungs-
gesellschaft gehen, in der die zehn
kommunalen Partner ihre Akti-
vitäten bündeln können.

Strategische Ziele der NewCo
werden sein: der Ausbau der Bio-
energie, vor allem zur Biogas-
einspeisung und zur Stromerzeu-
gung in Kraft-Wärme-Kopplung,
Wachstum in der Windenergie on-
shore und Nutzung von Optionen
im Bereich der Geothermie. Der
geografische Fokus liegt auf
Deutschland sowie Polen und
Frankreich. Die Realisierung der
Projekte soll im Wesentlichen
durch Projektfinanzierungen in
Projektgesellschaften unterhalb
der NewCo erfolgen.

Während die Stadtwerke Projek-
te in die NewCo einbringen kön-
nen, aber nicht müssen, hat sich
STEAG New Energies dazu ver-
pflichtet, alle Projekte, die im fest-
gelegten strategischen Fokus lie-
gen, der NewCo anzubieten. Die-
se einseitigeAndienungsverpflich-
tung, die hier eingegangen wird,
ist ein erster großerVorteil, den die
Stadtwerke in dieser Partnerschaft
erzielen. In die neue Gesellschaft
bringt STEAG New Energies aus
seinem eigenen Bestandsgeschäft

Anlagen mit ein. Die in der kom-
munalen Beteiligungsgesellschaft
engagierten zehn Stadtwerke be-
teiligen sich finanziell an der New-
Co durch eine Kapitalerhöhung
basierend auf den Buchwerten des
von STEAG New Energies einge-
brachten Bestandsgeschäfts.

Windpark Nidzica

In Nidzica/Polen, Region Erm-
land-Masuren, hat STEAG New
Energies ihren ersten Windpark in
Polen realisiert. Der Windpark be-
steht aus vier Windkraftanlagen
mit einer elektrischen Gesamtlei-
stung von acht Megawatt. Der Ro-
tordurchmesser der Anlagen vom
Typ Vestas V90 misst 90 Meter,
die Nabenhöhe 105 Meter.

STEAGNewEnergies investier-
te indasProjekt 13Millionen Euro.
Polen möchte basierend auf der 20-
20-20 Strategie der EU in seinem
Langfristprogramm bis 2030 einen
20 %-igen Anteil erneuerbarer En-
ergienanderStromerzeugungbzw.
bis 2030 einen Anteil von rund 16
%amGesamtenergieverbrauch(Ist
2009: rund 7 %) erreichen. Hierzu
ist insbesondere bei der Windkraft
ein Ausbau auf bis zu 6.000 MW
im Jahr 2020 gemäß aktuellem na-
tionalen Handlungsplan vorgese-
hen (2011: 2.200 MW). �

Günther Huhn / Philips GmbH:

Energie- und
Kosteneinsparung mit LED

EU-weit wurden in der Durchführungsverordnung für Büro-, In-
dustrie und Straßenbeleuchtung (Tertiär) neue Anforderungen an
die Mindesteffizienz bei Hochdruckentladungslampen festgelegt,
was zur Folge hat, dass ab 13. April 2015 ineffiziente Hochdruck-
Quecksilberdampflampen und Hochdruck-Natriumdampflampen
das CE-Zeichen verlieren und somit vom Markt genommen wer-
den, informierte Günther Huhn. Etliche ineffiziente Natrium-
dampflampen seien bereits MitteApril 2012 aus dem Produkt-Port-
folio derLeuchtmittelhersteller gestrichen worden. Dabei gelte es zu
beachten, dass für Hochdruck- Quecksilberdampflampen kein 1:1-
Ersatz existiert.

Zahlreiche Kommunen hätten
sich bereits von alten Leuchten
und ineffizienten Leuchtmitteln
getrennt und seien auf neue Tech-
nologien umgestiegen. Dabei sei
der Wunsch nach einem breiten
LED-Produktportfolio aus einer
Hand offensichtlich. Hier sei die
Beleuchtungsindustrie auf einem
zukunftsorientierten Weg, der ge-
kennzeichnet sei durch stetig stei-
gende Effizienzen, einhergehend
mit verbesserten Produkteigen-
schaften wie zum Beispiel Le-
bensdauer.

Auch in den kommenden Jah-
ren würden die LED-Entwickler
die Leistungsfähigkeit und die En-
ergiebilanz der LED-Module wei-
ter vorantreiben. Dennoch sei es
angebracht, bereits heute über ei-
nen Umstieg von energiefressen-
den Lichtquellen wie Hochdruck-
Quecksilberdampflampen auf
LED-Technik nachzudenken, an-
statt noch ein paar Jahre zu warten.
Mit einem Umstieg ab sofort las-
sen sich auch sofort die Energie-
und Wartungskosten sowie der
CO2-Ausstoß deutlich verringern.
Günther Huhn weiß aus seiner
Praxis-Erfahrung, dass mehr als
85 % Energie-Einsparung möglich
sind, abhängig von der Ausgangs-
situation einer bestehenden Altan-
lage.

Lohnendes Preisniveau

Moderne Beleuchtungstechnik
ermögliche ein Preisniveau, das
Straßenbeleuchtung mit LED
nicht nur unter ökologischen, son-
dern auch unter ökonomischen
Aspekten zur lohnenswerten An-
gelegenheit macht, betonte Huhn.
Die Investition in die neueTechnik
amortisiere sich nach 10 bis 15
Jahren – und das bei einer für
Straßenbeleuchtungsanlagen
durchschnittlichen Nutzungsdauer
von 30 Jahren.

Einen neuen Weg in der
Straßenbeleuchtung geht Philips
mit einem modularen Konzept, in
dessen Mittelpunkt das LED-Mo-
dul LEDGINE steht. LEDGINE
gibt es in unterschiedlichen
Größen und Leistungsstufen, das
die konventionellen Lichtquellen
in allen Beleuchtungsklassen – für
die Fußgängerzone bis hin zur

Hauptverkehrsstraße – ersetzen
kann. Bereits heute sparen Leuch-
ten mit LEDGINE-Modulen im
Vergleich zur Hochdruck-Natri-
umdampflampen rund 20 Prozent.
Gegenüber einer veraltetenAnlage
mit Quecksilberdampflampen las-
sen sich leicht mehr als 75 Prozent
einsparen.

Die LED-Module seien leicht
austauschbar und könnten mit je-
weils noch effizienteren Modulen
aktualisiert werden. Eine lange
Nutzlebensdauer von bis zu
100.000 Stunden minimiere die
Wartungskosten. Durch die Re-
duktion der Anfangslichtleistung
(CLOu = Constant Light Output)
könne Energie eingespart werden.
Die Philips-Systeme seien wahl-
weise mit warmweißen, neutral-
weißen oder auf Anfrage auch mit
kaltweißen LED erhältlich.

Neue Generation

Als Lichtquelle fürAußenleuch-
ten bietet Huhn zufolge auch die
neue Generation der linearen Phi-
lips Fortimo-LED-Module (LLM)
hohe Energieeinsparungen, redu-
zierte Wartungskosten und ein
hochwertiges, weißes Licht. Im
Vergleich zu einer Lichtlösung mit
Kompaktleuchtstofflampen seien
nicht nur bis zu 50 Prozent Ener-
gieeinsparungen möglich, mit
50.000 Stunden hätten die neuen
LED-Module auch eine deutlich
höhere Nutzlebensdauer.

Die speziell für das Fortimo-
LLM-System entwickelten, pro-
grammierbaren Xitanium-Treiber
verfügten über eine digitale Licht-
regelung (Constant-Light-Output).
Sie halte die Lichtleistung der
LED-Leuchte während der ge-
samten Nutzlebensdauer auto-
matisch konstant. Die geforderte
Mindestbeleuchtungsstärke werde
damit zu keiner Zeit unterschrit-
ten. Anlagen müssten bei der Pla-
nung deshalb nicht mehr „überdi-
mensioniert“ werden. Das spare
bis zu 15 Prozent Energie und
Kosten.

Auch mit der dekorativen City-
Spirit LED schlägt Philips ein neu-
es Kapitel in Sachen nachhaltiger
Stadtbeleuchtung mit weißem
LED-Licht auf, berichtete Huhn.
Sie verbinde umweltfreundliche,

langlebige Technologie mit mo-
dernem Design und spare mit ei-
ner maximalen Systemleistung
des LED-Moduls im Vergleich zu
einer Anlage mit 80-Watt-Hoch-
druck-Quecksilberdampflampen
rund 72 Prozent Energie. Darüber
hinaus wirke das weiße, blendfreie
Licht natürlich und erhöhe mit sei-
nen guten Farbwiedergabeeigen-
schaften dieAttraktivität des urba-
nen Raums. Es stünden verschie-
dene Lichtverteilungen zur Verfü-
gung, die eine optimale Anpas-
sung an örtliche Gegebenheiten er-
mögliche. Die neue LED-Leuchte
sei die ideale Lösung zur Sanie-
rung alter Pilzleuchten-Anlagen.

CitySoul wiederum ist eine mo-
dular aufgebaute Leuchtenfamilie
für die Straßenbeleuchtung, die
durch hochmoderne LED- und
Vorschaltgerätetechnologie sowie
eine überragende lichttechnische
Qualität überzeugt: Streulicht wer-
de vermieden, statt dessen werde
das Licht auf die zu beleuchtende
Fläche gelenkt.

Mit den variablen Anbringungs-
möglichkeiten als Mastansatz-,
Mastaufsatz- oder Hängeleuchte
sowie weiterem Zubehör ist sie
außerdem äußerst flexibel und uni-
versell einsetzbar. Eingesetzt wird
die CitySoul LED unter anderem
bereits im Kreisverkehr Oberal-
teich in Niederbayern. Die höchst
energieeffizienten Leuchtenfamili-
en LUMA und SpeedStar – einge-
setzt u. a. im baden-württembergi-
schen Kieselbronn – erfordern mi-
nimalen Wartungsaufwand und
bieten eine sehr lange Lebensdauer.
Durch verschiedenste Lichtsteue-
rungen lassen sich weitere Energie-
einsparungen erreichen.

Hohes Einsparpotenzial

Fazit:Gegenüberdenheutenoch
am meisten verbreiteten Leucht-
mitteln geht man bei LED von ei-
nem Einsparpotenzial von durch-
schnittlich 75 % aus. Die techni-
sche Entwicklung von LED hat in
den vergangenen Jahren enorme
Fortschritte gemacht. Lichtqualität
und Lebensdauer genügen heute
bereitsgehobenenAnsprüchen.Zu-
demsorgenöffentlicheFördermaß-
nahmen dafür, dass sich die LED-
Technologie rasch in großem Stil
durchsetzenwird.Dasam31.März
2013 zu Ende gegangene BMU-
FörderprogrammfürdasUmstellen
alter ineffizienter Straßenbeleuch-
tung auf LED war sehr erfolgreich,
viele Kommunen werden die Um-
setzung noch weit bis ins Jahr 2014
realisieren. Über diesen Zeitraum
hinaus gibt es für alle Gemein-
den auch zinsgünstige KfW-
Darlehen. DK

Roland Grundmann / bmp greengas:

Einsatz von Biomethan
im KWK-Betrieb

bmp greengas ist ein bundesweit tätiger Händler und Dienstleister
mit Fokus auf den Biomethanmarkt. bmp greengas steht für „Bio-
methanplattform“ und wurde nach Informationen von Roland
GrundmannAnfang 2007 als Biogashändler gegründet. Das Unter-
nehmen hat sich seit Beginn der Einspeisung von Biomethan in das
Erdgasnetz auf Handel und Dienstleistungen rund um Biogas spe-
zialisiert und ist heute der größte unabhängige Biomethanhändler
in Deutschland.

bmp greengas betreibt eine
Handelsplattform für Biomethan-
produkte unterschiedlicher Qua-
litäten. Dabei kauft bmp greengas
Biomethan direkt bei Produzenten
ein und beliefert deutschlandweit
Kunden. Mit der Handelsplattform
bündelt die bmp greengas Men-
gen und kann auf diese Weise für
alle Marktteilnehmer vorteilhafte
Marktbedingungen schaffen. Hier-
zu gehören unter anderem die zeit-
liche und qualitative Strukturie-
rung von Liefermengen sowie ein
sicherer Herkunftsnachweis, d. h.:
Im Register erfasste und auditierte
Mengen sind für den Kunden
sichtbar und können von ihm be-
scheinigt gehandelt werden. Bei
der Erstellung einer Bescheini-
gung für Letztverbraucher werden
diese Mengen ausgebucht. Gleich-
zeitig fördert bmp greengas mit
der Handelsplattform die Entwick-
lung eines liquiden Marktes für
Biomethan.

Biogas liefert laut Grundmann
einen wichtigen Beitrag zur Errei-
chung nationaler und internationa-
ler Ziele für Erneuerbare Energien.
In 2020 sollen 60 Mrd. kWh/a
Biomethan eingespeist werden.
Waren es Ende 2010 ca. 2,7 Mrd.
kWh/a, sind es heute bereits ca. 6
Mrd. kWh/a. Grundmann: „Der
Markt entwickelt sich, gehandelte
Mengen und Liquidität wachsen.
Hauptförderungsinstrument ist das
Erneuerbare Energien Gesetz.“

Als Vorteile und Kundennutzen
beim Einsatz von Biomethan im
KWK-Betrieb nannte Grundmann
Wirtschaftlichkeit, Unabhängig-
keit und Planbarkeit, CO2-Eins-
parung und Nachhaltigkeit. Öko-
nomische Vorteile beim Einsatz
von Biomethan seien Sicherheit
und Planbarkeit von Erlösen (Fest-
preis für Stromvergütung auf 20
Jahre gesetzlich garantiert - EEG),
Preisunabhängigkeit (Entkopp-
lung des Biomethanpreises von
übrigen Energiepreisen (Gas,
Strom, Öl), Versorgungssicherheit
(deutschlandweit Biogasanlagen
und stark wachsender Markt) so-
wie Risikoreduzierung (Kosten
und Erlöse fest auf zehn Jahre kal-
kulierbar).

Mit Blick auf den ökologischen
Nutzen beim Einsatz von Biomet-
han wurden folgende Faktoren
genannt: „Carbon footprint“ (Re-
duzierung Ihres ökologischen
Fußabdrucks), Primärenergiefak-
tor (effektive Senkung und An-
spruch auf Fördergelder), CO2-
Emissionen (Vorsorge für zukünf-
tige Regulierung oder Besteue-
rung von CO2-Emissionen), öko-
logischer Mehrwert (Unterstüt-
zung von Umweltzielen), Produk-
tionsstandort Deutschland (regio-
nale Wertschöpfung und Förde-
rung ländlicher Strukturen).

Vorteile durch den Einsatz von
Biomethan und bmp greengras
sind Grundmann zufolge: Preis-

planbarkeit (Korridormodell mit
einer maximalen Steigung von
2 % pro Jahr oderVereinbarung ei-
nes Festpreismodells), Versor-
gungsunabhängigkeit (Unabhän-
gigkeit von den großen Energie-
konzernen), Versorgungssicherheit
(diversifiziertes Portfolio - Bezug
von zahlreichen Biogasanlagen
und Handel in allen Marktgebie-
ten), individuelle Vertragskondi-
tionen (Biomethanqualität, Liefer-
struktur und Mindestabnahme-
mengen individuell vereinbar),
Fachkompetenz und Expertise
(seit 2006 im Biomethanmarkt
tätig - langjährige Erfahrung in
Handel, Dienstleistung und Her-
kunftsnachweisführung), Umset-
zungszuverlässigkeit (gesamte
Abwicklung im Haus und verläss-
liche Durchführung durch lang-
jährige Erfahrung), Flexibilität (in-
habergeführtes Unternehmen -
schnelle Reaktion auf neueAnfor-
derungen des Marktes) sowie
Innovativität. bmp greengas wur-
de 2009 mit dem „Innovations-
preis dena biogaspartner 2009“ u.
a. für die Entwicklung eines
Herkunftsnachweissystems aus-
gezeichnet. DK



18. 07. 2013 ENERGIE FÜR BAYERNS KOMMUNENGZ II/11

Nehmen Sie die
Energiewende in die Hand

Informieren Sie sich unter www.bayernlabo.de

Mit dem Energiekredit Kommunal Bayern fördern

wir die energetische Sanierung Ihrer Gebäude der

kommunalen und sozialen Infrastruktur.

Das Förderinstitut der BayernLB

Andrea Bastian, Tanja Mönkhoff / SVB, BayernLB:

Finanzierung kommunaler
Investitionen aus Kreditgebersicht

„Wenn es um die Finanzierung von Energieprojekten geht, haben
Kreditgeber verschiedene Kriterien im Fokus“, hob Andrea Basti-
an (Referentin Kommunalkunden, Sparkassenverband Bayern)
hervor. Dazu zählten die Bonität des Kreditnehmers (Eigenkapital-
belastung Kreditgeber), Fremdkapitalanteil, Sicherstellung, Pro-
jektkalkulation, Rendite des Projektes sowie die Prognostizierbar-
keit der Erträge (Cash-Flow).

Am Beispiel Windenergie erläu-
terte Bastian die Finanzierungsmo-
dalitäten. Ausgangspunkt für die
Finanzierungsprüfung seien: Han-
delnde Akteure verfügen über aus-
reichend Erfahrung, Vorlage von
mindestens zwei Windgutachten,
Investitions-/Finanzierungsplan,
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung so-
wie Cashflow-Modell als Basis,
nur hinreichend erprobte Technik
namhafter/ bonitätsstarker Herstel-
ler, belastbares Vertragswerk.

Als Finanzierungsgrundlagen
benannte Bastian einen geeigneten
und gesicherten Anlagenstandort,
ein genehmigtes Projekt, einen
Netzanschluss (inklusive Kabel-
trasse), eine gesicherte qualifizier-
te Errichtung, Betriebsführung

und Wartung, ein ausreichendes
Versicherungskonzept und eine
zwischen 25 % und 45 % liegende
Eigenkapitalquote.

Finanzierungsstandards wieder-
um seien die Einbindung öffentli-
cher Fördermittel (z. B. LfA, KfW,
EIB), wobei die Laufzeit mit einer
tilgungsfreien Anlaufzeit in der
Regel bis zu 15 Jahren beträgt, zu-
dem eine Zwischenfinanzierung
der Bauphase und der Mehrwert-
steuer sowie Bürgschaften z. B. für
den Rückbau.

Als Mindestanforderung an
die Besicherung der Finanzierung
führtedieVerbandsreferentin Kom-
munalkunden folgende Kompo-
nenten an: Sicherungsübereignung
derWEA(evtl. Grundschuldeintra-

gung),Abtretung der Einspeisever-
gütung, Abtretung aller Rechte aus
den Nutzungsverträgen mit den
Grundstückseigentümern, Eintra-
gung von Dienstbarkeiten an den
betroffenen Grundstücken (WEA-
Betriebsrecht und Erdkabelrecht
mit Vormerkungen für die Spar-
kasse), Abtretung aller Rechte aus
den Werklieferungsverträgen,
Wartungsverträgen und Versiche-
rungsverträgen sowie Verpfän-
dung von Kontoguthaben zur Ka-
pitaldienstsicherung und zur Bar-
deckung derAvale (beispielsweise
für Rückbau).

Passende Instrumente

Für unterschiedliche Investoren
und verschiedene Maßnahmen
werden Bastian zufolge die pas-
senden Finanzierungsinstrumente
eingesetzt. Die Projektgesellschaf-
ten würden meist als GmbH &
Co.KG und insbesondere bei re-
gionalen, kleineren Projekten auch

als (Bürger-)Genossenschaften
umgesetzt. Eine „stille Beteili-
gung“ werde nur in Einzelfällen
praktiziert.

„Wenn es bei kommunalen Pro-
jekten um die optimale Finanzie-
rungsstruktur geht, bietet der Spar-
kassenverband Bayern eine große
Bandbreite an Möglichkeiten“,
fuhr Bastian fort. Dazu zählten die
klassische kommunale Haushalts-
finanzierung, Fördermittelmana-
gement, optimierte Finanzierungs-
struktur durch den Einsatz von
Zinssicherungsinstrumenten
(kommunale Bausparverträge,
Derivate), Projektfinanzierungen
als kreditähnliches Rechtsgeschäft
inklusive Bürgerbeteiligung, Lea-
sing oder Contracting, PPP-Mo-
delle (von der Wirtschaftlichkeits-
untersuchung bis zur Finanzie-
rung), kommunale Verschul-
dungsdiagnose (KVD) zur Steue-
rung des kommunalen Kreditport-
folios sowie seit Juni dieses Jahres
der „S-Kompass“, ein Instrument
zur kommunalen Schuldenverwal-
tung. Mittels dieser neuen Soft-
warelösung, einem „exklusiven
Angebot der Sparkassen-Finanz-
gruppe“, können Städte, Landkrei-
se und Gemeinden sowie ihre Ei-
genbetriebe unabhängige Finanz-
berichte erstellen und die Risiken
künftiger Zinsentwicklungen si-
mulieren.

Bei der aktiven Umsetzung der
Energiewende begleitet die Spar-
kassen-Finanzgruppe die Kommu-
nen bereits ab der Planungsphase
und wartet u. a. mit fundiertem
technischem Projekt-Wissen, ei-
nem bewährten Netzwerk mit Her-
stellern, Projektentwicklern, Betrei-
bern und Verbänden, darüber hin-
aus einer breiten Datenbasis zur
Plausibilisierung der (Wirtschaft-
lichkeits-)Konzepte und Abschät-
zungderRisiken,maßgeschneider-
ten Finanzierungslösungen, einer
langjährigen Erfahrung in der Be-
gleitung als Finanzierungspartner

sowie Modellen zur Einbindung
von Bürgerkapital auf. „Insgesamt
ist die Sparkassen-Finanzgruppe
mit einem breiten Netzwerk für in-
dividuelle Lösungen in der Region
passgenau auf die Herausforde-
rungen des Marktes aufgestellt“,
bilanzierteAndrea Bastian.

Dass die Finanzierung eines
Projektes „nicht unbedingt eine
Projektfinanzierung im bankfach-
lichen Sinn“ ist, darauf machte
Tanja Mönkhoff (Leiterin Ver-
triebsdirektion Kommunalkunden
Bayern, BayernLB), aufmerksam.
EineProjektfinanzierungstelleeine
Finanzierungsform ohne bzw. nur
mit begrenzten Rückgriffsrechten
auf die Sponsoren (non/limited re-
course) dar und sei in sich ge-
schlossen. Die Bedienung des
Kapitaldienstes erfolge nur durch
eingehende Cash Flows, die mit
hoher Sicherheit prognostizierbar
sein müssen. Notwendig sei eine
intensive Prüfung der Tragfähig-
keit des Financial Models auf Ba-
sis einer von Wirtschaftsprüfern
zu erstellenden Due Diligence
durch die Banken, so Mönkhoff.
Zudem müssten Financial Co-
venants umfänglich besichert und
vereinbart werden.

Laut Mönkhoff ist die Projektfi-
nanzierung aufgrund des hohen
Aufwands und des Risikotransfers
die teuerste Finanzierungsform.
Im Bereich der Photovoltaik und
der Windkraft werde sie bereits
vielfach praktiziert. Für kommu-
nale Geothermieprojekte sei eine
echte Projektfinanzierung jedoch
aufgrund extrem vieler Unsicher-
heitsfaktoren ungeeignet.

Eine weitere Finanzierungsform
ohne umfassende kommunale
Haftung, nämlich die 80 % Kom-
munalbürgschaft sei für die AFK
Geothermie GmbH, ein interkom-
munales Projekt der Gemein-
den Aschheim, Feldkirchen und
Kirchheim, gewählt worden. Das
innovative Projekt wurde von der
BayernLB zusammen mit der
Kreissparkasse München Starn-
berg finanziert. Tanja Mönkhoff
wies in diesem Zusammenhang
darauf hin, dass bei einer Besiche-
rung mittels 80 % Kommunal-
bürgschaften die finanzierenden
Banken die wirtschaftliche Trag-
fähigkeit des Projektes prüfen und
ein Rating erstellen. Zudem müs-
sten Investorenrisiken durch einen
hohen Eigenkapitaleinsatz abgesi-
chert werden. DK

Energetische Sanierung
im Denkmalschutz

Die beste Energie ist die, die nicht verbraucht wird. Da ein Großteil
des Energieverbrauchs auf Bestandsgebäude entfällt, ist mit der
konsequenten energetischen Gebäudesanierung ein hohes Energie-
einsparpotenzial zu erreichen. Die öffentliche Hand als größter Im-
mobilienbesitzer in Deutschland hat mit der energetischen Sanie-
rung Ihres Immobilienbesitzes somit einen entscheidenden Schlüs-
sel zur Realisierung der Energiewende in der Hand. Diese Schlüs-
selrolle führt letztlich auch zu einer besonderen Vorbildfunktion
der Kommunen.

Betrachtet man vor diesem Hin-
tergrund den Instandhaltungsstau
bei kommunalen Gebäuden, der
durch verschiedene Studien bun-
desweit eindrucksvoll belegt ist, ist
die Frage, wie die Kommunen die-
ser Vorbildfunktion nachkommen
sollen, besonders drängend.

Oftmals stehen derzeit die Ge-
neralsanierungen der Gebäude aus
den 70er und 80er Jahren im Mit-
telpunkt. Neben diesen Gebäuden
befinden sich aber auch viele
denkmalgeschützte Gebäude bzw.
besonders erhaltenswerte Bausub-
stanz im Besitz der Kommunen.
Schon bei „normalen“ Gebäuden
ist oft der Spagat zwischen mög-
lichst effizienter Sanierung und
damit verbundener Vorbildwir-
kung einerseits, sowie Wirtschaft-

lichkeit und Erhalt der besonderen
Bausubstanz andererseits eine
große Herausforderung.

Neben den sonstigen investiven
Aufgaben der Kommunen, über-
fordern diese aufwendigen Sanie-
rungsprojekte viele Kommunen
auch in Zeiten positiver wirtschaft-
licher Entwicklung. Umso wichti-
ger ist es, dass Bund und Länder
die finanziellen Belastungen der
Kommunen ganz generell erkannt
und bereits weitgehende Entla-
stungsmaßnahmen beschlossen
haben. Im Rahmen von Zuwei-
sungen und Zuschüssen oder
durch staatliche Förderkreditpro-
gramme werden die politisch be-
sonders brisanten Zielsetzungen,
wie z. B. „die Energiewende“
auch ökonomisch gezielt flankiert.

Die bayerischen Kommunen
können dabei das spezielle Ange-
bot der BayernLabo als Kommu-
nal- und Förderbank des Freistaats
Bayern nutzen. In Zusammenar-
beit mit der KfW bietet die Bay-
ernLabo derzeit drei Förderpro-
gramme an: Energiekredit Kom-
munal Bayern, Inklusionskredit
Kommunal Bayern und Investkre-
dit Kommunal Bayern.

Die drei Kredite können bei an-
stehenden kommunalen Projekten
kombiniert werden und ermögli-
chen somit eine außerordentlich
zinsgünstige Finanzierung z. B.
von Sanierungsmaßnahmen. Die
bayerischen Förderprogram-
me der BayernLabo bieten den
Kommunen neben der Förderung
auf Bundesebene durch die KfW
einen weiteren, eigenen bayeri-
schen Fördervorteil in Form einer
zusätzlichen Zinsverbilligung. Vor-
aussetzung ist dabei die direkteAn-
tragstellung bei der BayernLabo.

Speziell die energetische Sanie-
rung von denkmalgeschützten Ge-
bäuden der kommunalen und so-
zialen Infrastruktur wird durch den
Energiekredit Kommunal Bayern
gefördert. Voraussetzung ist dabei
die Erreichung des KfW-Effizi-
enzhausstandards Denkmal durch
die Sanierungsmaßnahme. Dann
steht neben der Finanzierung von
maximal 500 Euro pro qm Netto-
grundfläche zusätzlich auch ein
Tilgungszuschuss von 2,5 % des
zugesagten Kredits zurVerfügung.
Der Endkreditnehmerzinssatz be-
läuft sich dabei derzeit auf
0,00 % (Stand Juli 2013). Zusätz-
lich können noch bis zu 5 tilgungs-
freie Jahre in Anspruch genom-
men werden.

Die starke Förderung bei auf
den Denkmalschutz zugeschnitte-
nen, reduzierten technischen An-
forderungen spiegelt die Priorität
der Realisierung der Energiewen-
de auch im historischen Gebäu-
debestand der Kommunen wider
und eröffnet so neben der Nutzung
von erneuerbaren Energiequellen
einen weiteren Schwerpunkt bei
der Energieeinsparung.

In Ergänzung zu den Zuschüs-
sen des Freistaats Bayern zu den
unterschiedlichsten Förderschwer-
punkten im Bereich der Energie-
wende, bietet die BayernLabo mit
ihremAngebot in der Kommunal-
finanzierung einen optimalen Fi-
nanzierungsmix aus Förderpro-
grammen und zinsgünstigen
Kommunalkrediten an, die Inve-
stitionen bayerischer Kommunen
erleichtern und fördern. �

Die Referentinnen Tanja Mönkhoff (l.) und Andrea Bastian.�

(Fortsetzung von Seite 9)
schutz sowie Planungs- und
Investitionssicherheit zugesagt.
Den Landkreisen und Kommunen
versprach er, dass auch bei der
Nutzung der dezentralen und re-
generativen Energiequelle Wind
die heimische - sprich bayeri-
sche - Wertschöpfung im Vorder-
grund stehe.

„Dass Bayern jetzt die erst vor
zwei Jahren beschlossene - und
zunächst durchaus engagiert und
konsequent angegangene - Ener-
giewende wieder ausbremst und
den nach Fukushima hoch und

heilig versprochenen Atomaus-
stieg weiter hinausschiebt, lässt
viele verantwortungsbewusste
Bürgerinnen und Bürger am ern-
sten Willen wie auch an der Fähig-
keit zum Umbau unserer Energie-
versorgung zweifeln“, mahnt das
Regensburger Windkraftunterneh-
men. „Ein Wahlkampf auf Kosten
der Windkraft gefährdet die Ener-
giewende und verlängert die
Atomlaufzeiten in Bayern.“
Der vollständige Text des
Brandbriefs kann unter
http://bit.ly/16DonUg abgeru-
fen werden. �

Auf Kosten der ...

OSTWIND befürchtet das „Aus“ für neue Windenergieanlagen
in Bayern. �
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Hinweis:
Die Vorträge und Präsen-

tationen unserer Referenten
stehen im Internet unter
www.gemeindezeitung.de
zum Download bereit. �

Arno Pöhlmann / LEW:

Batteriespeicher
für Photovoltaik

Gemeinsam mit der RWE Effizienz GmbH durchgeführte
Tests haben beim Einsatz von Batteriespeichern zu ersten Er-
gebnissen geführt, stellte Arno Pöhlmann, Lechwerke AG fest.
Positiv aus Kundensicht sei dabei gewesen, dass es im Testzeit-
raum keinerlei Störungen gab und festgestellt werden konnte,
dass im Haushalt ein Eigenversorgungsgrad von bis zu 80 %
realisierbar ist.

Der Batteriespeicher lädt tagsü-
ber, entlastet das Netz und gibt
den eigenen Strom in der Nacht
wieder ab. Neben der Batterieka-
pazität ist es auch wichtig, ob die
Speicher ein- oder dreiphasig
(W/D) arbeiten und welche ma-
ximale gleichzeitige Stroment-
nahme möglich ist.

Die wirtschaftliche Nutzbarkeit
eines Batteriespeichers hängt laut
Pöhlmann davon ab, wann die
Photovoltaikanlage in Betrieb ge-
gangen ist. Für zwischen 2001 und
2008 errichtete PV-Anlagen sei
die Investition heute wirtschaftlich
nicht vertretbar, weil der Staat auf
20 Jahre eine gleichbleibend ho-
he Einspeisevergütung garantiert.
Erst wenn diese ausläuft, werde es
interessant.

Wirtschaftlichkeit

In der Zeit zwischen 2009 und
31. März 2012 wurde für den
Selbstverbrauch eine zusätzliche
Vergütung bezahlt; die Summe
aus vermiedenem Strombezug
vom EVU und Zusatzvergütung
liegt über der Vergütung für Ein-
speisung.

Seit 1. April 2012 wurde die
Vergütung des Selbstverbrauchs
eingestellt. Die Strombezugsko-
sten liegen über der Einspeisever-
gütung. Deswegen rechne sich der
Batteriespeicher nicht mehr so gut.
Pöhlmann: „Mit jeder Reduzie-
rung der EEG-Vergütung wird der
Batteriespeicher wirtschaftlicher.“

Staatliche Förderung

Seit 1. Mai 2013 existiere eine
staatliche Förderung. Vorläufig
nur für neue PV-Anlagen < 30
kWpeak mit Batteriespeicher ist
eine Bezuschussung durch das
Bundesumweltministerium mög-
lich. Dieser Zuschuss ist abhängig
von der PVpeak-Leistung sowie
den Kosten des Batteriespeichers
und beträgt 30 %, maximal jedoch
660 Euro/kWp.

Haushalte können KFW-Darle-
hen mit 100 %Auszahlung und ei-
ner Laufzeit von bis zu 20 Jahren
in Anspruch nehmen (siehe KfW-
Programm Erneuerbare Energien
„Speicher“). Bei Batteriedefekt
garantiert der Händler innerhalb
von sieben Jahren den Ersatz des
Zeitwerts.

Kunden seien nach eigenerAus-
sage am Batteriespeicher wegen
Energie-Autarkie und der Angst
vor nicht mehr bezahlbaren Ener-
giepreisen interessiert, informierte
Pöhlmann. Der Gedanke an eine
gute Rendite stehe dabei explizit
nicht an erster Stelle. „Bei heuti-

gen Investitionskosten und Strom-
preisen für Einspeisung und Be-
zug rechnen sich Speicher trotz
Förderung noch nicht, aber wohl
bald. Aufgrund der Faktoren
Autarkie, Altersvorsorge und För-
derung sowie bei sinkenden Inve-
stitionskosten wird die Nachfra-
ge steigen“, prognostizierte der
LEW-Repräsentant.

Problematisch aus Sicht des
Netzbetreibers sei der Umstand,
dass in den kurzen Sommernäch-
ten Haushalte kaum Energie ver-
brauchen. Der Speicher sei am En-
de der Nacht noch gut gefüllt und
könne deswegen Lastspitzen
kaum aufnehmen. Im Winter da-
gegen ließen Bewölkung und
Schnee die Stromproduktion aus
PV auf Null absinken. Der Spei-
cher laufe leer und der Kunde be-
laste das Netz in vollem Umfang.
Die Netzspitze steige und der
Stromabsatz sinke.

Mc Kinsey Studie

Nach Pöhlmanns Auffassung
werden die Entwicklung der Ener-
giepreise für Strombezug, aber
auch für Heizöl und Erdgas, die
Entwicklung des EEG sowie die
Entwicklung der Investitionsko-
sten für Batteriespeicher über de-
ren Durchsetzung entscheiden. Ei-
ne McKinsey Studie gehe im Zeit-
raum bis 2020 von stark fallenden
Batteriepreisen aus. „Heute kostet
ein kleiner Speicher komplett
montiert zwischen 2000 und 3500
Euro/kWh. 2020 könnten es nur
noch 1000 Euro/kWh sein.“

Entwicklung allerMärkte

Dies sei freilich nur dann zu er-
reichen, „wenn alle Märkte ge-
meinsam entwickelt werden“. Bis-
lang galt die ungeteilte Aufmerk-
samkeit dem Strommarkt. „Heute
werden Plusenergiehäuser gebaut,
die nur noch 20 Kilowattstunden
Wärme je Quadratmeter und Jahr
benötigen. Bei einem 150 qm-
Haus nach KfW40-Standard und
eingebauter Wärmepumpe ver-
braucht die Heizung noch etwa
2000 Kilowattstunden Strom; das
ist die Hälfte des sonstigen Haus-
haltverbrauchs“, verdeutlichte
Pöhlmann.

Er verwies darauf, dass dieWär-
mepumpe nach heutigem Recht
nicht auf das PV-Angebot auf dem
Hausdach zurück greifen kann.
„Selbstverbrauch geht nur entwe-
der für den Haushalt oder für die
Wärmepumpe. Diese Regelung
entspricht nicht mehr dem heuti-
gen Zeitgeist.“ Deshalb sollten
lastvariable Strompreise zur Rege-

lung von Angebot und Nachfrage
eingeführt werden. Dies scheitere
jedoch an den hohenAbgaben und
Steuern im Strompreis: „Diese sind
unabhängig von Angebot und
Nachfrage jeweils in gleicher Höhe
fällig und verhindern eine Preisdif-

tik schloss Pöhlmann seine Aus-
führungen:
1. Denken Sie immer an den Ge-
samtenergieverbrauch in den Be-
reichen Wärme, Mobilität und
Strom. Es macht keinen Sinn,
Strom einzusparen wenn dadurch
wertvolle fossile Brennstoffe ver-
feuert werden müssen. Eine Ge-
samtenergiebilanz entscheidet
über das Gelingen der Energie-
wende in Deutschland.
2. Strom kann heute an jedem
Standort aus Erneuerbaren Energi-
en oder aus Kraft-Wärme-Kopp-
lung erzeugt werden. Unterstützen
Sie die Möglichkeiten, die sich
künftig aus einer Kombination
von dezentraler und zentraler En-
ergieversorgung ergeben.
3. Wirksame lastvariable Strom-
preise in Abhängigkeit von Ange-
bot und Nachfrage sind heute we-
gen der hohen Steuer- und Abga-
benanteile (Ct/kWh) nicht mög-
lich. Lassen Sie auch das smart-
grid und die sich daraus erge-
benden Steuermöglichkeiten im
Netz durch sinnvolle Steuer- und
Abgabenbelastungen und -ent-
lastungen zu einem Erfolg wer-
den. DK

Dr. Thomas Reif / Gaßner, Groth, Siederer & Coll.:

Energiewende erfolgreich
umsetzen – trotz Politik!

Zehn Jahre Energie-Projekterfahrung zeichnen die Rechtsan-
waltskanzlei Gaßner, Groth, Siederer & Coll (GGSC) aus.
„Wir helfen Kommunen und Privatinvestoren, (erneuerbare)
Energieprojekte zu initiieren und umzusetzen, Versorgungsun-
ternehmen zu gründen bzw. zu betreiben, bestehende Versor-
gungsunternehmen um weitere Sparten zu erweitern (z. B. re-
generative Stromproduktion oder Wärmeversorgung) und
Versorgungsstrukturen optimal (neu) zu gestalten“, betonte
Dr. Thomas Reif.

„Dabei“, so Reif weiter, „unter-
stützen wir in allen betriebswirt-
schaftlichen und unternehmens-
organisatorischen Fragen, recht-
lichen Themen und helfen bei
Projektfinanzierung und För-
dermitteln“.

Reif wies eingangs darauf hin,
dass Energiewende und Strom-
wende nicht gleichzusetzen seien.
Rund 50 % der Primärenergie in
Deutschland würden zur Wärme-
versorgung (Heiz- und Prozess-
wärme) benötigt. Das EEG stelle
einen nach wie vor wichtigen Bau-
stein für die Energiewende bei der
Stromerzeugung dar. „Hier - aber
nur hier - gibt es erhebliche Verun-
sicherung!“, stellte Reif fest.

Wichtiger Förderpfeiler

Das Marktanreizprogramm der
KfW sei ein wichtiger Förderpfei-
ler für die Energiewende bei der
Wärmeversorgung. Hier gebe es
sogar Verbesserungen. Zudem sei
festzustellen, dass alle Erneuerba-
ren Energien zunehmend markt-
fähig werden.

Zahlreiche Kommunen in Bay-
ern stünden für eine erfolgreiche
Energiewende bei der Wärmever-
sorgung, fuhr Reif fort. Die wett-
bewerbsfähigen Wärmegeste-
hungskosten beliefen sich auf 30-
40 Euro/MWh, gestützt auf Bio-
masse, Holzhackschnitzel, Biogas
und künftig auch auf Tiefe Erd-
wärmesonden und Tiefe Geother-
mie. Bei geringer Netzlänge und
vielen Anschlüssen sei die Pro-
jektwirtschaftlichkeit optimal. Ei-
ne mögliche Wirtschaftlichkeit er-
gebe sich ab 1–1,5 MWh/m.
Höhere Wärmegestehungskosten

ließen sich bei günstigen Netz-
strukturen, ungünstige Netzstruk-
turen bei günstigen Wärmege-
stehungskosten kompensieren.
Vorgelagerte Insellösungen stell-
ten eine temporäre Optimie-
rungsmöglichkeit dar.

Um die EEG-Umlage zu ver-
meiden, bietet es sich Reif zufolge
an, die Stromerzeugungsanlage
zur Eigenversorgung zu betreiben.
Möglich sei dies auch als Teilver-
sorgung (Überschusseinspeisung
kompatibel mit Marktintegrations-
modell). Nicht möglich seien in
diesem Zusammenhang eine Dritt-
belieferung, eine Durchleitung
durchs Netz oder ein Verbrauch in
räumlichem Zusammenhang zur
Stromerzeugungsanlage. Verbes-
serte Förderungen im Marktanreiz-
programm der Bundesregierung
(MAP) erfahren laut Reif reine
Wärmeprojekte und wärmegeführ-
te Anlagen sowie Stromprojekte
oder KWK-Projekte.

Fazit: Die Bundespolitik hat der
(Strom)Energiewende mit der
„Beschädigung“ des EEG die In-
vestitionssicherheit entzogen. Die
Kommunale Energiewende ist
aber mehr als regenerative Strom-
erzeugung. Die Energiewende in
der Wärmeversorgung hängt nicht
am EEG und ist längst unter Wett-
bewerbsbedingungen verwirklich-
bar. Die Energiewende in der
Stromerzeugung wird zunehmend
auch ohne EEG marktfähig. Di-
rektvermarktung, Eigenverbrauch
und vor allem Kraft-Wärme-
Kopplung bieten Kommunen be-
reits heute vielfältige Möglichkei-
ten. Eine Ausweitung des „Grün-
stromprivilegs“ wäre nach Reifs
Ansicht sehr hilfreich. DK

Alexander Steinherr / Huber SE:

Heizen und Kühlen
mitAbwasser

Abwasser enthält Wärmeenergie, die mit Hilfe vonWärmepumpen
entzogen und zurück gewonnen werden kann. Beim HuberTherm-
Win®-System wird nach Darstellung vonAlexander SteinherrAb-
wasser aus dem Kanal entnommen, gesiebt, durch einen überir-
disch aufgestellten Wärmetauscher gepumpt und letztendlich zu-
sammen mit dem Siebgut in den Kanal zurückgeführt. Aufgrund
der Vorsiebung kann ein kompakter und preiswerter Wärmetau-
scher eingesetzt werden, in dem eine definierte, turbulente Strö-
mung für einen guten Wärmeübergang sorgt.

Wichtigster Bestandteil dieser
zukunftsweisenden Entwicklung
ist der Abwassewärmetauscher
RoWin. Er steht in direktem Kon-
takt mit dem kommunalenAbwas-
ser und besteht im Wesentlichen
aus einem Edelstahlbehälter, in
dem sich mehrere Rohrschleifen
befinden. Durch den Behälter wird
warmes Abwasser, durch die
Rohrschleifen kühles, reines Was-
ser geleitet.Aufgrund der sehr gut-
en Wärmeleitfähigkeit von Edel-
stahl und der durch geschickte
Konstruktion erreichten verhält-
nismäßig großen Austauscher-
fläche findet ein überdurchschnitt-
licher Wärmeübergang statt. Mit
dem aufgewärmten Klarwasser
kann nun die Wärmepumpe be-
schickt werden.

Präventivreinigung

Dem drohenden Einfluss von
BiofoulingwirddurcheinePräven-
tivreinigung vorgebeugt. DieAbla-
gerungen, die zu einer Verringe-
rung des Wärmeübergangs führen
können, werden frühzeitig entfernt.
Am Behälterboden sorgt eineAus-
tragsschneckedafür,dassSedimen-
te dem System ab-, und dem Kanal
zugeführt werden. Da sich der
Wärmetauscher nicht im Kanal,
sondern oberirdisch bzw. in einem
Kellerraum befindet, ergeben sich

bei Einbau und Wartung zeitliche
und somit finanzielle Vorteile.Auf-
grund der modularenAufbauweise
kann der Wärmetauscher pro-
jektspezifisch angepasst werden. In
Verbindung mit einer Wärmepum-
pe können so je nach Baugröße kli-
maschonendmehrerehundertKilo-
watt Heizleistung erzeugt werden.

Intelligentes Modul

Nicht immer lassen jedoch die
vorhandenen Platzverhältnisse, die
vorgefundene Kanalsituation oder
die Möglichkeit einer ortsnahen
Wärmenutzung diese effiziente
Außenaufstellung zu. Die Ent-
wickler von Huber haben mit ei-
nem modular aufgebauten Wär-
metauscherelement auf diese Si-
tuationen reagiert, um den weite-
ren „Siegeszug der Energiegewin-
nung aus dem Kanal“ noch
schneller voranzutreiben.

Dieses Modul, als Huber Kanal-
wärmetauscher TubeWin bezeich-
net, kann weitestgehend unabhän-
gig von der vorgefundenen Kanal-
form und dem Kanaldurchmesser
im Kanal auf sehr einfache Art fi-
xiert werden und sorgt aufgrund
seiner konstruktiven Gestaltung
für eine stets vollständige Über-
strömung mit Abwasser bei
gleichzeitiger Verhinderung von
Verstopfungen durch imAbwasser

mitgeführte Störstoffe. Der gesam-
te Wärmeaustausch findet hierbei
auf intelligente Art im Abwasser-
kanal statt und durch einfache Ver-
längerung der Wärme-Austausch-
strecke ist das Gesamtsystem her-
vorragend an erforderliche Situa-
tionen anzupassen.

Schonung der Umwelt

Dem Abwasserstrom wird so-
mit Energie entzogen, die mittels
einer Wärmepumpe auf ein nutz-
bares Temperaturniveau von 35
bis 55 °C gebracht wird. Teuer be-
zahlte Energie aus Dusch- und
Kochabwässern kann somit in den
Wärmekreislauf des Gebäudes
zurückgeführt werden und schont
nicht nur den Geldbeutel, sondern
auch die Umwelt.

Das Projekt „Heizwärme aus
demAbwasserkanal“, das das Un-

ternehmen in Zusammenarbeit mit
der Stadt Straubing/Stadtentwäs-
serung und der GFM beratende In-
genieure GmbH umsetzte, ver-
sorgt in Straubing 102 Wohnein-
heiten mit rund 65 Prozent des
Wärmebedarfs über dasAbwasser.
Bei diesem Objekt mit guter Wär-
medämmung entspricht das jähr-
lich knapp 350.000 kWh.

Ermöglicht wird diese Ein-
sparung durch ein Verfahren, bei
dem die Wärme des Abwassers
durch einen speziellen Wärmetau-
scher entzogen wird. EineWärme-
pumpe passt die Temperatur der
entzogenen Abwasserwärme der
benötigten Heiztemperatur der
Wohnungen an. Im Vergleich zur
Erd- und Grundwasserwärme
punktet die Abwasserwärme-
nutzung mit ganzjährig hohen
Temperaturen von mindestens
12 °Celsius. DK

ferenzierung. Lastvariable Tarife
mit deutlichen Preisunterschieden
in Abhängigkeit vom Markt wür-
den die Netze stabilisieren.“

Mit drei Wünschen an die Poli-




